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EUReform der Abschlussprüfung – 
Der Rat der EU ist im Spiel

Der Rechtsausschuss (JURI), der 
in diesem Vorgang federführen-
de Ausschuss des EU-Parlaments, 
stimmte am 25. April 2013 über 
seine beiden Berichte zum Ver-
ordnungs- und zum Richtlinien-
vorschlag der EU-Kommission ab. 
Die Berichte wurden am 13. und 
20. Mai 2013 veröffentlicht. Kurz 
zusammengefasst lässt sich sagen, 
dass der JURI die Vorschläge der 
EU-Kommission in sehr vielen 
Punkten geändert sehen möchte.

Weiteres Gesetzgebungsorgan 
neben dem EU-Parlament ist der 
Rat der EU. Der Rat ist das Organ 
der Union, in dem die Vertreter 
der Regierungen der Mitgliedstaa-
ten zusammentreten, das heißt die 
für einen bestimmten Fachbereich 

zuständigen Minister aus den ein-
zelnen Mitgliedstaaten.

Die Beratungen der Arbeits-
gruppen des Rates liefen bereits 
Ende letzten Jahres/Anfang die-
ses Jahres. Sie nahmen Fahrt auf, 
nachdem die Beratungen der Aus-
schüsse des EU-Parlaments auf 
die Zielgerade gingen.

Die irische Ratspräsidentschaft, 
die bis zum 30. Juni 2013 andau-
erte, initiierte eine öffentliche Sit-
zung des Rats für Wettbewerbsfä-
higkeit am 29. Mai 2013. Dieses 
Gremium ist eine spezielle Ein-
richtung des Rats, das Aufgaben 
von drei Fachräten (Binnenmarkt, 
Industrie, Forschung) übernimmt. 
Das Gremium beschäftigte sich in 
dieser Sitzung mit ausgewählten 

besonders strittigen Themen. Es 
war daher nicht verwunderlich, 
dass die Meinungen zu diesen 
Themen sehr weit auseinander 
lagen (Themen waren: Mehrjah-
resbestellung/Externe Rotation/
Joint Audit; Ausgestaltung des 
Verbots von Nicht-Prüfungsleis-
tungen beim jeweiligen Prüfungs-
mandant, hier: Einführung einer 
„Schwarzen Liste“; Gestaltung der 
Aufsicht über Abschlussprüfer 
auf europäischer Ebene, hier: Ver-
ortung bei ESMA oder Weiterent-
wicklung des EGAOB). 

Zum 1. Juli 2013 übernahm Li-
tauen den Ratsvorsitz. Die Rats-
arbeitsgruppen arbeiten auf der 
Grundlage der Vorschläge der EU-
Kommission und lassen die bishe-
rigen Ergebnisse der Beratungen 
der Parlamentsausschüsse, insbe-
sondere die des federführenden 
JURI, zunächst außen vor. 

Abgeglichen werden die unter-
schiedlichen Positionen im Trilog, 
der zwischen den beiden gesetzge-
benden Akteuren, dem EU-Parla-
ment und dem Rat der EU, sowie 
der EU-Kommission stattfinden 
wird. Dieser Trilog wird erst star-
ten können, wenn der Rat seine 
Beratungen abgeschlossen hat. 
Dem Vernehmen nach soll dies 
im Herbst 2013 erfolgen, da nach 
den bisher bekannten Planungen 
das EU-Parlament noch vor Ende 
2013 einen Beschluss zu den bei-
den Gesetzespaketen beschließen 
soll. Dies ist jedoch erst möglich, 
wenn eine Einigung im Trilog ge-
funden worden ist. ge

Ausführlicher Bericht der WPK über das  
Beratungsergebnis des JURI abrufbar unter 
k www.wpk.de/aktuell/regelungsvorschlaege.asp
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Zur Sache

renamtsträger, öffentlich bewusst ein Zerrbild 
von „ihrer“ Wirtschaftsprüferkammer, das mit 
der Wirklichkeit nichts zu tun hat. Dies schadet 
nicht nur dem Ansehen des Berufsstandes, son-
dern gefährdet unmittelbar Existenz und Be-
deutung der WPK. Berufliche Selbstverwaltung 
findet in der Kammer statt. Beraten und ent-
schieden wird in den Gremien. Soweit aus lau-
fenden Beratungen die Öffentlichkeit und die 
Rechtsaufsicht informiert werden, sind diese 
Entwicklungen gerade auch mit Blick auf Brüs-
sel nur dazu geeignet, das Ansehen der WPK zu 
beschädigen. Dies ist – selbst unter Berücksich-
tigung der in 2014 anstehenden Wahlen zum 
Beirat der WPK – nicht hinnehmbar.

Am 7. Juni hat der Beirat die Änderung 
des Wahlrechts der Wirtschaftsprüferkam-
mer beschlossen. Einzelheiten dazu lesen Sie 
in diesem WPK Magazin. Das personalisier-
te Verhältniswahlrecht bringt nach der Mehr-
heitsmeinung eine höhere Wahrscheinlichkeit, 
dass alle Gruppierungen des Berufsstandes im 
Beirat der Kammer repräsentiert sind. Ich hof-
fe sehr, dass das neue Wahlrecht seinen eige-
nen Beitrag zu geordneten Verhältnissen in 
der Gremienarbeit der WPK leisten wird. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, mir 
liegt sehr daran, Ihnen und auch der Öffent-
lichkeit eine korrekte Darstellung der WPK zu 
vermitteln und damit das verbreitete schie-
fe Bild gerade zu rücken. Daher mein offener 
Appell, im Sinne des gesamten Berufsstandes, 
im Sinne des Erhalts der Selbstverwaltung des 
Freien Berufs – auch über unseren eigenen Be-
rufsstand hinaus – zu denken und zu handeln. 
Es wird sich zeigen, ob sich jeder in den kom-
menden Wochen und Monaten auf seine dies-
bezügliche Verantwortung besinnt. Jedes Mit-
glied unserer Berufskammer, jeder einzelne 
Berufsangehörige trägt Mitverantwortung da-
für, dass die Grundsätze beruflicher Selbstver-
waltung nicht durch interessenorientierte Ak-
tionen Einzelner gefährdet und öffentlich zur 
Diskussion gestellt werden. 

seit April wissen wir, dass der Rechtsaus-
schuss (JURI) des Europäischen Parlaments in 
vielen Punkten Änderungsbedarf bei den Re-
gelungsvorschlägen der Kommission zur Ab-
schlussprüfung sieht und damit zahlreichen 
Anregungen der WPK folgt. Der im Rechtsset-
zungsprozess noch ausstehende Trilog zwi-
schen Parlament, Rat und Kommission soll 
nunmehr Anfang Oktober beginnen. Mit Span-
nung wird zu beobachten sein, wie die Be-
schlüsse des JURI Berücksichtigung finden, 
zumal die Ratsarbeitsgruppen auf der Grund-
lage der Vorschläge der EU-Kommission arbei-
ten, ohne – zunächst jedenfalls – die Beschlüs-
se der Parlamentsausschüsse einzubeziehen.

Eines der zentralen Beratungsergebnis-
se des JURI ist, die Einrichtung einer neuen 
Aufsichtsbehörde im Gegensatz zur Kommis-
sionsauffassung abzulehnen, wodurch er-
möglicht wird, die derzeitige Aufsichtsstruk-
tur im Grundsatz beizubehalten. Das Thema 
berührt unser ureigenes Interesse, unsere be-
ruflichen Belange – unter der öffentlichen 
Aufsicht der Abschlussprüferaufsichtskom-
mission – selbst regeln zu können. Die WPK 
wird sich weiterhin mit Nachdruck für den 
Erhalt der effektiven und bewährten Aufsicht 
von Abschlussprüferaufsichtskommission 
und Wirtschaftsprüferkammer einsetzen.

Überraschend wird nach erfolgreicher Be-
endigung des europäischen „Sommertheaters 
2012“ die gesetzliche Prüfungspflicht von 
Jahresabschlüssen mittelgroßer Gesellschaf-
ten erneut in Frage gestellt (vgl. FAZ vom 
12. August 2013). Obwohl eine zu erwartende 
Klarstellung, Gegenvorstellung oder ein Wi-
derspruch der Verbände nicht zu vernehmen 
ist, wird die WPK – wie bereits 2012 – auf al-
len Ebenen für die sachlich gebotene Beibe-
haltung der gesetzlichen Prüfungspflicht mit-
telgroßer Gesellschaften eintreten.

Vor diesem Hintergrund erhält die Frage, 
welches Bild der Berufsstand von sich in der 
Öffentlichkeit vermittelt, besonderes Gewicht. 
Die weit überwiegende Mehrheit der in den 
Kammergremien engagiert tätigen Berufsange-
hörigen leistet exzellente Arbeit. Demgegenüber 
zeichnen einzelne WPK-Mitglieder, auch Eh-

Verehrte Kolleginnen und Kollegen,

Ihr
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Am 19. Juli 2013 ist das Gesetz 
zur Einführung einer Partner-
schaftsgesellschaft mit beschränk-
ter Berufshaftung (PartGmbB) in 
Kraft getreten. Damit steht jetzt 
eine deutsche Alternative zur bri-
tischen Limited Liability Part-
nership (LLP) zur Verfügung. Es 
handelt sich nicht um eine neue 
Rechtsform, sondern um eine Va-
riante der 1994 eingeführten Part-
nerschaftsgesellschaft für die Frei-
en Berufe. Diese Variante vereint 
die Vorteile einer Personengesell-
schaft, wie etwa die Besteuerung 
auf der Ebene der Gesellschafter, 
mit denen einer sogenannten Ka-
pitalgesellschaft, indem im Falle 
von beruflichen Fehlern die Haf-
tung auf das Gesellschaftsvermö-
gen beschränkt wird. Dies ist ins-
besondere vor dem Hintergrund 
zu begrüßen, dass die Eintragung 
von Freiberufler-GmbH & Co. KG 
im Handelsregister seit einigen 
Jahren an die ausdrückliche Be-
dingung geknüpft wird, dass sie 
überwiegend Treuhandtätigkeiten 
ausüben (siehe dazu zuletzt WPK 
Magazin 1/2013, Seite 11). 

Die PartGmbB steht derzeit 
Wirtschaftsprüfern/vereidigten 
Buchprüfern, Steuerberatern so-
wie Rechtsanwälten und Patent-
anwälten offen. Andere Freie Be-
rufe mit gesetzlichem Berufsrecht 
können aber durch eine entspre-
chende Regelung in ihrem Be-
rufsrecht hinzutreten und die 
Partnerschaftsgesellschaft mit be-
schränkter Berufshaftung für sich 
nutzen. Im Vordergrund der ge-
setzgeberischen Initiative sowie 
der weiteren Beratungen im Ge-
setzgebungsverfahren standen al-
lerdings die Rechtsanwälte, da 
insbesondere dort die LLP als 
Rechtsformalternative weit ver-

Die PartGmbB aus Sicht des Wirtschaftsprüfers/
vereidigten Buchprüfers

breitet ist. Zudem hatte es auch 
innerhalb der Regierungskoaliti-
on zwischenzeitlich kontrover-
se Debatten über das Gesetz gege-
ben. Dies hat sich auf das Gesetz 
negativ ausgewirkt. Es ist nicht in 
allen Punkten in sich konsistent. 
Dies erschwert insbesondere die 
Zusammenarbeit in so genannten 
interprofessionellen PartGmbB, 
vor allen Dingen bei Beteiligung 
von Rechtsanwälten. 

Das größte Hindernis für eine 
einfache Handhabung des Ge-
setzes bestand von Anfang an in 
den unterschiedlichen Anforde-
rungen an die Höhe der Berufs-
haftpflichtversicherung als we-
sentliche Voraussetzung für die 
Haftungsbeschränkung. Die Höhe 
der Berufshaftpflichtversiche-
rung ist im PartGG selbst nicht 
genannt. Sie richtet sich – eben-
so wie die sonstigen Rahmen-
bedingungen für die Berufshaft-
pflichtversicherung – nach den 
im jeweiligen Berufsgesetz getrof-
fenen Regelungen. Während der 
neue § 51a BRAO für die anwalt-
liche PartGmbB einen Haftpflicht-
schutz von 2,5 Mio. ¤ vorsieht 
(ebenso § 45 a Abs. 2 PAO), sind 
nach § 54 Abs. 1 WPO und § 67 
Abs. 2 StBerG lediglich 1 Mio. ¤ 
erforderlich. Für PartGmbB unter 
Beteiligung von WP/vBP muss die 
1 Mio. ¤-Deckung allerdings unab-
hängig von der Anzahl der Scha-
densfälle zur Verfügung stehen. 
Für Steuerberater und Rechtsan-
wälte ist die Jahresdeckung hin-
gegen maximiert. Sie wird mit der 
Anzahl der Partner vervielfacht, 
mindestens aber vervierfacht. Für 
Steuerberater bedeutet dies eine 
Mindestdeckung pro Jahr in Höhe 
von 4 Mio. ¤, für Rechtsanwälte 
10 Mio. ¤. 

Die WPK hatte sich eben-
so wie andere Berufskammern 
und -verbände für eine mög-
lichst einheitliche Regelung ein-
gesetzt. Die Anforderungen bei 
den WP/vBP schienen inso-
weit eine vernünftige Mittellö-
sung zu sein. Für die Steuerbe-
rater-PartGmbB ist dem insoweit 
auch entsprochen worden, als die 
Mindestversicherungssumme auf 
1 Mio. ¤ festgesetzt worden ist, 
während für Steuerberater, Steu-
erberatungsgesellschaften und 
jetzt auch die einfache Steuerbe-
rater-PartG (ohne Beschränkung 
der Berufshaftung) die nach § 67 
Abs. 1 Satz 1 StBerG als ange-
messen vorausgesetzte Mindest-
versicherungssumme nach §§ 52 
Abs. 1 DVStB bei 250.000 ¤ liegt. 
Die gleiche Summe gilt nach § 51 
Abs. 4 Satz 1 BRAO auch für 
Rechtsanwälte, nicht hingegen 
für Rechtsanwaltsgesellschaften. 
Als Ausgleich für die Haftungsbe-
schränkung auf das Gesellschafts-
vermögen insbesondere bei der 
Rechtsanwalts-GmbH gelten für 
diese seit ihrer Einführung die glei-
chen Anforderungen, wie sie jetzt 
auf die Rechtsanwalts-PartGmbB 
übertragen wurden. Angesichts 
der ohnehin nicht unumstritte-
nen Möglichkeit der Haftungsbe-
schränkung für die PartG war eine 
Herabsetzung dieser Anforderun-
gen politisch nicht durchsetzbar.

Wie umstritten und letztlich 
gefährdet das Projekt war, zeigen 
schließlich die Änderungen, die 
der Rechtsausschuss am 12. Juni 
2013 am Regierungsentwurf vor-
genommen hat und die im Ergeb-
nis auch Bestandteil des Gesetzes 
geworden sind. Um den Verbrau-
cher noch stärker zu schützen, 
muss der Versicherungsschutz 
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auch bei der PartGmbB und eben-
so wie bei der „regulären“ Be-
rufshaftpflichtversicherung bei 
Berufsangehörigen und Berufsge-
sellschaften nach den Regelun-
gen des § 117 VVG auch dann 
weiter Bestand haben, wenn die 
PartG ihren Verpflichtungen aus 
dem Versicherungsverhältnis 
nicht nachkommt. Des Weiteren 
ist – allerdings nur für Rechtsan-
walts-PartGmbB (und die Rechts-
anwalts-GmbH) – die sonst nach 
den derzeitigen Berufsrechten 
vorgesehene Möglichkeit gestri-
chen worden, den Versicherungs-
schutz bei wissentlicher Pflicht-
verletzung auszuschließen. 

Nach dem allgemein anerkann-
ten Grundsatz der Geltung des je-
weils strengsten Berufsrechts sind 

Aus Sicht des WP/vBP wichtigste Fragen  
und Antworten zur PartGmbB (von der WPK  
zusammengestellt) abrufbar unter
k www.wpk.de/service/partgmbb.asp
k www.wpk.de/magazin/3-2013/

bei Beteiligung auch nur eines 
Angehörigen einer Berufsgruppe 
in einer PartGmbB somit prinzipi-
ell die für ihn geltenden Regelun-
gen mindestens zu erfüllen, und 
zwar für die gesamte PartGmbB 
(siehe aber zu Fragen insbeson-
dere im Zusammenhang mit als 
WPG/BPG anerkannten PartGmbB 
die von der WPK zusammenge-
stellten wichtigsten Fragen und 
Antworten). Dies kann insgesamt 
zu einer Kombination von Anfor-
derungen führen, die für den WP/
vBP interprofessionelle PartGmbB 
mit Rechtsanwaltsbeteiligung im 
Ergebnis unattraktiv machen. Ob 
und in welchem Ausmaß dies der 
Fall sein wird, hängt maßgeblich 
davon ab, welche Folgerungen die 
Berufshaftpflichtversicherer aus 

den Anforderungen für die Ge-
staltung ihrer Versicherungsver-
träge, insbesondere die Prämien-
höhe, ziehen.

Trotz der genannten Nachtei-
le und Unwägbarkeiten ist es zu 
begrüßen, dass das Gesetz kurz 
vor Ende der aktuellen Legislatur-
periode überhaupt noch gekom-
men ist. Dies lässt gegebenenfalls 
die Möglichkeit zu, in späteren 
Schritten Nachbesserungen im 
Detail vorzunehmen, sollten sich 
diese als notwendig erweisen. sn

Beirat beschließt die Einführung des personalisierten 
Verhältniswahlrechts
Bericht über die Beiratssitzung am 7. Juni 2013 in Berlin
Der Beirat beschließt Änderun-
gen der Wahlordnung und der 
Satzung der WPK zur Einfüh-
rung personalisierter Verhält-
niswahlen sowie eine Revision 
der Satzung.

Eröffnet wurde die Sitzung 
des Beirates mit der Berichter-
stattung des Vorstandes für den 
Zeitraum seit der letzten Bei-
ratssitzung im März 2013.

Anschließend behandelte der 
Beirat mit der Genehmigung des 
Jahresabschlusses für das Wirt-
schaftsjahr 2012 einen obligato-
rischen Tagesordnungspunkt der 
Sommersitzungen des Beirates. 
Nach ausführlicher Vorberatung 
durch den vom Beirat gebildeten 
Haushaltsausschuss und einem 
ausführlichen Bericht des Ab-

schlussprüfers genehmigte der 
Beirat den Jahresabschluss nebst 
Lagebericht der WPK für das 
Wirtschaftsjahr 2012 einstimmig. 
Der Vorstand der WPK wurde 
ebenfalls einstimmig entlastet.

Der Vorsitzende der Ab-
schlussprüferaufsichtskommis-
sion (APAK), Dr. h.c. Wolfgang 
Spindler, berichtete dem Bei-
rat über die Tätigkeit der APAK 
im Jahr 2012. Er verwies hierzu 
auch auf den gerade vorgeleg-
ten Tätigkeitsbericht für das Jahr 
2012, in dem der Wirtschaftsprü-
ferkammer wie in den Jahren zu-
vor insgesamt eine geeignete, an-
gemessene und verhältnismäßige 
Aufgabenerfüllung in den auf-
sichtsrelevanten Bereichen attes-
tiert wird. Dr. Spindler berich-

tet unter anderem zu den drei 
Joint Inspections mit dem Public 
Company Accounting Oversight 
Board (PCAOB), der amerikani-
schen Prüferaufsicht, die derzeit 
wohl als das Maß der Prüferauf-
sichten gelten könne. Im Rahmen 
der gemeinsamen Inspektionen 
seien die Inspektoren der APAK 
und des PCAOB als gleichbe-
rechtigte Prüfer auf Augenhöhe 
aufgetreten und hätten inhaltlich 
Übereinstimmung erzielt. Die in-
ternationale Akzeptanz der deut-
schen Prüferaufsicht werde da-
von profitieren.

Joachim Riese, Vorsitzen-
der der Kommission für Quali-
tätskontrolle (KfQK), stellte 
im Beirat den Tätigkeitsbericht 
der KfQK für das Jahr 2012 vor. 
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Zwar sei die Zahl der Praxen mit 
einer Teilnahmebescheinigung 
oder einer Ausnahmegenehmi-
gung leicht rückläufig, die Zahl 
der Berufsangehörigen, die im 
Bereich gesetzlicher Abschluss-
prüfungen tätig seien, bleibe aber 
gleich. Festzustellen sei, dass 
wie in den Vorjahren regelmä-
ßig in den gleichen Bereichen 
des Qualitätssicherungssystems 
der untersuchten Praxen Mängel 
festgestellt wurden. Dazu zähl-
ten insbesondere die mangelnde 
Umsetzung des risikoorientier-
ten Prüfungsansatzes, Mängel in 
Bezug auf die auftragsbezogene 
Qualitätssicherung und fehlende 
Regelungen zur Unabhängigkeit 
bei Schnittstellen mit anderen 
Praxen. Vor dem Hintergrund 
der Berichterstattung wurde die 
KfQK einstimmig entlastet. Er-
gänzend bestätigte der Beirat die 
vom Vorstand bereits eingeleite-
ten Überlegungen zur Veranke-
rung der Verhältnismäßigkeit der 
Qualitätskontrolle in der Satzung 
für Qualitätskontrolle und bat 
den Vorstand um ergänzende Be-
richterstattung hierzu in der No-
vembersitzung.

Mit Spannung erwarteter Ta-
gesordnungspunkt war der Be-
schluss über die Änderungen der 
Wahlordnung und der Satzung 
der WPK zur Einführung perso-
nalisierter Verhältniswahlen und 
zur Revision der Satzung (dazu 
auf Seite 16 ff. in diesem Heft). 
Die Vor- und Nachteile persona-
lisierter Verhältniswahlen wur-
den innerhalb der Gremien der 
WPK, in den gemeinsamen Kon-
sultationsrunden mit den Vertre-
tern der großen Praxen und im ge-
samten Berufsstand ausführlich 
erörtert und abgewogen. Einig-
keit bestand dabei stets darüber, 
dass zukünftig alle relevanten 
Interessengruppen in die Arbeit 

der Kammer eingebunden wer-
den sollen. Dissens bestand zum 
Teil über die Art und Weise die-
ser Einbindung. Getragen von der 
vielfach erfahrenen Zustimmung, 
die Rahmenbedingungen für ei-
nen pluralistisch zusammenge-
setzten Beirat zu erleichtern, ha-
ben sich letztlich mehr als zwei 
Drittel der Beiratsmitglieder für 
die Einführung personalisierter 
Verhältniswahlen und die Revi-
sion der Satzung ausgesprochen. 

In Fortführung seiner Bemü-
hungen um eine Revision des 
Satzungsrechtes beschloss der 
Beirat, die Mitglieder zu weiteren 
Änderungen der Satzung und der 
Beitragsordnung der WPK anzu-
hören (dazu auf Seite 21 und Sei-
te 22 in diesem Heft).

Als Startsignal für die im 
Sommer 2014 anstehenden Bei-
ratswahlen stimmte der Beirat 
der Berufung der Mitglieder der 
unabhängigen Wahlkommission 
für die Wahlen der Mitglieder 
des Beirats zu:
• WP Dipl.-Kfm. 
 Torsten Ebeling, Berlin
• WPin/StBin Dr. Julia Füssel, 

Berlin
• WP Dipl.-Kfm. Dieter Gahlen, 

Berlin
• vBP/StB Dieter Grammes, 
 Rechlin
• WP/StB Betriebsw. (grad.) 

Frank Häfner, Stuttgart
• vBP/StB Dipl. oec.  

Peter Hassel, Wertingen
• WP/StB Dipl.-Kfm. Peter Heid, 

Berlin
• vBPin/StBin Dipl.-Fw. 
 Marianne Kleppeck, Berlin
• vBP/StB Jürgen Klinkenberg, 

Geilenkirchen
• WP/StB Dipl.-Kfm. 
 Rainer Stefan Kroker, Berlin.*

Ausführlich diskutierten die Bei-
ratsmitglieder die Regelungsvor-

schläge des Projektausschusses 
zur Sicherung der Qualität der 
gesetzlichen Abschlussprüfung. 
Im Ergebnis bestätigte der Bei-
rat die Aufnahme einer im Detail 
noch fortzuentwickelnden quali-
tätssichernden Entgeltregelung in 
die Berufssatzung, strebt mittel-
fristig aber gesetzliche Regelung 
im HGB und in der WPO an. Ers-
te Überlegungen zur Einführung 
weitergehender Meldepflichten 
verwarf der Beirat wieder. 

Ebenso ausführlich erörterte 
der Beirat die Überlegungen zur 
Neunten Änderung der Berufs-
satzung mit der Implementierung 
der Wirtschaftsprüfer-Berufshaft-
pflichtverordnung, der nationa-
len Umsetzung des Code of Ethics 
und der Fortschreibung der VO 
1/2006. Der Beirat gab den feder-
führenden Ausschüssen hierzu 
wichtige Impulse für die weitere 
Sacharbeit. In der Novembersit-
zung möchte der Beirat eine Ent-
wurfsfassung der Satzungsände-
rungen beraten, die sodann in die 
erforderlichen Anhörungen, ein-
schließlich auch der Anhörung 
des Berufsstandes, gehen soll.

Zur Erledigung seiner sta-
tuarischen Aufgaben benannte 
der Beirat weitere ehrenamtli-
che Richter am Bundesgerichts-
hof und weitere Vertreter der 
Finanzverwaltung in der Prü-
fungskommission.

Die Berichterstattung aus 
verschiedenen gemeinsam vom 
Beirat und Vorstand gebildeten 
Ausschüssen bildete den letzten 
Tagesordnungspunkt der Bei-
ratssitzung. 

Die nächste Sitzung des Bei-
rates findet am 22. November 
2013 in Berlin statt. ge/uh

*	 Die	Bekanntgabe	der	Mitglieder	der	unabhängigen	
Wahlkommission,	des	Wahlleiters	und	seines	Stellver-
treters	erfolgt	im	WPK	Magazin	4/2013.
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Geschäftsstelle der WPK in Brüssel
Am 22. August 2013 bezog die 
Wirtschaftsprüferkammer ihre 
neuen Räume in Brüssel. In der 
Rue des Deux Églises 35, in der 
bisher bereits die Bundessteuer-
beraterkammer (BStBK) ansässig 
ist, übergaben BStBK-Präsident 
Dr. Horst Vinken und Hauptge-
schäftsführerin Nora Schmidt-
Keßeler die Schlüssel an WPK-
Präsident Claus C. Securs und 
Geschäftsführer Dr. Reiner Veidt. 
Die Eröffnung der Vertretung in 
der belgischen Hauptstadt ist Teil 
der Stärkung der internationalen 
Aktivitäten der Wirtschaftsprüfer-
kammer. th

Auf Einladung der WPK findet am 
5. September 2013 in Frankfurt 
am Main ein Runder Tisch mit 
Hochschulen und Vertretern des 
Berufsstandes statt. Die Teilneh-
mer werden die Frage „Wird die 
Attraktivität des WP-Berufs vom 
Nachwuchs nicht mehr wahrge-
nommen?“ diskutieren und die 
Situation des Berufsnachwuchses 
beleuchten. 

Initiative der WPK zur Nachwuchsgewinnung
Anlass, die Frage nach der At-

traktivität des Wirtschaftsprüferbe-
rufs zu stellen, ist die zunehmend 
schwierigere Personalgewinnung, 
die ihren Ausdruck auch in der 
stetig zurückgehenden Zahl der 
Kandidaten in der Prüfung zum 
Wirtschaftsprüfer findet. Während 
2009 noch 1.164 Kandidaten zu der 
Prüfung zugelassen waren, sind es 
im Jahr 2013 nur noch 723. 

Der Teilnehmerkreis des Run-
den Tisches setzt sich zusammen 
aus Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrern, Vertretern der 
großen Berufsgesellschaften und 
größerer mittelständischer Netz-
werke sowie der führenden Be-
rufsverbände und Mitgliedern des 
Vorstandes der WPK. tü

Die Wirtschaftsprüferkammer 
bietet ihren Mitgliedern an, das 
WPK Magazin und die Jahres-
berichte der WPK nur noch in 
Form von PDF-Dateien zuzulei-

WPK Magazin und Jahresberichte 
in Form von PDFDateien

ten (dazu bereits WPK Magazin 
2/2013, Seite 23). Bei Interesse 
verwenden Sie bitte das Antwort-
formular im Internet. th

WPK Magazin
Mai 2013

www.wpk.de

IESBA-Vorsitzender  Jörgen Holmquist  besucht die WPK

Jahresberichte 2012:
BerufsaufsichtQualitätskontrolle

Examen

Bitte entscheiden Sie: WPK Magazin und  Jahresberichte  als PDF oder gedruckt

11

15

23

MITTEILUNGEN DER WIRTSCHAFTSPRÜFERKAMMER • 2/2013

Das Heft 
als PDF

Antwortformular zum PDF-Bezug von WPK  
Magazin und Jahresberichten abrufbar unter
k www.wpk.de/magazin/bezug.asp

(v.	li.)	Nora	Schmidt-Keßeler,	Dr.	Horst	Vinken,	Claus	C.	Securs	und	Dr.	Reiner	Veidt
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In Artikel 15 der Abschlussprü-
ferrichtlinie (RL 2006/43/EG des 
Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 17. Mai 2006) ist vor-
gesehen, dass jeder Mitgliedstaat 
alle zugelassenen Abschlussprü-
fer und Prüfungsgesellschaften in 
einem Register führt und die Öf-
fentlichkeit auf elektronischem 
Wege auf das Register zugreifen 
kann. In Deutschland regelt dies 
§ 37 Abs. 1 Satz 3 WPO, von der 

Verzeichnis zu den öffentlichen Berufsregistern 
weiterer EUMitgliedstaaten auf der Internet
seite der WPK

WPK auf ihrer Internetseite umge-
setzt.

Die WPK hat nunmehr die 
Links zu den öffentlichen Berufs-
registern aller EU-Mitgliedstaaten 
zusammengestellt. Die neue Seite 
bietet sowohl eine Verknüpfung 
zur Internetseite der jeweiligen 
Registerstelle als auch einen di-
rekten Link zu den Registern mit 
Suchfunktion, die ausschließlich 
auf Angaben der zuständigen Re-

gisterstellen beruhen. Dies ermög-
licht einen schnellen Zugriff auf 
aktuelle Informationen zur Re-
gistrierung von Prüfern und Prü-
fungsgesellschaften der weiteren 
27 EU-Mitgliedstaaten.  sw

Verzeichnis weiterer EU-Mitgliedstaaten 
abrufbar unter
k www.wp-verzeichnis-online.de
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Die Wirtschaftsprüferprüfung 
I/2013 ist im 1. Halbjahr 2013 
durchgeführt worden. Die Klau-
suren wurden im Februar 2013 
geschrieben, die mündlichen Prü-
fungen fanden im Mai und Juni 
2013 statt. 

Mehr als 51 % aller Kandidaten 
haben die Prüfung bestanden, fast 

Statistische Auswertung der Wirtschaftsprüfer
prüfung I/2013

20 % haben die Ergänzungsprüfung 
erreicht; das heißt, dass sie Teile 
der Prüfung wiederholen können, 
ohne dass dies als neuer Prüfungs-
versuch gilt. 

Einschließlich der zur Wirt-
schaftsprüferprüfung II/2013 zu-
gelassenen Kandidaten sind 2013 
105 Bewerber weniger zum WP-

Examen zugelassen worden als im 
Jahr 2012. Dies entspricht einem 
Rückgang von 12,7 %. tü

Die Kommission für Qualitätskon-
trolle hat im Juni 2013, wie auch 
bereits schon Ende 2010, erneut 
Jours fixes mit erfahrenen Prü-
fern für Qualitätskontrolle durch-
geführt. An den vier Veranstal-
tungen nahmen insgesamt rund 
30 Prüfer für Qualitätskontrolle 
teil, die zehn oder mehr Qualitäts-
kontrollen durchgeführt haben. 
Die Gespräche erfolgten bewusst 
in kleinen Gruppen, damit ein in-
dividueller Erfahrungsaustausch 
entstehen konnte. 

Anlass und zentrales Thema 
für die Gesprächsrunden 2013 
war die Überarbeitung des Hin-
weises der Kommission für Qua-

Jours fixes Erfahrungsaustausch Prüfer  
für Qualitätskontrolle

litätskontrolle zur Berichterstat-
tung über eine Qualitätskontrolle. 
Die Überarbeitung des Hinweises 
wurde weit überwiegend als hilf-
reiche Unterstützung für eine ord-
nungsgemäße Berichterstattung 
angesehen. Vereinzelt wurde die 
Befürchtung geäußert, dass mit 
der Überarbeitung eine Auswei-
tung der Berichterstattung ver-
bunden sei. Die Prüfer für Quali-
tätskontrolle stellten jedoch weit 
überwiegend fest, dass die Über-
arbeitung des Hinweises im We-
sentlichen keine Neuerungen ent-
hält, sondern Klarstellungen und 
einen höheren Detaillierungs-
grad und damit eine bessere An-
leitung. Bei der Kommission für 
Qualitätskontrolle und den Prü-
fern für Qualitätskontrolle besteht 
die gemeinsame Erwartungshal-
tung, dass bei einer Beachtung des 
Hinweises weniger Rückfragen im 
Zuge der Auswertung von Quali-
tätskontrollberichten erforderlich 
werden.

Der unmittelbare Kontakt mit 
Mitgliedern der Kommission für 
Qualitätskontrolle wurde von den 

Prüfern für Qualitätskontrolle be-
grüßt. In den Gesprächen konn-
ten viele Einzelfragen behan-
delt und die Vorgehensweise der 
Kommission für Qualitätskon-
trolle verdeutlicht werden. Prüfer 
für Qualitätskontrolle brachten 
zum Ausdruck, dass mittlerweile 
bei den WP-/vBP-Praxen bezüg-
lich einer Qualitätskontrolle eine 
gewisse Routine eingetreten sei. 
Die große Ungewissheit, die vie-
le WP-/vBP-Praxen zu Beginn des 
Verfahrens verspürten, sei einer 
angemessenen Gelassenheit im 
Umgang mit dem Verfahren gewi-
chen. 

Angesichts der positiven Er-
fahrungen mit den Jours fixes 
wird die Kommission für Quali-
tätskontrolle im September/Okto-
ber 2013 weitere Prüfer für Qua-
litätskontrolle zu Gesprächen in 
kleiner Runde einladen.  cl

Hinweis der Kommission für Qualitätskontrolle 
über die Berichterstattung über eine Qualitäts-
kontrolle (Stand: 12. März 2013) abrufbar unter
k www.wpk.de/qk/kommission-hinweise.asp

Tabelle „Ergebnisse der Wirtschaftsprüferprü-
fung I/2013/Gesamtergebnis“ abrufbar unter
k www.wpk.de/examen/ergebnisse.asp
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Broschüre der WPK über den Wirtschafts
prüferberuf

Errata Jahresbericht der WPK 2012
In dem allen Mitgliedern der WPK 
übersandten Jahresbericht 2012 
sind leider Fehler enthalten. Dies 
bedauern wir außerordentlich, zu-
mal ein Mitglied des Vorstandes 
und ein Landespräsident betrof-
fen sind.

Unser Vorstandsmitglied WP/
StB Dr. Alexander Vieler wur-
de auf Seite 58 versehentlich als 
vBP/StB und nicht als WP/StB be-
zeichnet. Wir entschuldigen uns 
für diese Nachlässigkeit. 

Herr Dr. Vieler bringt neben 
seiner ehrenamtlichen Tätigkeit 
als Mitglied des Vorstandes der 
WPK seine besonderen Kenntnis-
se im Bereich des Berufsrechts, 
der Berufsausbildung sowie sei-
ne Erfahrungen aus der langjäh-

Die Wirtschaftsprüferkammer hat 
ihre Broschüre „Wirtschaftsprüfer 
– Ein attraktiver Beruf“ neu auf-
gelegt. Sie richtet sich an den po-
tenziellen Berufsnachwuchs und 
gibt auf 16 Seiten einen Überblick 
über Grundlegendes zum Berufs-
bild, zu den beruflichen Einsatz-

WP/StB	Dr.	Alexander	Vieler,	
Mitglied	des	Vorstandes	der	WPK

rigen internationalen Tätigkeit 
als Abschlussprüfer in Italien un-
ter anderem im Projektausschuss 
Gebührenordnung und im Pro-
jektausschuss EU-Initiative zur 
Abschlussprüfung aktiv ein.

Weiterhin betroffen ist unser 
Landespräsident in Sachsen, WP/
StB Dipl.-Kfm. Matthias Arndt, 
der auf Seite 62 versehentlich 
nicht aufgeführt ist, wofür wir uns 
entschuldigen.

Die Redaktion bittet um Nach-
sicht für die Fehler, die sich bei 
der Drucklegung leider eingeschli-
chen haben.  th

Jahresbericht der WPK 2012 (PDF) abrufbar  
unter k www.wpk.de/publikationen/

Broschüre abrufbar unter 
k www.wpk.de/publikationen/

Die Wirtschaftsprüferkammer hat ihren Studi-
enführer „Wirtschaftsprüfung“ für das Winter-
semester 2013/2014 neu aufgelegt. Er gibt einen 
Überblick über das auf den Beruf hinführende 
Lehrangebot und über das Lehrpersonal von Uni-

versitäten, Fachhochschu-
len und Berufsakademien 
in ganz Deutschland.

Studienführer abrufbar unter k www.wpk.de/studienfuehrer/

Neuer WPKStudienführer Wirtschaftsprüferhaus  Rauchstraße 26  10787 Berlin  Tel.: 0 30/72 61 61-0  Fax: 0 30/72 61 61-2 28  E-Mail: admin@wpk.de  Internet: www.wpk.de 

Studienführer„Wirtschaftsprüfung“ 

Wintersemester 2013/2014 

Universitäten    2 - 19 
Fachhochschulen  20 - 35 

Berufsakademien        36 

Hinweis:
Der Studienführer „Wirtschaftsprüfung“ erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.  

Die zugrundeliegenden Daten beruhen auf den Angaben der genannten Lehranstalten.  

feldern, zur Ausbildung und zum 
Wirtschaftsprüfungsexamen so-
wie zur beruflichen Selbstver-
waltung in der Wirtschaftsprüfer-
kammer. Die Broschüre steht als 
PDF-Datei im Internet zur Verfü-
gung.  th

Ein attraktiver Beruf

Wirtschaftsprüfer
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Bekanntmachungen der WPK

Monaten zum Ende eines Kalender-
jahres schriftlich kündigen.“ 

 4. § 3 wird aufgehoben und als solches 
weiter geführt.

 5. § 4 wird wie folgt geändert:
  a) In Abs. 2 Satz 1 werden die Wor-

te „wählen die Beiratsmitglieder 
in unmittelbarer, freier und ge-
heimer Briefwahl und“ ersatzlos 
gestrichen und werden nach den 
Worten „haben das Recht“ die 
Worte „und sind aufgefordert“ 
eingefügt.

  b) Abs. 2 Satz 2 bis 4 wird ersatzlos 
gestrichen.

  c) Abs. 3 wird ersatzlos gestrichen.
  d) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3; 

zugleich werden die Worte „Per-
sönlich stimmberechtigte Mit-
glieder“ durch die Wort „Die Mit-
glieder“ ersetzt.

  e) Der bisherige Abs. 5 wird ersatz-
los gestrichen.

 6. § 6 wird wie folgt geändert:
  a) Abs. 1 Satz 1 wird ersatzlos ge-

strichen.
  b) Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst:
   „Das Recht, die Einberufung ei-

ner Kammerversammlung zu ver-
langen, zu der alle Mitglieder ein-
geladen werden, steht auch dem 
Vorstand zu.“

 7. § 7 wird unter der Überschrift „Zu-
ständigkeiten und Organisation des 
Beirats„ wie folgt geändert:

  a) Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst:
   Neben den gesetzlich zugewiese-

nen Aufgaben nimmt der Beirat 
folgende Aufgaben wahr: 

   1. den Beschluss der Satzungen 
der Wirtschaftsprüferkammer;

   2. die Wahl und Ergänzungs-
wahl der Vorstandsmitglieder 
und von zwei Vorstandsmit-
gliedern als Stellvertreter des 
Präsidenten;

durch insgesamt anwenderfreundlicher 
zu gestalten. 
 Zum Jahreswechsel 2012/2013 hat 
der Beirat die Mitglieder zu seinen 
Überlegungen angehört (WPK Maga-
zin 4/2012, Seite 26). Die Stellung-
nahmen der Mitglieder fanden Ein-
gang in die weiteren Beratungen des 
Beirates. 

Änderung der Satzung der Wirtschaftsprüferkammer

Die Satzung der Wirtschaftsprüfer-
kammer in der Neufassung vom 
17. Juni 2005, zuletzt geändert am 
25. Januar 2011 wird wie folgt geän-
dert:

 1. § 1 wird folgende Präambel voran-
gestellt:
„Auf der Grundlage von § 60 Abs. 1 
Wirtschaftsprüferordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
5. November 1975 (BGBl. I S. 2803), 
zuletzt geändert durch Gesetz zur 
Verbesserung der Feststellung und 
Anerkennung im Ausland erwor-
bener Berufsqualifikationen vom 
6. Dezember 2011 (BGBl. I, 2515) 
hat der Beirat der Wirtschaftsprüfer-
kammer in seiner Sitzung am 7. Juni 
2013 folgende Änderungen der Sat-
zung der Wirtschaftsprüferkammer 
in der Fassung vom 17. Juni 2005 
(WPK Magazin 3/2005, 20; Beilage 
S. 2), zuletzt geändert am 25. Janu-
ar 2011 (WPK Magazin Sonderheft 
2011, 9) beschlossen:“

 2. § 1 wird unter der Überschrift „Sitz“ 
wie folgt neu gefasst:
„Die Wirtschaftsprüferkammer hat 
ihren Sitz in Berlin. Die Wirtschafts-
prüferkammer unterhält am Ort ih-
res Sitzes eine Hauptgeschäftsstel-
le.“

 3. § 2 wird unter der Überschrift „Frei-
willige Mitgliedschaft“ wie folgt 
neu gefasst:
„Die genossenschaftlichen Prü-
fungsverbände, die Sparkassen- und 
Giroverbände für ihre Prüfungsstel-
len sowie die überörtlichen Prü-
fungseinrichtungen für öffentli-
che Körperschaften können durch 
schriftliche Erklärung gegenüber 
dem Vorstand die Mitgliedschaft 
gemäß § 58 Abs. 2 WPO erwerben. 
Sie können die Mitgliedschaft un-
ter Einhaltung einer Frist von sechs 

Der Beirat hat die Satzung der Wirt-
schaftsprüferkammer einer umfang-
reichen Revision mit dem Ziel unter-
zogen, unnötig Dopplungen mit der 
Wirtschaftsprüferordnung zu vermei-
den, redaktionelle Unklarheiten zu be-
seitigen, die Organisation und das Zu-
sammenwirken der Organe der WPK 
klar zu gliedern und die Satzung da-

   3. die Berufung der vom Vor-
stand der Wirtschaftsprüfer-
kammer vorzuschlagenden 
Mitglieder der Prüfungskom-
mission und die Bestellung 
der von den obersten Lan-
desbehörden der Länder für 
die Prüfungskommission zu 
benennenden Vertreter der 
obersten Landesbehörden;

   4. die Berufung der vom Vorstand 
der Wirtschaftsprüferkammer 
vorzuschlagenden Mitglie-
der der Aufgaben- und Wi-
derspruchskommission und 
die Bestellung des von den 
obersten Landesbehörden der 
Länder für die Aufgaben- und 
Widerspruchskommission zu 
benennenden Vertreter der 
obersten Landesbehörden;

   5. die Wahl der Vertreter des Be-
rufsstandes für die Arbeitsge-
meinschaft für das wirtschaft-
liche Prüfungswesen; 

   6. die Zustimmung zur Auswahl 
der vom Vorstand der Wirt-
schaftsprüferkammer vorzu-
schlagenden Mitglieder der 
Berufsgerichte;

   7. die Feststellung des Wirt-
schaftsplanes und gegebenen-
falls eines Nachtragsplanes;

   8. die Genehmigung des Jahres-
abschlusses;

   9. die Entgegennahme der lau-
fenden Berichterstattung des 
Vorstandes;

   10. die Bestellung des Abschluss-
prüfers;

   11. die Genehmigung der Rege-
lung einer Zusammenarbeit 
mit anderen Berufskammern 
und Berufsverbänden;

   12. den Erlass von Richtlinien für 
die Vergütung von Reisekos-
ten und Auslagen sowie für 
Aufwandsentschädigungen 
an Mitglieder, die Ehrenämter 

 In seiner Sitzung am 7. Juni 2013 
(dazu auf Seite 8 in diesem Heft) hat 
der Beirat die nachfolgenden Ände-
rungen der Satzung beschlossen. Das 
Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie hat die Änderungen mit 
Schreiben vom 2. Juli 2013 genehmigt.
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in der Wirtschaftsprüferkam-
mer bekleiden;

   13. die Entgegennahme des jährli-
chen Berichts der Kommissi-
on für Qualitätskontrolle über 
die Ergebnisse der Qualitäts-
kontrollen sowie die Bestim-
mung einer über § 8 a Abs. 2 
Satz 5 hinausgehende Zahl 
von Mitgliedern und

   14. die Festlegung der Zahl und der 
Orte der jeweiligen Sitze von 
Landesgeschäftsstellen und die 
Zustimmung zur Ernennung 
des Leiters der Landesvertre-
tung durch den Vorstand.

Der Beirat kann verlangen, dass 
sich der Vorstand im Rahmen 
seiner Zuständigkeit mit einem 
vom Beirat vorgegebenen Thema 
befasst.“

  b) Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt neu 
gefasst:

   „Die Mitglieder jeder Gruppe 
wählen 3 Beiratsmitglieder je an-
gefangene 1200 Mitglieder ihrer 
Gruppe am Stichtag.“

  c) In Abs. 3 Satz 1 wird das Wort 
„zwei“ durch das Wort „seine“ 
ersetzt.

  d) Abs. 3 Satz 3 und 4 wird ersatzlos 
gestrichen.

  e) Abs. 5 Satz 6 wird wie folgt neu 
gefasst:

   „Beschlüsse zum Erlass oder zur 
Änderung einer Satzung bedür-
fen mit Ausnahme von Beschlüs-
sen über die Gebührenhöhe oder 
Beitragssätze einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der abgegebenen 
gültigen Stimmen.“

  f) Abs. 6 wird wie folgt neu gefasst:
   „Vor Änderungen dieser Satzung 

und der Wahlordnung sind die 
Mitglieder anzuhören. Die Mit-
glieder sollen vor Änderungen 
der Beitragsordnung oder der Ge-
bührenordnung angehört werden, 
soweit es nicht die im Rahmen 
des § 15 Abs. 2 Satz 1 festzule-
gende Höhe der Beiträge und Ge-
bühren betrifft.“

  g) In Abs. 8 Satz 1 werden die Worte 
„in den Fällen von Abs. 1 Nr. 17)“ 
durch die Worte „zur Änderung 
des Satzungsrechtes der Wirt-
schaftsprüferkammer“ ersetzt.

  h) In Abs. 8 Satz 2 werden die Wor-
te „,bei Beschlüssen zu Abs. 1 
Ziff. 10), 13) und 14) mit zwei 
Dritteln Mehrheit aller Beirats-
mitglieder“ ersatzlos gestrichen.

  i) Abs. 10 wird ersatzlos gestrichen.

 8. § 8 wird unter der Überschrift „Zu-
ständigkeiten und Organisation des 
Vorstandes„ wie folgt geändert:

  a) In Abs. 1 Satz 3 wird das Wort 
„alljährlich“ durch das Wort 
„laufend“ ersetzt.

  b) Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst:
   „Die Beiratsmitglieder wählen in 

Kenntnis des Verhältnisses der 
im Beirat vertretenen Interessen-
gruppen aus ihrer Mitte 13 Vor-
standsmitglieder. Der gesamte 
Beirat wählt zwei Vorstandsmit-
glieder zu Stellvertretern des Prä-
sidenten.“

  c) In Abs. 4 Satz 4 werden nach den 
Worten „Für den Fall seiner vor-
übergehenden Verhinderung“ 
die Worte „oder seines vorzeiti-
gen Ausscheidens aus dem Amt“ 
eingefügt.

  d) An Abs. 7 wird folgender Satz 2 
angefügt:

   „Bei der Zusammensetzung ist 
§ 8 Abs. 3 Satz 1 zu beachten.“

 9. § 8 a wird unter der Überschrift „Zu-
ständigkeiten und Organisation der 
Kommission für Qualitätskontrolle“ 
wie folgt geändert:

  a) Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst:
   „Die Kommission für Qualitäts-

kontrolle erstattet der Abschluss-
prüferaufsichtskommission sowie 
dem Vorstand und dem Beirat der 
Wirtschaftsprüferkammer jährlich 
Bericht über die Ergebnisse der 
Qualitätskontrollen.“

  b) In Abs. 2 Satz 1 werden nach den 
Worten „Die Mitglieder werden“ 
die Worte „unter Beachtung von 
§ 8 Abs. 3 Satz 1“ eingefügt; zu-
gleich werden die Worte „auf 
Vorschlag des Vorstands vom 
Beirat der Wirtschaftsprüferkam-
mer“ ersatzlos gestrichen. Das 
Wort „drei“ wird durch das Wort 
„vier“ ersetzt.

  c) In Abs. 2 Satz 4 wird das Wort 
„dreijährige“ durch des Wort 
„vierjährige“ ersetzt.

  d) Abs. 2 Satz 6 wird ersatzlos ge-
strichen. 

  e) An Abs. 7 wird folgender Satz 2 
angefügt:

   „Bei der Zusammensetzung ist 
§ 8 Abs. 3 Satz 1 zu beachten.“

 10. § 9 wird wie folgt geändert:
  a) Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt neu 

gefasst:

   „Eine den Aufgaben angemesse-
ne regionale Vertretung der Wirt-
schaftsprüferkammer muss ge-
währleistet sein.“

 11. § 10 wird wie folgt geändert:
  a) In Abs. 2 werden nach den Wor-

ten „bzw. die Kommission für 
Qualitätskontrolle“ die Worte 
„unter Beachtung von § 8 Abs. 3 
Satz 1“ eingefügt.

 12. § 11 wird wie folgt neu gefasst:
„(1) Die Mitglieder des Beira-
tes werden auf vier Jahre gewählt. 
Wahlen zum Beirat finden frühes-
tens 46 und spätestens 50 Monate 
nach der vorausgegangenen Wahl 
statt. Die Amtszeit der Mitglieder 
des Beirates endet mit Feststellung 
der Beschlussfähigkeit in der ersten 
Sitzung eines neu gewählten Beira-
tes. Zu dieser Sitzung tritt der neu 
gewählte Beirat auf Einladung des 
amtierenden Vorsitzer des Beirates 
spätestens am sechzigsten Tag nach 
der Wahl zusammen.
(2) Die Mitglieder des Vorstandes 
und der Präsident werden auf vier 
Jahre gewählt. Die Wahl des Vorstan-
des und des Präsidenten finden in der 
ersten Sitzung eines neu gewählten 
Beirates statt. Die Amtszeit der Mit-
glieder des Vorstandes endet mit der 
Wahl eines neuen Vorstandes. Der 
neu gewählte Vorstand soll auf Einla-
dung des amtierenden Vorsitzer des 
Beirates am Tag seiner Wahl zusam-
mentreten. Hierzu soll die Einladung 
des Vorstandes mit der Einladung 
des Beirates verbunden werden. 
(3) Wiederwahl ist zulässig.
(4) Scheidet ein Beiratsmitglied aus, 
so rückt ein Ersatzmitglied nach 
§ 5 a Abs. 1 der Wahlordnung nach. 
Scheidet ein Vorstandsmitglied 
aus, so findet eine Ergänzungswahl 
durch den Beirat statt.
(5) Alle Neubesetzungen im Bei-
rat und im Vorstand während der 
Amtszeit dieser Organe enden mit 
dem Ablauf dieser Amtszeit gemäß 
Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 1.“

 13. § 12 wird wie folgt geändert:
  a) In Abs. 5 Satz 2 werden die Wor-

te „nach den vom Beirat zu erlas-
senden Richtlinien“ ersatzlos ge-
strichen.

  b) Abs. 6 wird wie folgt neu gefasst:
   „Zum Schutz des Beratungsge-

heimnisses können sich Organe, 
Abteilungen und Ausschüsse im 
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Einzelfall mit einfacher Mehrheit 
zur Verschwiegenheit verpflich-
ten.“

 14. § 15 wird wie folgt geändert:
  a) In Abs. 2 Satz 1 werden die Worte 

„und dem für Wirtschaft zustän-
digen Bundesministerium zuvor 
vorgelegte“ ersatzlos gestrichen.

 15. § 16 wird aufgehoben und als sol-
ches weiter geführt.

 16. § 18 wird wie folgt geändert:
  a) In Satz 1 werden die Worte „und 

ihre späteren Änderungen be-
dürfen der Genehmigung des für 
Wirtschaft zuständigen Bundes-
ministeriums und treten“ durch 
das Wort „tritt“ ersetzt.

  b) In Satz 2 werden nach den Wor-
ten „aufgrund gesetzlicher Vor-
schriften können“ die Worte 
„ohne Anhörung der Mitglieder“ 
eingefügt.

setzen sind. Jedes Mitglied kann 
einem Kandidaten bis zu drei 
Stimmen zuteilen (kumulieren) 
und seine Stimmen Kandidaten 
verschiedener Listen geben (pa-
naschieren).“

  b) Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst:
„Stimmberechtigt sind alle Mit-
glieder der Wirtschaftsprü-
ferkammer, es sei denn, die 
Mitgliedschaft ruht. Wirtschafts-
prüfungsgesellschaften, Buch-
prüfungsgesellschaften und frei-
willige Mitglieder können ihr 
Stimmrecht nur durch einen 
nach dieser Wahlordnung befug-
ten Vertreter abgeben. Befugter 
Vertreter einer Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft kann nur ein 
Mitglied des Vorstandes, ein Ge-
schäftsführer, ein vertretungsbe-
rechtigter persönlich haftender 
Gesellschafter oder ein Partner, 
der Wirtschaftsprüfer ist, befugter 
Vertreter einer Buchprüfungsge-
sellschaften nur ein Mitglied des 
Vorstandes, ein Geschäftsführer, 
ein vertretungsberechtigter per-
sönlich haftenden Gesellschafter 
oder ein Partner, der vereidigter 
Buchprüfer oder Wirtschaftsprü-
fer ist, sein. Mitglieder nach § 2 
Abs. 2 Satzung der Wirtschafts-
prüferkammer können ihre Stim-
me nur durch schriftlich bevoll-
mächtigte Vertreter abgeben, die 

 Dazu und zu verschiedenen redakti-
onellen Änderungen der Wahlordnung 
wurden die Mitglieder zum Jahreswech-
sel 2012/2013 angehört (WPK Magazin 
4/2012, Seite 26). Die Stellungnahmen 
der Mitglieder fanden Eingang in die 
weiteren Beratungen des Beirates. 

Änderung der Wahlordnung der Wirtschafts
prüferkammer

Die Wahlordnung der Wirtschaftsprü-
ferkammer in der Neufassung vom 
17. Juni 2005, zuletzt geändert am 
25. Januar 2011 wird wie folgt geän-
dert:

 1. § 1 wird folgende Präambel voran-
gestellt:
„Auf der Grundlage von § 60 Abs. 1 
Wirtschaftsprüferordnung in der Fas-
sung vom 24. Juli 1961 (BGBl I, 1049), 
zuletzt geändert durch Gesetz zur 
Verbesserung der Feststellung und 
Anerkennung im Ausland erworbe-
ner Berufsqualifikationen vom 6. De-
zember 2011 (BGBl I 2011, 2515) hat 
der Beirat der Wirtschaftsprüferkam-
mer in seiner Sitzung am 7. Juni 2013 
folgende Änderungen der Wahlord-
nung der Wirtschaftsprüferkammer 
in der Neufassung vom 17. Juni 2005 
(WPK Magazin 3/2005, 20; Beilage 
Seite 9), zuletzt geändert am 25. Ja-
nuar 2011 (WPK Magazin Sonderheft 
2011, Seite 15) beschlossen:“

 2. § 1 wird wie folgt geändert:
  a) Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst:

„Die Wahl ist eine personalisier-
te Verhältniswahl. Wird nur ein 
Wahlvorschlag oder werden aus-
schließlich Einzelwahlvorschlä-
ge zugelassen, erfolgt eine Per-
sonenwahl. Jedes Mitglied hat 
so viele Stimmen, wie Beirats-
mandate in seiner Gruppe zu be-

Damit zukünftig die verschiedenen In-
teressengruppen die Möglichkeit zur 
Mitarbeit in den Organen der Wirt-
schaftsprüferkammer erhalten, hat der 
Beirat sich für die Einführung persona-
lisierter Verhältniswahlen ausgespro-
chen. 

bei ihnen tätig und persönlich 
Mitglied sind. Maßgeblich für die 
Feststellung der Mitgliedschaft 
und der Stimmberechtigung ist 
das Berufsregister.“

  c) Abs. 4 wird ersatzlos gestrichen.
  d) Abs. 5 wird Abs. 4; zugleich wird 

das Wort „Wirtschaftsprüferkam-
mer“ durch die Worte „unabhän-
gige Wahlkommission“ ersetzt.

 3. § 2 wird wie folgt geändert:
  a) In der Überschrift von § 2 wird 

das Wort „Wahlausschuss“ durch 
die Worte „Unabhängige Wahl-
kommission“ ersetzt.

  b) In Abs. 1 werden die Worte „ei-
nen Wahlausschuss “ durch „eine 
unabhängige Wahlkommission“ 
ersetzt.

  c) Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst:
   „Die unabhängige Wahlkommis-

sion besteht aus zehn Mitglie-
dern, wovon mindestens vier 
Mitglieder der Gruppe der ande-
ren Mitglieder einschließlich der 
vereidigten Buchprüfer im Sinne 
des § 59 Abs. 3 Satz 3 WPO ange-
hören sollen.“

  d) In Abs. 3 werden die Worte „nach 
Maßgabe des § 12 Abs. 1 Satzung 
der Wirtschaftsprüferkammer 
und des § 1 Abs. 3“ ersatzlos ge-
strichen.

  e) In Abs. 4 werden die Worte „den 
Wahlausschuss“ durch die Worte 

 In seiner Sitzung am 7. Juni 2013 
(dazu auf Seite 8 in diesem Heft) hat 
der Beirat die nachfolgenden Änderun-
gen der Wahlordnung beschlossen. Das 
Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie hat die Änderungen mit 
Schreiben vom 12. Juli 2013 genehmigt.
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„die unabhängige Wahlkommis-
sion“ ersetzt.

  f) In Abs. 5 werden die Worte „Der 
Wahlausschuss“ durch die Worte 
„Die unabhängige Wahlkommis-
sion“ und wird das Wort „seiner“ 
durch das Wort „ihrer“ ersetzt.

  g) In Abs. 6 Satz 1 werden die Worte 
„Der Wahlausschuss“ durch die 
Worte „Die unabhängige Wahl-
kommission“ und wird das Wort 
„seiner“ durch das Wort „ihrer“ 
ersetzt.

  h) In Abs. 6 Satz 2 werden die Worte 
„Der Wahlausschuss“ durch die 
Worte „Die unabhängige Wahl-
kommission“ ersetzt.

  i) In Abs. 7 werden die Worte 
„des Wahlausschusses“ durch 
die Worte „der unabhängigen 
Wahlkommission“ ersetzt und 
werden die Worte „mit Berufs-
bezeichnung, Namen und Vor-
namen, akademischen Graden, 
beruflicher Niederlassung und 
Geburtsdatum“ ersatzlos gestri-
chen.

  j) Nach Abs. 7 wird folgender § 2 
Abs. 8 angefügt: 

   „Zur Entscheidung über ungültige 
Stimmabgaben während der Stim-
mauszählung nach zuvor von der 
unabhängigen Wahlkommission 
abgestimmten Grundsätzen kann 
die unabhängige Wahlkommissi-
on einen entscheidungsbefugten 
Ausschuss bilden. Der Ausschuss 
besteht aus mindestens fünf Mit-
gliedern, von denen mindestens 
zwei Mitglieder der Gruppe der 
anderen Mitglieder einschließlich 
der vereidigten Buchprüfer ange-
hören sollen.“

 4. § 3 wird wie folgt geändert:
  a) In der Überschrift werden die Wor-

te „des Wahlausschuss“ durch die 
Worte „der unabhängige Wahl-
kommission“ ersetzt.

  b) In Abs. 1 werden die Worte „Der 
Wahlausschuss“ durch die Worte 
„Die unabhängige Wahlkommis-
sion“ ersetzt.

  c) In Abs. 2 werden die Worte „Dem 
Wahlausschuss“ durch die Worte 
„Der unabhängige Wahlkommis-
sion“ ersetzt.

  d) In Abs. 2 Nr. 1 werden die Wor-
te „beim Wahlausschuss“ durch 
die Worte „bei der unabhängigen 
Wahlkommission“ ersetzt.

  e) Nach Abs. 2 Nr. 4 wird folgende 
Nr. 5 eingefügt: 

   „die Stimmen auszuzählen und 
die Beiratsmitglieder und Ersatz-
kandidaten der jeweiligen Liste 
festzustellen.“

  f) Der bisherige Abs. 1 Nr. 5 wird 
Abs. 1 Nr. 6.

  g) In Abs. 3 werden die Worte „Der 
Wahlausschuss“ durch die Worte 
„Die unabhängige Wahlkommis-
sion“ und wird das Wort „seiner“ 
durch das Wort „ihrer“ ersetzt.

 5. § 4 wird wie folgt geändert:
  a) In Abs. 1 Satz 2 werden die Worte 

„Der Wahlausschuss“ durch die 
Worte „Die unabhängige Wahl-
kommission“ ersetzt.

  b) In Abs. 2 Satz 1 werden die Worte 
„Der Wahlausschuss“ durch die 
Worte „Die unabhängige Wahl-
kommission“ ersetzt.

  c) Abs. 2 Satz 4 wird wie folgt neu 
gefasst:

   „Enthält ein Wahlvorschlag für die 
Gruppe der Wirtschaftsprüfer und 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
weniger als 15 Kandidaten, muss 
er von mindestens so vielen ande-
ren stimmberechtigten Mitgliedern 
dieser Gruppe schriftlich unter-
stützt werden, dass die Gesamtzahl 
der vorgeschlagenen Kandidaten 
und Unterstützer 15 erreicht.“

  d) Abs. 2 Satz 5 wird wie folgt neu 
gefasst:

   „Enthält ein Wahlvorschlag für 
die Gruppe der anderen Mitglie-
der einschließlich der vereidigten 
Buchprüfer weniger als 5 Kandi-
daten, muss er von mindestens 
so vielen stimmberechtigten Mit-
gliedern dieser Gruppe schrift-
lich unterstützt werden, dass die 
Gesamtzahl der vorgeschlagenen 
Kandidaten und Unterstützer 5 
erreicht.“

  e) In Abs. 2 Satz 7 werden die Wor-
te „vom Wahlausschuss“ durch 
die Worte „von der unabhängi-
gen Wahlkommission“ ersetzt.

  f) In Abs. 3 Satz 4 werden die Worte 
„des Wahlausschuss“ durch die 
Worte „der unabhängige Wahl-
kommission“ ersetzt.

  g) In Abs. 4 werden die Worte „der 
Wahlausschuss“ durch die Worte 
„die unabhängige Wahlkommis-
sion“ ersetzt.

  h) Nach Abs. 4 wird folgender 
Abs. 5 eingefügt:

   „Stirbt ein Bewerber nach der 
Entscheidung über die Zulas-
sung der Wahlvorschläge oder 

verliert er die Wählbarkeit nach 
diesem Zeitpunkt, so ist der Tod 
oder Verlust der Wählbarkeit auf 
die Durchführung der Wahl ohne 
Einfluss.“

  i) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 6 
und wird wie folgt neu gefasst:

   „Die unabhängige Wahlkommis-
sion gibt den zugelassenen Kan-
didaten die Möglichkeit, sich 
in dem nur den Mitgliedern zu-
gänglichen Bereich des Interne-
tauftritts der Wirtschaftsprüfer-
kammer (geschützter Bereich) 
vorzustellen. Hierzu kann ein 
Bild des Kandidaten und ein vom 
Kandidaten unter Beachtung der 
technischen Vorgaben der unab-
hängigen Wahlkommission er-
stellter Text wiedergegeben wer-
den.“

  j) Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 7.

 6. § 5 wird wie folgt geändert:
  a) In Abs. 1 werden die Worte „der 

Wahlausschuss“ durch die Worte 
„die unabhängige Wahlkommis-
sion“ ersetzt.

  b) In Abs. 1 Nr. 3 werden die Worte 
„den Wahlausschuss“ durch die 
Worte „die unabhängige Wahl-
kommission“ ersetzt.

  c) In Abs. 1 Nr. 5 werden die Worte 
„vom Wahlausschuss“ durch die 
Worte „von der unabhängigen 
Wahlkommission“ ersetzt.

  d) Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst: 
   „Der Stimmzettel enthält alle Lis-

ten mit mindestens einem zur 
Wahl zugelassenen Kandidaten 
in alphabetischer Reihenfolge der 
Namen der Vorschlagenden. Die 
zugelassenen Kandidaten werden 
den jeweiligen Listen zugeordnet 
und in alphabetischer Reihenfol-
ge ihres Namens jeweils unter 
Angabe des Namens und Vorna-
mens und des Ortes der berufli-
chen Niederlassung benannt.“

  e) Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst: 
   „Die Stimmen für die zu beset-

zenden Beiratsmandate werden 
dadurch abgegeben, dass das 
Mitglied oder sein befugter Ver-
treter persönlich vertraulich den 
Stimmzettel in dem Wahlum-
schlag für die schriftliche Stimm-
abgabe verschließt. Zur Stimmab-
gabe kennzeichnet das Mitglied 
oder sein befugter Vertreter per-
sönlich und unbeobachtet an der 
hierfür auf dem Stimmzettel vor-
gegebenen Stelle höchstens so 
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viele Kandidaten, wie Beirats-
mandate in seiner Gruppe zu be-
setzen sind. Das Mitglied kann 
einem Kandidaten bis zu drei 
Stimmen zuteilen (kumulieren) 
und seine Stimmen Kandidaten 
verschiedener Listen geben (pa-
naschieren). Die Stimmabgabe 
ist ungültig, wenn das Mitglied 
mehr Stimmen abgibt, als ihm 
zur Verfügung stehen. Gibt das 
Mitglied weniger Stimmen ab, als 
ihm zur Verfügung stehen, gelten 
die nicht abgegebenen Stimmen 
als Enthaltung.“ 

  f) In Abs. 4 Satz 1 werden die Worte 
„gemäß § 1 Abs. 3 Satz 2 und 3“ 
ersatzlos gestrichen und werden 
jeweils die Worte „den Wahlaus-
schuss“ durch die Worte „die un-
abhängige Wahlkommission“ er-
setzt.

  g) In Abs. 5 Satz 1 werden nach 
den Worten „Die Briefumschlä-
ge nach Abs. 1 Nr. 4 werden“ 
die Worte „zur Prüfung einer be-
rechtigten Stimmabgabe“ einge-
fügt und werden die Worte „von 
den Wahlhelfern unter Aufsicht 
mindestens eines Mitgliedes des 
Wahlausschusses“ ersatzlos ge-
strichen.

  h) In Abs. 5 Satz 2 wird das Wort 
„Prüfung“ durch das Wort „Fest-
stellung“ ersetzt, werden nach 
den Worten „der Stimmberech-
tigung des Mitgliedes“ die Wor-
te „am Wahltag“ eingefügt und 
werden die Worte „der Wahlaus-
schuss“ durch die Worte „die un-
abhängige Wahlkommission“ er-
setzt.

  i) In Abs. 6 Satz 1 werden die Wor-
te „vom Wahlausschuss“ ersatz-
los gestrichen.

  j) In Abs. 6 Satz 2 werden die Wor-
te „von den Wahlhelfern unter 
Aufsicht des Wahlausschusses“ 
ersatzlos gestrichen.

  k) In Abs. 6 Satz 3 werden die Worte 
„Der Wahlausschuss“ durch die 
Worte „Die unabhängige Wahl-
kommission“ ersetzt.

  l) Abs. 7 wird wie folgt neu gefasst: 
   „Erfolgt die Wahl nach § 1 Abs. 2 

Satz 1 als personalisierte Verhält-
niswahl, wird zur Verteilung der 
im Beirat je Gruppe zu vergeben-
den Sitze auf die Listen aus die-
ser Gruppe die Zahl der gültigen 
auf die Kandidaten einer Liste 
insgesamt entfallenen Stimmen 
mit der Gesamtzahl der für die-

se Gruppe zu vergebenden Sit-
ze vervielfacht und durch die 
Zahl der gültigen Stimmen für 
alle Listen dieser Gruppe geteilt. 
Jede Liste erhält zunächst so vie-
le Sitze, wie ganze Zahlen auf sie 
entfallen. Die weiteren noch zu 
vergebenden Sitze sind den Lis-
ten in der Reihenfolge der höchs-
ten Zahlenbruchteile zuzuteilen 
(Hare/Niemeyer-Verfahren). Bei 
gleichen Zahlenbruchteilen ent-
scheidet das Los. Erhält eine Lis-
te, auf die mehr als die Hälfte der 
abgegebenen gültigen Stimmen 
entfallen ist, bei der Verteilung 
der Sitze nach Satz 1 bis 3 nicht 
mehr als die Hälfte der insgesamt 
für diese Gruppe zu vergebenden 
Sitze, so wird ihr von den nach 
Zahlenbruchteilen zu verge-
benden Sitzen abweichend von 
Satz 3 vorab ein Sitz (Vorabsitz) 
zugeteilt. Danach zu vergebende 
Sitze werden nach Satz 3 und 4 
zugeteilt. Die auf die einzelnen 
Listen entfallenen Sitze werden 
den in den Listen aufgeführten 
Kandidaten in der Reihenfolge 
der von ihnen erreichten Stim-
menzahlen zugeteilt. Bei gleicher 
Stimmenzahl entscheidet das 
Los. Entfallen auf eine Liste mehr 
Sitze, als Kandidaten auf dieser 
Liste vorhanden sind, bleiben die 
überschüssigen Sitze unbesetzt. 
Die Bewerber, auf die kein Sitz 
entfällt, sind in der Reihenfolge 
der von ihnen erreichten Stim-
menzahlen als Ersatzkandidaten 
ihrer Liste festzustellen. Bei glei-
cher Stimmenzahl entscheidet 
das Los.“

  m) Abs. 8 wird wie folgt neu gefasst: 
   „Erfolgt die Wahl nach § 1 Abs. 2 

Satz 2 als Personenwahl, sind 
diejenigen Kandidaten gewählt, 
welche die meisten Stimmen auf 
sich vereinigen. Die Bewerber, 
auf die kein Sitz entfällt, sind in 
der Reihenfolge der von ihnen er-
reichten Stimmenzahlen als Er-
satzkandidaten festzustellen. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet 
das Los.“

  n) Abs. 9 wird wie folgt neu gefasst: 
   „Ist ein Kandidat verstorben oder 

hat er die Wählbarkeit verloren, 
so bleibt er bei der Zuteilung der 
Sitze unberücksichtigt. Wird der 
Tod oder der Verlust der Wähl-
barkeit erst nach der Feststel-
lung des Wahlergebnisses be-

kannt, findet § 11 Abs. 4 Satzung 
der Wirtschaftsprüferkammer An-
wendung.“ 

  o) Der bisherige Abs. 8 wird Abs. 10; 
zugleich werden die Worte „der 
Wahlausschuss“ durch die Worte 
„die unabhängige Wahlkommis-
sion“ ersetzt.

  p) Der bisherige Abs. 9 wird Abs. 11; 
zugleich werden die Worte „Der 
Wahlausschuss“ durch die Worte 
„Die unabhängige Wahlkommis-
sion“ ersetzt.

 7. Nach § 5 wird folgender § 5 a ange-
fügt: 

  „§ 5 a Nachrücken und Ergänzungs-
wahlen 

  (1) Scheidet ein Beiratsmitglied aus, 
so rückt das nach § 5 Abs. 7 Satz 10 
oder Abs. 8 Satz 2 festgestellte Er-
satzmitglied mit der höchsten Stim-
menzahl in den Beirat nach. Ist der 
Beirat in personalisierter Verhält-
niswahl gewählt und steht in der 
jeweiligen Liste kein Ersatzkandi-
dat mehr zur Verfügung, bleibt der 
Beiratssitz unbesetzt. Ist der Beirat 
in Personenwahl gewählt, und steht 
in der jeweiligen Gruppe kein Er-
satzkandidat mehr zur Verfügung, 
bleibt der Beiratssitz unbesetzt.
(2) Übersteigt die Zahl der unbe-
setzten Sitze einer Gruppe ein Drit-
tel der statuarischen Sitze für die 
Amtszeit, ist eine Ergänzungswahl 
für die Gruppe für den Rest der 
Amtszeit nach den für die Haupt-
wahl geltenden Vorschriften durch-
zuführen, wenn die Durchführung 
der regulären Neuwahl nicht inner-
halb der nächsten neun Monate be-
vorsteht.“

 8. § 6 wird wie folgt geändert:
  a) In Abs. 4 Satz 1 werden die Worte 

„der Wahlausschuss“ durch die 
Worte „die unabhängige Wahl-
kommission“ ersetzt.

  b) In Abs. 4 Satz 2 wird die Anga-
be „§ 1 Abs. 4“ durch die Angabe 
„§ 59 Abs. 3 Satz 2, 3 WPO“ er-
setzt. 

 9. In § 8 werden die Worte „des Wahl-
ausschusses“ durch die Worte „der 
unabhängigen Wahlkommission“ 
ersetzt.

 10. In § 9 werden nach den Worten 
„Diese Wahlordnung“ die Worte 
„und ihre späteren Änderungen“ 
eingefügt.
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Um die Handlungsfähigkeit des 
Beirates weiter zu stärken, hat der 
Beirat die Aufnahme einer Rege-
lung zur Beschlussfähigkeit in die 
Satzung der Wirtschaftsprüfer-
kammer in Aussicht genommen.

Orientiert an den in der kom-
munalen Selbstverwaltung und 
im Gesellschaftsrecht für die Be-
stimmung der Beschlussfähigkeit 
üblichen gesetzlichen bzw. gesell-
schaftsvertraglichen Regelungen, 
hat der Beirat folgende Änderung 
von § 7 Abs. 5 Satzung WPK er-
örtert:

„(5) 1Der Beirat ist beschluss-
fähig, wenn mindestens die Hälf-
te seiner Mitglieder anwesend ist. 
2Nach Feststellung der Beschluss-
fähigkeit durch den Vorsitzer zu 
Beginn der Sitzung gilt der Bei-
rat als beschlussfähig, solange der 
Vorsitzer nicht auf Antrag eines 
Mitgliedes des Beirates die Be-
schlussunfähigkeit feststellt. 3Der 
Vorsitzer hat die Beschlussun-
fähigkeit auch ohne Antrag fest-
zustellen, wenn weniger als ein 
Viertel der Mitglieder des Bei-
rates anwesend sind. 4Ist ein Ta-
gesordnungspunkt wegen Be-
schlussunfähigkeit zurückgestellt 
worden und tritt der Beirat zur 
Beschlussfassung über denselben 
Gegenstand zum zweiten Mal zu-
sammen, so ist er insoweit ohne 
Rücksicht auf die Zahl der Anwe-
senden beschlussfähig. 5Hierauf 
ist in der Einladung ausdrücklich 
hinzuweisen.

(5 a) 1Beschlüsse werden au-
ßer in den Fällen von Satz 5 mit 
einfacher Mehrheit der abgege-

Anhörung der Mitglieder der Wirtschaftsprüfer
kammer zur Änderung der Satzung der Wirt
schaftsprüferkammer 
(Beschlussfähigkeit des Beirates/Bekanntmachungen der WPK)

benen gültigen Stimmen gefasst. 
2Stimmenthaltungen gelten als 
nicht abgegebene Stimmen. 3Stim-
mengleichheit gilt als Ablehnung. 
4Auf Antrag eines anwesenden 
Mitgliedes wird geheim abge-
stimmt. 5Beschlüsse zu Absatz 1 
Satz 1 Ziff. 10), 13), 14) und 17) 
bedürfen einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der abgegebenen gültigen 
Stimmen.“

Nach § 17 Satz 1 Satzung WPK 
werden Bekanntmachungen der 
Wirtschaftsprüferkammer den 
Mitgliedern im Mitteilungsblatt 
der Wirtschaftsprüferkammer zur 
Kenntnis gebracht. Eine Ausnah-
me hiervon machen schon heu-
te Bekanntmachungen nach der 
Wahlordnung, die nach § 8 WahlO 
alternativ durch Veröffentlichung 
im Mitteilungsblatt der Wirt-
schaftsprüferkammer, im Internet 
oder durch briefliche oder münd-
liche Mitteilung erfolgen können. 

Nachdem Mitglieder zuneh-
mend den Wunsch äußern, vom 
Bezug des WPK Magazins ausge-
nommen zu werden, ist die WPK 
dazu übergegangen, das WPK Ma-
gazin auf Wunsch auch per E-Mail 
zu übersenden. 

Vor diesem Hintergrund hält 
der Beirat die Trennung der amt-
lichen Bekanntmachungen vom 
WPK Magazin für sinnvoll. Die 
amtlichen Bekanntmachungen 
könnten nach dem Vorbild von 
Rechtsverordnungen, verschiede-
ner Bekanntmachungen der Ge-
richte und der vom BMWi geneh-
migten Wahlordnung auch allein 
im Internet erfolgen. 

Dies schließt selbstverständ-
lich nicht aus, dass die Bekannt-
machungen weiterhin vollständig 
auch im WPK Magazin wiederge-
geben werden. Mitglieder ohne 
erreichbaren Internetzugang ha-
ben dadurch weiterhin uneinge-
schränkt die Möglichkeit, sich im 
WPK Magazin über Bekanntma-
chungen der WPK zu informie-
ren.

Zur Umsetzung seiner Überle-
gungen hat der Beirat sich auf fol-
gende Neufassung von § 17 Sat-
zung verständigt:

„1Bekanntmachungen der Wirt-
schaftsprüferkammer werden 
von der Wirtschaftsprüferkam-
mer elektronisch herausgegeben 
und im Internet unter der Adres-
se k www.wpk.de vollständig 
und dauerhaft für jedermann zum 
Ausdruck und zum Speichern frei 
zugänglich bereitgestellt. 2In den 
Mitteilungen der Wirtschaftsprü-
ferkammer ist inhaltlich vollstän-
dig nachrichtlich auf Bekanntma-
chungen hinzuweisen.“

Die bisherige satzungsrecht-
liche Verpflichtung der Wirt-
schaftsprüferkammer, das WPK 
Magazin auch dem für Wirtschaft 
zuständigen Bundesministeri-
um, den für die Wirtschaft zu-
ständigen obersten Landesbe-
hörden, der Arbeitsgemeinschaft 
für das wirtschaftliche Prüfungs-
wesen und den Mitgliedern der 
Abschlussprüferaufsichtskom-
mission zuzuleiten, kann zukünf-
tig entfallen. Selbstverständlich 
werden auch diese das WPK Ma-
gazin weiterhin, nach Wunsch 
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in Papier- oder in elektronischer 
Form, erhalten.

Bevor der Beirat über die Än-
derung von § 7 Abs. 5 und § 17 
Satzung WPK Beschluss fasst, 

möchte er die Mitglieder gemäß 
§ 7 Abs. 6 Satzung WPK zu seinen 
Überlegungen anhören. Die Anhö-
rung gibt dem Beirat die Möglich-
keit, bei seinen weiteren Beratun-

gen auch die Ideen, Anregungen 
oder Fragen der Mitglieder zu be-
rücksichtigen. 

Der Beirat bittet um Hinweise 
bis zum 18. Oktober 2013.

Als die Beitragsberechnung noch 
vorwiegend durch Handarbeit und 
nicht durch EDV bestimmt war, 
sollte die quartalsweise Berech-
nung die Wirtschaftsprüferkam-
mer im Interesse der Mitglieder 
vor kostenintensivem Verwal-
tungsaufwand schützen. An die-
sem Ziel hält der Beirat nach wie 
vor fest. Da die elektronische Da-
tenverarbeitung heute aber eine 
monatliche Beitragsabrechnung 
ohne weiteren Verwaltungsauf-
wand zulässt, hat der Beirat zur 
Umstellung auf eine monatliche 
Berücksichtigung von Verände-
rungen bei der Beitragspflicht fol-
gende Änderung von § 4 BO WPK 
in Aussicht genommen. Sie führt 
zu einer größeren Beitragsgerech-
tigkeit (vgl. dazu auch die Bera-
tungen des Beirates in seiner Sit-
zung am 7. Juni 2013, Seite 8 in 
diesem Heft).

Anhörung der Mitglieder der Wirtschaftsprüfer
kammer zur Änderung der Beitragsordnung (§ 4)

„§ 4 Beitragsjahr und Erhebungs-
zeitraum
…
(3) Beginnt die Beitragspflicht 
nach § 2 Nr. 1 im Laufe eines Bei-
tragsjahres, so wird der Beitrag ab 
dem nächsten Monatsersten antei-
lig berechnet; Entsprechendes gilt 
bei der Errichtung weiterer Nie-
derlassungen.
(4) Endet die Mitgliedschaft im 
Laufe eines Beitragsjahres, so 
werden die Beiträge durch Gut-
schrifterteilung ab dem nächsten 
Monatsende anteilig gekürzt; Ent-
sprechendes gilt für den Beitrag 
nach § 2 Nr. 1 bei der Aufhebung 
von Niederlassungen. Tritt an die 
Stelle eines Mitgliedes nach § 1 
Nr. 2 ein anderes Mitglied nach 
§ 1 Nr. 2 im Wege einer Gesamt-
rechtsnachfolge, mindert sich die 
Gutschrift um den Betrag, der bei 
dem anderen Mitglied bei einer 

monatsweisen Berechnung des 
Beitrages gemäß § 4 Abs. 3 nach 
zu erheben wäre.“

Im Hinblick auf die laufende 
Umstellung der EDV in der Wirt-
schaftsprüferkammer soll die 
vorgeschlagene Änderung der 
Beitragsordnung erst für das Bei-
tragsjahr 2015 gelten. Eine Anpas-
sung der alten Software allein für 
das Beitragsjahr 2014 lässt sich 
wirtschaftlich nicht rechtfertigen.

Bevor der Beirat über die Än-
derung von § 4 BO WPK Beschluss 
fasst, möchte er die Mitglieder ge-
mäß § 7 Abs. 6 Satzung WPK zu 
seinen Überlegungen anhören. 
Die Anhörung gibt dem Beirat die 
Möglichkeit, bei seinen weiteren 
Beratungen auch die Ideen, Anre-
gungen oder Fragen der Mitglie-
der zu berücksichtigen. 

Der Beirat bittet um Hinweise 
bis zum 31. Dezember 2013.

Online-Formular unter 
k www.wpk.de/qk/mitteilung.asp
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Die Wirtschaftsprüferkammer stellt 
ihren Zahlungsverkehr zum 1. No-
vember 2013 auf den europäischen 
Zahlungsverkehr um.

An die Stelle der bisherigen 
Bankverbindung1 treten:

Internationale Kontonummer 
(IBAN) der WPK:
DE36 1007 0000 0725 6175 00
Internationale Bankleitzahl (BIC) 
der WPK: 
DEUTDEBBXXX

An die Stelle des bekannten 
Lastschriftverfahrens tritt ab No-
vember 2013 das SEPA-Basislast-
schriftverfahren.

Notwendig ist hierfür zu-
künftig ein sogenanntes Mandat. 
Es tritt an Stelle der Einzugser-
mächtigung. Bisher erteilte Last-
schriftermächtigungen bleiben 
aber uneingeschränkt gültig. Ein 
Formular für die Erteilung eines 
Mandats wird jedem WPK Maga-
zin, jedem Beitrags- oder Gebüh-
renbescheid beigefügt und steht 
überdies auf der Internetseite der 
WPK zur Verfügung.

Zur eindeutigen Identifikati-
on eines Mandates im Zahlungs-
verkehr ordnet die Wirtschafts-
prüferkammer jedem ihr erteilten 
Mandat eine sogenannte Mandats-
referenz zu. Mandatsreferenz für 
Mitglieder ist die Registernum-
mer. Dritte erhalten ihre Kun-
dennummer als Mandatsreferenz. 
Die Wirtschaftsprüferkammer 
weist die Mandatsreferenz auf je-
der Zahlungsaufforderung (Bei-
tragsbescheid, Gebührenbescheid, 
Rechnung) aus.

SEPA bei der WPK
Hinweise für Mitglieder

Neben der Mandatsreferenz 
verwendet die Wirtschaftsprü-
ferkammer zur Identifikation als 
Zahlungsempfänger die ihr von 
der Deutschen Bundesbank zuge-
teilte sogenannte Gläubiger-Iden-
tifikationsnummer. Diese lautet 
DE83WPK00000014092.

Zu Kontrollzwecken finden 
Sie die Mandatsreferenz und die 
Gläubiger-Identifikationsnummer 
der Wirtschaftsprüferkammer bei 
SEPA-Basislastschriften der Wirt-
schaftsprüferkammer zukünftig 
auf Ihrem Kontoauszug. 

Ab November 2013 reicht die 
Wirtschaftsprüferkammer Last-
schriftmandate für fällige Beiträ-
ge, Gebühren und sonstige Forde-
rungen monatlich jeweils am 15. 

1	 Die	Banken	werden	die	bisherigen	Kontonummern	und	
Bankleitzahlen	voraussichtlich	noch	bis	Februar	2016	
automatisch	in	IBAN	und	BIC	umwandeln.	Erst	danach	
können	die	hergebrachten	Kontonummern	und	Bankleit-
zahlen	nicht	mehr	verwendet	werden.

2	 Fällt	der	von	der	Wirtschaftsprüferkammer	für	einge-
reichte	Lastschriftmandate	bestimmte	Fälligkeitstag	auf	
keinen	TARGET2-Geschäftstag,	ist	die	Bank	berechtigt,	
den	folgenden	TARGET-Geschäftstag	als	Fälligkeitstag	im	
Lastschriftdatensatz	anzugeben.	TARGET2	steht	für	Trans-
European	Automated	Real-time	Gross	Settlement	Express	
Transfer	System.	TARGET2	ist	täglich	außer	samstags,	
sonntags,	an	Neujahr,	am	Karfreitag	und	Ostermontag,	
am	1.	Mai	sowie	am	25.	und	26.	Dezember.

Werktag des Monats mit sofor-
tiger Fälligkeit2 ein. Die konkre-
ten Einzugstermine gibt die Wirt-
schaftsprüferkammer auf ihrer 
Internetseite zukünftig als Vorab-
information verbindlich bekannt. 
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Internationales

Adäquanz- und Äquivalenzentscheidung der EU-Kommission vom 
11. Juni 2013 (PDF) abrufbar unter
k www.wpk.de/link/mag031301/ 
k www.wpk.de/link/mag031302/

Adäquanz und Äquivalenzentscheidung der EUKommission in Bezug 
auf die USA (SEC und PCAOB) 
Die EU-Kommission hat mit Datum vom 11. Juni 2013 
über die Angemessenheit der zuständigen Stellen der 
USA (Adäquanzbeschluss) und über die Gleichwer-
tigkeit deren Aufsichts-, Qualitätssicherungs-, Un-
tersuchungs- und Sanktionssystems (Äquivalenzbe-
schluss) entschieden und damit ihre bereits in den 
Jahren 2010 und 2011 gefassten Beschlüsse verlän-
gert, im Einzelnen:

Adäquanzentscheidung gemäß Art. 47 der  
Abschlussprüferrichtlinie

Eine Zusammenarbeit einer für den Berufsstand zu-
ständigen Aufsichtsstelle eines EU-Mitgliedstaates 
mit einer entsprechenden Aufsichtsstelle eines Dritt-
landes im Sinne der Weitergabe von Arbeitspapieren 
und anderen Dokumenten im Besitz von Abschluss-
prüfern und Prüfungsgesellschaften ist nach Art. 47 
der Abschlussprüferrichtlinie nur unter bestimm-
ten Voraussetzungen möglich. So muss insbesondere 
die Aufsichtsstelle des Drittlandes von der EU-Kom-
mission als „angemessen“ bewertet (Adäquanzent-
scheidung) und zwischen den Aufsichtsstellen eine 
auf Grundlage der Gegenseitigkeit beruhende Ver-
einbarung zur Zusammenarbeit getroffen worden 
sein (Art. 47 Abs. 1 c) in Verbindung mit Abs. 3 und 
Art. 47 Abs. 1 d) der Abschlussprüferrichtlinie).

Die EU-Kommission hat mit ihrem Beschluss vom 
11. Juni 2013 (2013/280/EU) sowohl das PCAOB als 
auch die SEC als „angemessen“ bewertet und damit 
ihren im Wesentlichen gleichlautenden Beschluss 
vom 1. September 2010, der bis zum 31. Juli 2013 
befristet worden war, verlängert. Die EU-Kommissi-
on hat damit die Voraussetzungen für eine Verlänge-
rung des zwischen der APAK und dem PCAOB ab-
geschlossenen Kooperationsabkommens und damit 
auch für weitere Joint Inspections in Deutschland 
geebnet. Die vorliegende Entscheidung ist bis zum 
31. Juli 2016 befristet.

Äquivalenzentscheidung gemäß Art. 46 der  
Abschlussprüferrichtlinie

Abschlussprüfer, die einen geregelten Markt inner-
halb der Europäischen Union in Anspruch nehmende 

Unternehmen aus Drittländern außerhalb der Euro-
päischen Union oder des Europäischen Wirtschafts-
raumes prüfen, sind nach Art. 45 der Abschluss-
prüferrichtlinie zur Registrierung im jeweiligen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union verpflichtet. 
Diese Vorschrift wurde in Deutschland mit § 134 
WPO umgesetzt. 

Gemäß § 134 Abs. 4 Satz 1 WPO entfallen eine Re-
gistrierungspflicht und auch die Unterwerfung unter 
die Aufsicht auf der Grundlage der Gegenseitigkeit, 
wenn bezogen auf den jeweiligen Drittstaat eine ent-
sprechende Gleichwertigkeit durch die EU-Kommis-
sion festgestellt worden ist.

Eine solche Gleichwertigkeit hat die EU-Kom-
mission mit ihrem Beschluss vom 11. Juni 2013 
(2013/281/EU) festgestellt und damit ihren inhaltlich 
im Wesentlichen gleichlautenden Beschluss vom 
19. Januar 2011, der bis zum 31. Juli 2013 befristet 
worden war, fortgesetzt. Auch der neue Beschluss ist 
befristet – bis zum 31. Juli 2016. Die Befristung wird 
in Erwägungsgrund 5 des Beschlusses damit begrün-
det, dass das von der EU-Kommission angestrebte 
gegenseitige Vertrauen in die Aufsichtssysteme (ver-
gleiche Erwägungsgrund 4) seitens der zuständigen 
Stellen der USA (noch) nicht weitgehend genug ge-
geben sei und sich die EU-Kommission deshalb eine 
erneute Prüfung zu gegebener Zeit vorbehält.

Diese Äquivalenzentscheidung geht aber für 
Deutschland insofern ins Leere, als, wie bereits oben 
erwähnt, gemäß § 134 Abs. 4 Satz 1 WPO die Re-
gistrierungspflicht nur auf der Grundlage der Gegen-
seitigkeit entfällt, das heißt nur, wenn auch in dem 
betreffenden Drittland eine Registrierungspflicht für 
deutsche Abschlussprüfer entfällt. Für die USA ist 
diese Frage aufgrund der Registrierungspflicht deut-
scher Prüfer derzeit zu verneinen. Demzufolge müs-
sen US-amerikanische Prüfer weiterhin in Deutsch-
land registriert werden.  en
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Aktuelle IFAC
Veröffentlichungen

Aktuelle IASB
Veröffentlichungen

Übersicht	der	IFAC-Veröffentlichungen	seit	der	letzten	Ausgabe,	einschließlich	
Standards	und	Entwürfen	von	Standards.	Alle	IFAC-Publikationen	können	unter	
k	www.ifac.org	eingesehen	und	heruntergeladen	werden.	 	 				 	 	 	 sp

Übersicht	 der	 IASB-Veröffentlichungen	 seit	 der	 letz-
ten	Ausgabe,	einschließlich	Standards	und	Entwürfen	
von	Standards.	Alle	 IASB-Publikationen	können	unter		
k	www.ifrs.org	heruntergeladen	oder	bestellt	werden.	sp

26.07.2013 International Public Sector Accounting Standards 
Board (IPSASB), Recommended Practice Guideline 2 
(RPG 2): Financial Statement Discussion and Analysis

25.07.2013 International Auditing and Assurance Standards 
Board (IAASB), Exposure Draft: Reporting on  
Audited Financial Statements: Proposed New and  
Revised ISAs

24.07.2013 IPSASB, Recommended Practice Guideline 1 (RPG 1): 
Reporting on the LongTerm Sustainability of an  
Entity’s Finances

19.07.2013 IAASB, PostImplementation Review on clarified ISAs

10.07.2013 SMP Committee, Phil Cowperthwaite, Publication: 
Boosting the Quality and Efficiency of Smaller Entity 
Audits

03.07.2013 International Accounting Education Standards Board 
(IAESB), Exposure Draft: proposed 20142016 IAESB 
Strategy and Work Plan

17.06.2013 IFAC, Consultation Draft: International Framework on 
governance in the public sector

07.06.2013 IAASB: 2012 Annual Report

22.04.2013 IAASB, Prof. Arnold Schilder, Chairman, Publication: 
Recent Developments in Auditing: The Importance of 
Audit Quality and Auditor Reporting

17.04.2013 IPSASB, Conceptual Framework Exposure Draft 4, 
Conceptual Framework for General Purpose Financial 
Reporting by Public Sector Entities: Presentation in 
General Purpose Financial Reports

19.03.2013 International Ethics Standards Board for Accountants 
(IESBA), Code of Ethics: Changes to the Code of  
Ethics for Professional Accountants – Related to  
Provisions Addressing a Breach of a Requirement  
of the Code

19.03.2013 IAASB, ISA 610 (Revised 2013): Using the Work of  
Internal Auditors

19.03.2013 IESBA, Code of Ethics: Change to the Definition of 
“Engagement Team” in the Code of Ethics for  
Professional Accountants

19.03.2013 IESBA, Code of Ethics: Changes to the Code of Ethics 
for Professional Accountants – Addressing Conflicts 
of Interest

27.07.2013 IASB, Amendments to IAS 39 Financial Instruments: 
Recognition and Measurement – Novation of  
Derivatives and Continuation of Hedge Accounting

27.07.2013 IASB, Publication: Guide for Microsized Entities  
Applying the IFRS for SMEs (2009 edition)

26.06.2013 IASB, Exposure Draft (ED) 2013/8: Agriculture: Bearer 
Plants – Proposed amendments to IAS 16 and IAS 41

20.06.2013 IASB, ED 2013/7: A revision of ED/2010/8 Insurance 
Contracts

29.05.2013 IASB, Amendments to IAS 36 Impairment of Assets

23.05.2013 IFRS Foundation, Publication: Annual Report 2012

20.05.2013 IASB, IFRIC Interpretation 21: Levies

16.05.2013 IASB, ED 2013/6: Leases

07.05.2013 IASB, Publication: Survey on ED Classification and 
Measurement: Limited Amendments to IFRS 9 –  
Proposed amendments to IFRS 9

25.04.2013 IASB, ED 2013/5: Regulatory Deferral Accounts

28.03.2013 IASB, Publication: Request for Information:  
Rate Regulation

27.03.2013 IFRS Foundation, Publication: IFRS Taxonomy 2013

25.03.2013 IASB, ED 2013/4: Defined Benefit Plans: Employee 
Contributions – Proposed amendments to IAS 19

07.03.2013 IASB, ED 2013/03: Financial Instruments: Expected 
Credit Losses

 Aus der Arbeit der WPK 25WPK Magazin 3/2013



Bericht zu den Ergebnissen der „IFAC SMP Quick Poll: Mid-Year 2013“  
abrufbar unter:
k www.wpk.de/link/mag031303/

Ergebnisse der IFACKurzumfrage bei kleinen und mittleren  
Prüferpraxen „IFAC SMP Quick Poll: MidYear 2013“
Die International Federation of Accountants (IFAC) 
hat am 30. Juli 2013 die Ergebnisse ihrer vom 29. Mai 
bis 8. Juli 2013 durchgeführten Kurzumfrage veröf-
fentlicht („IFAC SMP Quick Poll: Mid-Year 2013“). 
Mit der auch auf Deutsch durchgeführten Umfrage 
sollen die aktuellen Herausforderungen abgefragt 
werden, die sich speziell für kleine und mittlere Prü-
ferpraxen und deren kleine und mittelständische 
Mandanten stellen (die WPK berichtete im Internet). 

Die Beteiligungsquote fiel mit insgesamt 3.686 Ant-
worten ähnlich aus wie bei der letzten Umfrage im 
November/Dezember 2012 (seinerzeit 3.767). Die Er-
gebnisse weisen auf eine steigende Nachfrage nach 
Nachhaltigkeitsleistungen (Sustainability Services) 
durch kleine und mittlere Praxen hin. So böten 73 % 
der Umfrageteilnehmer bereits heute ihren Mandan-
ten solche Leistungen an oder planten dies für die 
Zukunft. Hierbei stellten Beratungsleistungen das 
Haupttätigkeitsfeld dar, gefolgt von Berichts- und 
Bestätigungsleistungen. Je größer die Praxis, desto 
wahrscheinlicher sei auch das Angebot von Nach-
haltigkeitsleistungen.

Mit Blick auf die größten Herausforderungen für 
kleine und mittlere Praxen wird in der Veröffentli-
chung ausgeführt, dass diese nach wie vor darin lä-
gen, mit neuen Regelungen und Standards Schritt zu 
halten, gefolgt von Preisdruck und der Herausforde-
rung, Mandanten zu akquirieren und zu halten. Die-
se Themen erschienen aber im Vergleich zu früheren 
Umfragen etwas weniger besorgniserregend, wohin-
gegen steigende Kosten, Wettbewerbsaspekte und 
das Schritthalten mit der technischen Entwicklung 

etwas an Bedeutung gewonnen hätten. IFAC schließt 
daraus auf eine günstigere Wirtschaftslage und eher 
auf Wachstumspläne von kleinen und mittleren Pra-
xen anstelle eines Rückgangs. 

Als die am schnellsten zunehmenden Einnah-
mequellen werden die Buchführung, Aufstellung 
von Jahresabschlüssen und andere Non-Assurance 
Services genannt, gefolgt von Prüfungs- und Assur-
anceleistungen. Als wichtigster Wachstumsmotor 
wird das Neu-Kundengeschäft angegeben.

Mit Blick auf die Frage, auf welchen Bereich das 
International Auditing and Assurance Standards 
Board (IAASB) hauptsächlich seine Bemühungen bei 
der Entwicklung neuer oder der Überarbeitung be-
reits bestehender Standards legen sollte, sprach sich 
die Mehrheit der Teilnehmer für die Prüfung von his-
torischen Finanzinformationen (Historical Financial 
Information) aus. Im Übrigen solle sich das IAASB 
nicht primär der Entwicklung neuer oder der Über-
arbeitung bestehender Standards widmen, sondern 
sein Hauptaugenmerk auf die Ermöglichung und 
Überwachung der Übernahme und Implementierung 
seiner Standards legen beziehungsweise dies im glei-
chen Ausmaß wie die Entwicklung neuer Standards 
verfolgen. Zu weiteren Einzelheiten wird auf den Be-
richt verwiesen.   en

Sitzung des IESBA – aktuelle Projekte

Das International Ethics Standards Board for Ac-
countants (IESBA) ist innerhalb von IFAC für die 
Verabschiedung von Standards zur Berufsethik für 
Wirtschaftsprüfer zuständig. Ein Schwerpunkt der 
Sitzung vom 10. bis 12. Juni 2013 lag in der weite-
ren Beratung des Projekts der Durchbrechung der 
Verschwiegenheitspflicht bei vermuteten Gesetzes-
verstößen (Responding to a Suspected Illegal Act). 
Das von IESBA zwischenzeitlich entwickelte Alter-
nativkonzept besteht darin, dass nicht mehr eine 
Verpflichtung, sondern nur ein Recht zur Meldung 

an eine externe Behörde unter bestimmten Umstän-
den vorgesehen wird, wobei das Konzept des öffent-
lichen Interesses (Public Interest) aufrecht erhalten 
bleiben soll. 

Gleichwohl wird IESBA parallel Möglichkeiten 
untersuchen, auch eine Verpflichtung zur Durchbre-
chung der Verschwiegenheitspflicht zu implemen-
tieren, allerdings nach vor-
läufiger Einschätzung nur 
für Public Interest Entities 
(PIEs) und sofern im jewei-

Zu diesem Projekt bisher  
WPK Magazin 2/2013, Seite 28; 

1/2013, Seite 15 f.
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ligen Rechtssystem Schutzmechanismen für Whist-
leblower bestehen. Im Übrigen soll eine Konsistenz 
des Konzepts mit ISA 250 hergestellt werden. Das 
Projekt wird in der nächsten Sitzung des IESBA im 
September 2013 weiter beraten. 

Die geplante Neustrukturierung des Code of 
Ethics (CoE) nahm ebenfalls breiten Raum ein. In ei-
nem ersten Schritt wird die dafür eingesetzte Arbeits-
gruppe versuchen, insbesondere sprachliche Verein-
fachungen vorzunehmen und eine klarere Struktur 

einzuführen. Inhaltliche 
Änderungen sollen nicht 
erfolgen. Eine andere, noch 

weitgehend offene und zu gegebener Zeit zu disku-
tierende Frage ist, wie IESBA den zweiten Schritt der 
Neustrukturierung, der auch inhaltliche Änderungen 
mit umfassen soll, zu vollziehen beabsichtigt.

Das Projekt der Anpassung der im CoE enthal-
tenen Definition der für die Überwachung des Un-
ternehmens Verantwortlichen (Those charged with 

Governance) an die des 
ISA 260 konnte in der Sit-
zung abgeschlossen wer-
den. Nach der noch ausste-
henden und für September 

2013 erwarteten Zustimmung des Public Interest 
Oversight Board (PIOB) sollen die Änderungen am 
1. Juli 2014 in Kraft treten. 

Die beiden zuständigen Arbeitsgruppen gaben 
einen Überblick über den aktuellen Sachstand zur 
möglichen Beschränkung der Erbringung von Nicht-
prüfungsleistungen und eine mögliche Verschärfung 
der Regelungen zu langjährigen Beziehungen leiten-
der Angestellter zum Abschlussprüfungsmandan-
ten. Beide Projekte befinden sich noch relativ im An-
fangsstadium. 

Des Weiteren berichtete die in der März-Sitzung 
2013 gegründete Arbeitsgruppe zur Überarbeitung 
des Part C des CoE (Angehörige der rechnungsle-
gungsbezogenen Berufe) über den Stand ihrer Arbeit. 
Die von ihr vertretene Auffassung, dass Part C bereits 

heute auf alle Professional Accountants, also auch auf 
die Professional Accountants in Public Practice, An-
wendung fände, wird zumindest von der Mehrheit 
der IESBA-Mitgliedern nicht geteilt. In der nächsten 
Sitzung soll die Arbeitsgruppe ein Papier mit Ver-
besserungsvorschlägen für Part C vorlegen (Fokus: 
Druck seitens Vorgesetzter). Erst hiernach könne ge-
gebenenfalls geprüft werden, inwieweit sich spezifi-
sche Konstellationen in Part C auch für Professional 
Accountants in Public Practice stellen. 

Weiter wurden die Aufgaben der ebenfalls neu ge-
gründeten Arbeitsgruppe „Emerging Issues and Out-
reach Working Group“ festgelegt. Ihr Schwerpunkt 
liegt in der frühzeitigen Identifizierung von sich für 
die Arbeit des IESBA und den Berufsstand stellen-
den (neuen) Themen. In der September-Sitzung 2013 
sollen erste Empfehlungen der Arbeitsgruppe ausge-
sprochen werden. 

Schließlich wurde auch das Strategie- und Ar-
beitsprogramm des IESBA für 2014 bis 2016 erör-
tert, das aber aufgrund der derzeitigen Auslastung 
des IESBA auf 2015 bis 2017 verschoben wurde. Po-
tenzielle Themen wurden bereits identifiziert, so 
insbesondere Gebührendruck und -abhängigkeit so-
wie besondere Belange von kleineren und mittleren 
Praxen, wobei eine endgültige Festlegung erst in der 
nächsten Sitzung des IESBA im September 2013 er-
folgen soll.

Die Darstellung des neuen „2013 Handbook of 
the Code of Ethics for Professional Accountants“, 
das von der IFAC-Webseite heruntergeladen werden 
kann, sowie der Hinweis auf den World Congress of 
Accountants vom 10. bis 13. November 2014 in Rom 
rundeten die Sitzung ab.  en

Zur grundsätzlich befürworten-
den Stellungnahme der WPK  
vom 30. Oktober 2012 siehe  

WPK Magazin 4/2012, Seite 36

Zu diesem Projekt bisher  
WPK Magazin 2/2013, Seite 28

„2013 Handbook of the Code of Ethics for Professional Accountants“  
abrufbar unter 
k www.wpk.de/link/mag031304/
Informationen zum World Congress of Accountants 2014 in Rom abrufbar unter
k www.wcoa2014rome.com/

Treffen von IESBA und seinen Mitgliedsorganisationen 

Gegenstand des Treffens von IESBA und seinen Mit-
gliedsorganisationen (National Standard Setters – 
NSS) am 29. Mai 2013 in New York waren insbeson-
dere berufsrechtlich bedeutsame Entwicklungen und 
Aktivitäten der Mitgliedsorganisationen auch zur 
Angleichung des nationalen Rechts an den Code of 
Ethics (CoE) und die hiermit verbundenen Heraus-

forderungen. Weitere Schwerpunkte bildeten die ak-
tuellen IESBA-Projekte (dazu der vorstehende Bei-
trag).

Die WPK begrüßte zwar grundsätzlich die Be-
mühungen des IESBA um eine Fortentwicklung des 
CoE, wies jedoch gleichzeitig darauf hin, dass nach 
den umfassenden Änderungen des CoE in den letz-
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Erste	Reihe:	Jörgen	Holmquist	(3.	v.	re.),	Claus	C.	Securs	(4.	v.	re.)	und	Jim	Sylph	(5.	v.	re.)	im	Kreis	der	weiteren	Gesprächsteilnehmer

WPK diskutiert berufsethische Fragen mit Experten des  
Weltberufsverbandes der Abschlussprüfer IFAC

Standards zur Berufsethik und das deutsche Berufs-
recht der Wirtschaftsprüfer/vereidigten Buchprüfer 
standen im Mittelpunkt eines Gesprächs am 21. Mai 
2013 in Berlin, zu dem WPK-Präsident Claus C. 
Securs Vertreter der International Federation of Ac-
countants (IFAC), dem Weltberufsverband der Ab-
schlussprüfer, begrüßte.

Jörgen Holmquist, Vorsitzender des innerhalb der 
IFAC für die Verabschiedung von Standards zur Be-
rufsethik für Abschlussprüfer zuständigen Internatio-
nal Ethics Standards Board for Accountants (IESBA), 
und Jim Sylph, Executive Director Professional Stan-
dards & External Relations (IFAC), stellten die der-
zeit wichtigsten Themen des IESBA vor. Hierzu zäh-
len insbesondere die Neustrukturierung des Code of 
Ethics (CoE) und die Durchbrechung der Verschwie-
genheitspflicht im Zusammenhang mit vermuteten 
Gesetzesverstößen (siehe dazu den Beitrag auf Sei-
te 26 in diesem Heft zur Sitzung des IESBA – ak-
tuelle Projekte). Dabei betonte Holmquist, dass das 
Engagement der WPK sehr geschätzt werde. Securs 
versicherte, dass sich die Wirtschaftsprüferkammer 

auch weiterhin aktiv in die Arbeit des IESBA ein-
bringen werde.

Darüber hinaus wurden die Herausforderungen 
bei der Umsetzung des CoE in Deutschland und wei-
teren Ländern erörtert. „Das höchste Gut des Ab-
schlussprüfers ist seine Reputation“, sagte Holm-
quist. Einen maßgeblichen Beitrag dazu leiste die 
Befolgung der Regelungen des CoE.

Teilnehmer des Informations- und Meinungs-
austausches waren Vertreter des Bundeswirtschafts- 
und des Bundesjustizministeriums, der öffentlichen 
Prüferaufsicht in Deutschland (Abschlussprüfer-
aufsichtskommission – APAK), der deutschen Be-
rufsverbände der Wirtschaftsprüfer und vereidigten 
Buchprüfer, Hochschulvertreter und zahlreiche Ver-
treter des Berufsstandes unterschiedlicher Größen-
ordnungen.   en

ten Jahren eine Phase der (inhaltlichen) Stabilität 
wünschenswert sei. Vor weiteren Projekten bezie-
hungsweise Änderungen sollte untersucht werden, 

ob tatsächlich Anzeichen dafür vorlägen, dass die 
derzeitigen Regelungen mit Blick auf die Prüfungs-
qualität nicht adäquat seien.   en

Vergleiche auch Pressemitteilung der WPK vom 22.5.2013: 
k www.wpk.de/aktuell/nachricht_22-05-2013.asp
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Aus den Ländern

Liberale in Bayern: KammerMitgliedschaft wird nicht angetastet
Parteien erkennen Leistungen der Kammern an

Nachdem die Pläne der bayerischen Jungen Libera-
len, die Pflichtmitgliedschaft in Kammern generell 
abzuschaffen, bekannt wurden, wandte sich Wolfram 
Rappl, Landespräsident der WPK in Bayern, gegen 
diese Bestrebungen. Er betonte gegenüber der poli-
tischen Führungsspitze der bayerischen FDP, Wirt-
schaftsminister Martin Zeil, Wissenschaftsminister 
Dr. Wolfgang Heubisch und Fraktionschef der FDP 
im Bayerischen Landtag Thomas Hacker, die gesell-
schaftspolitische Bedeutung der Freien Berufe und 
damit auch der Kammern als deren Selbstverwal-
tungsorgane. Landespräsident Rappl wies zudem auf 
die vielfältigen Aufgaben der Kammern zum Schutz 
und zur Gestaltung des Gemeinwesens hin. 

Die Leistungen der Kammern der Freien Berufe 
wurden von allen im Bayerischen Landtag vertre-
tenen Parteien gewürdigt. Der Fraktionsvorsitzen-
de und wirtschaftspolitische Sprecher der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen, Dr. Martin Runge, stellte 
klar, dass die Bestrebungen seiner Partei nicht auf 
die Kammern der Freien Berufe, sondern nur auf die 
wirtschaftlichen Aktivitäten der Industrie- und Han-
delskammern bezogen waren.

Wolfram Rappl gehört seit Mai 2012 dem WPK-
Projektausschuss EU-Initiative zur Abschlussprüfung 
der WPK an und ist seit Juni 2012 Landespräsident 

nisteriums und mit Wissenschaftsminister Dr. Wolf-
gang Heubisch. Er vertrat die Belange des Berufsstands 
auch gegenüber dem Mitglied des Europäischen Parla-
ments, Markus Ferber, dem Verband der Bayerischen 
Wirtschaft sowie anderen Organisationen. 

Auf Anregung von WPK-Vorstandsmitglied Evi 
Lang fand ein konstruktiver Gedankenaustausch mit 
der Bundesbank, Hauptverwaltung München, statt, 
der unter anderem zu zukünftigen gemeinsamen 
Veranstaltungen führen wird (siehe dazu den Veran-
staltungshinweis auf Seite 61 in diesem Heft).  re

WP/StB	Wolfram	Rappl,	Landespräsident		
der	WPK	in	Bayern

der WPK in Bayern. 
In seiner Tätigkeit 
als Landespräsident 
sieht er sich sowohl 
als Partner des Be-
rufsstandes als auch 
als Meinungsbildner  
gegenüber Dritten.  
L a n d e s p r ä s i d e n t 
Rappl führte seit sei-
nem Amtsantritt Ge-
spräche zu berufspo-
litischen Themen mit 
Vertretern des Bayeri-
schen Wirtschaftsmi-

„Grundwerk“ des Landes rechnungshofes MecklenburgVorpommern 
aktualisiert

Am 19. April 2013 hatte der Landesrechnungshof 
Mecklenburg-Vorpommern (LRH M-V) Vertreter des 
Ministeriums für Inneres und Sport Mecklenburg-
Vorpommern als oberste Kommunalaufsicht sowie 
Vertreter der WPK und des IDW zu einem Arbeits-
treffen nach Schwerin eingeladen. Den Teilnehmern 
wurde mit dieser Besprechung die Gelegenheit ge-
geben, zu dem Entwurf des Rundschreibens 31/2 
–RS 1/2013 und zu den vorgesehenen Änderungen 
des Grundwerks Stellung zu nehmen. Darüber hin-
aus hatten die Teilnehmer während des Termins die 
Möglichkeit, Vorschläge zur Aufnahme weiterer re-
levanter Themen zu unterbreiten.

Teilnehmer der WPK waren Günter Wenner, Lan-
despräsident der WPK in Mecklenburg-Vorpom-
mern, Johannes Walf, Mitglied des Vorstandes der 

WPK, sowie Peter Maxl, Geschäftsführer der WPK. 
Die von den WPK-Vertretern angeregten Änderun-
gen und Konkretisierungen wurden in das Grund-
werk übernommen. Die aktuelle Fassung mit Anla-
gen (Stand: 24. Juni 2013) steht auf der Internetseite 
des LRH M-V zur Verfügung.

Das „Grundwerk“ des LRH M-V enthält alle 
Grundsätze, Standards, Regelungen und Hinweise 
des LRH M-V zur Jahresabschlussprüfung kommu-
naler Wirtschaftsbetriebe nach Abschnitt III Kom-
munalprüfungsgesetz M-V sowie von Betrieben mit 
Landesbeteiligungen, bei denen die Wahl oder Be-
stellung des Abschlussprüfers im Einvernehmen mit 
dem LRH M-V zu erfolgen hat (§ 68 Abs. 1 Satz 2 Lan-
deshaushaltsordnung M-V). Die Rundschreiben des 
LRH M-V seit dem Jahr 2000 wurden, soweit sie wei-
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WPKStammtisch in BadenWürttemberg

24 Mitglieder der WPK folgten am 3. Juli 2013 der 
Einladung von WPK-Landespräsident Gerhard Zieg-
ler und Vorstandsmitglied Barbara Hoffmann zu ei-
nem WPK-Stammtisch in Mannheim.

In entspannter Atmosphäre wurden zahlreiche be-
rufspolitische Themen angesprochen, insbesonde-
re der Sachstand zu den Regulierungsvorschlägen der 
EU-Kommission zur Abschlussprüfung sowie zur Um-
setzung einer qualitätssichernden Entgeltregelung für 
gesetzliche Abschlussprüfungen. Ausführlich wurde 
auch über die Neustrukturierung der Wahlordnung 
und sonstige Satzungsänderungen der WPK diskutiert.

Die Veranstaltung wurde von den Teilnehmern 
positiv aufgenommen. Es wurde von einigen Teil-
nehmern der Wunsch geäußert, solche Informations-
veranstaltungen regelmäßig anzubieten. hr

Die Senatoren Frank Horch, Präses der Behörde für 
Wirtschaft, Verkehr und Innovation, und Dr. Peter 
Tschentscher, Präses der Finanzbehörde, waren Gäs-
te des Jahrestreffens der WPK am 21. August 2013 in 
Hamburg, zu dem Uwe Wolf, Landespräsident der 

Wirtschaftssenator Horch und Finanzsenator Dr. Tschentscher zu Gast 
beim Jahrestreffen der WPK in Hamburg

WPK in Hamburg, eingeladen hatte. Der Einladung 
gefolgt waren weitere Vertreter von Politik, Justiz und 
Wissenschaft sowie der Kammern und Verbände. 

Senator Horch ging in seinem Grußwort auf das 
Berufsbild und die Aufgaben der Wirtschaftsprüfer 

„Grundwerk“ des LRH M-V nebst Anlagen (Stand: 24. Juni 2013) 
abrufbar unter 
k www.wpk.de/link/mag031305/

terhin gültig bleiben, in das aktualisierte Grundwerk 
2013 aufgenommen. Alle bisherigen Rundschreiben 
hat der LRH M-V aufgehoben und durch dieses Do-
kument ersetzt. Bei Bedarf wird das Grundwerk um 
den Inhalt künftiger Rundschreiben ergänzt.

Das Grundwerk ist bei der Prüfung des Jahresab-
schlusses kommunaler Wirtschaftsbetriebe stets Ver-
tragsgegenstand. Mit dem Grundwerk stellt der LRH 
M-V nicht nur den Prüfern, sondern auch den prü-
fungspflichtigen Einrichtungen eine Arbeitsgrundla-
ge für die Jahresabschlussprüfung zur Verfügung.

Sofern Sie an Jahresabschlussprüfungen kommu-
naler Wirtschaftsbetriebe und Betrieben mit Landes-
beteiligung interessiert sind, besteht unter anderem 
die Möglichkeit, sich beim LRH M-V in eine Lis-
te aufnehmen zu lassen. Dabei können Branchen-
schwerpunkte genannt werden. Zur Aufnahme in 
dieses Verzeichnis oder bei Fragen dazu wenden Sie 
sich bitte direkt an den LRH M-V, Kordula Braun, 
E-Mail: kbraun@lrh-mv.de, Telefon: 0385/7412 176.

Die Liste ist unverbindlich und soll den prüfungs-
pflichtigen Einrichtungen als Hilfe für das Auswahl- 
und Vorschlagsrecht dienen. Der LRH M-V weist 
ausdrücklich darauf hin, dass es sich bei den auf-
geführten Prüfern/Prüfungsgesellschaften nicht um 
Empfehlungen des LRH M-V handelt.

Sofern der LRH M-V wieder eine Aktualisierung 
seines Grundwerks versendet oder Einzelfragen an-
spricht, die die Prüfer aus seiner Sicht beachten sol-
len, stehen die in die Liste aufgenommenen Prüfer 
und Prüfungsgesellschaften auch auf dem Rundbrief-
verteiler des LRH M-V.

An dieser Stelle danken wir dem LRH M-V noch 
einmal für das sehr konstruktive Gespräch am 19. Ap-
ril 2013.  eg
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Minister Möllring zu Gast beim Jahrestreffen 2013 in SachsenAnhalt 

Zum Jahrestreffen der Wirtschaftsprüferkammer in 
Sachsen-Anhalt, das am 24. Juni 2013 in Magdeburg 
stattfand, begrüßte WPK-Landespräsident Reinhard 
Wilbig als Ehrengäste aus dem Ministerium für Wis-
senschaft und Wirtschaft des Landes Sachsen-An-
halt Minister Hartmut Möllring und Staatssekretä-
rin Dr. Tamara Zieschang. An dem Treffen nahmen 
außerdem Repräsentanten verschiedener Kammern 
und Verbände des Landes teil.

Am Anfang seiner Begrüßungsworte gab Herr 
Wilbig seiner Hoffnung Ausdruck, dass keiner der 
Anwesenden und auch nicht die von diesen vertre-
tenen Organisationen von der jüngsten Hochwas-
serkatastrophe betroffen sein mögen. Anschließend 
stellte er die Positionen der Wirtschaftsprüferkam-

mer zu den auf EU-Ebene diskutierten Vorschlägen 
zur Abschlussprüfung, zur Einführung einer quali-
tätssichernden Entgeltregelung und zur Erhöhung 
der Transparenz in der Berufsaufsicht vor. Mit einem 
herzlichen Dank an die Gäste beendete Herr Wilbig 
seine Ausführungen.

Minister Möllring dankte für die Einladung und 
die Möglichkeit des gegenseitigen Kennenlernens, 
die für ihn besonders wichtig sei, da er erst seit we-
nigen Wochen im Amt ist. Auch er verwies auf die 
durch das Hochwasser verursachte schwierige Lage 
des Bundeslandes. Die wirtschaftliche Entwicklung 
gelte es aber unverändert fortzusetzen. Dafür seien 
gerade die Freiberufler besonders wichtig, weil sie 
Arbeitsplätze schafften.  ba

und vereidigten Buchprüfer ein und erklärte, dass 
eine funktionierende Wirtschaft ohne den Berufs-
stand nicht möglich sei. In seinen weiteren Ausfüh-
rungen wies er auf die internationale Bedeutung des 
Wirtschafsstandorts Hamburg hin, machte aber auch 
deutlich, dass die Lage nicht mehr so komfortabel sei 
wie noch vor wenigen Jahren. Ziel der Wirtschaftspo-
litik müsse es sein, den Wirtschaftsstandort konkur-
renzfähig zu halten. Er habe hier den Gedanken einer 
Wirtschaftsregion, bestehend aus Hamburg, Bremen, 
Niedersachsen und Schleswig-Holstein.

Anhand von Beispielen erläuterte Horch, dass in 
Hamburg viel in Bewegung sei und die wirtschaft-
liche Zukunft in vielen Bereichen liegen könne, so 
beispielsweise in der Raumfahrt und der Erneuerba-
re-Energien-Branche. Den Berufsstand bat er, auch 
weiterhin zu einer funktionierenden Wirtschaft in 
Hamburg beizutragen.

Landespräsident Uwe Wolf informierte seine Gäs-
te über aktuelle berufspolitische Themen. Er ging 
auf die Regelungsvorschläge der EU-Kommission 
zur Abschlussprüfung ein und sprach insbesondere 
die angedachte Beteiligung gewerblicher Investoren 
an Prüfungsgesellschaften an, das Verbot jeglicher 
prüfungsfremder Leistungen neben der gesetzlichen 
Abschlussprüfung sowie die Schaffung einer neuen 
Aufsichtsbehörde. Diese Vorschläge würden von der 
WPK abgelehnt. Sodann griff Wolf das Thema der 
qualitätssichernden Entgeltregelung für gesetzliche 

Abschlussprüfungen auf und erläuterte den Gästen 
das Konzept der WPK.

Die WPK setze sich für mehr Transparenz in be-
rufsrechtlichen Verfahren ein, so Wolf weiter. Ziel 
sei eine Gesetzesinitiative nach der Bundestagswahl. 
Abschließend informierte Landespräsident Wolf 
über die vom Beirat der WPK im Juni dieses Jahres 
beschlossene Änderung des Wahlrechts der WPK. 
Nach mehrheitlicher Überzeugung des Beirates sei 
die Einführung personalisierter Verhältniswahlen 
die erfolgversprechendste Möglichkeit, alle relevan-
ten Interessengruppen angemessen im Beirat abzu-
bilden.  eg

Erste	Reihe	(v.	li.):	Senator	Dr.	Peter	Tschentscher,	Senator	Frank	Horch,	WPK-Lan-
despräsident	Uwe	Wolf;	zweite	Reihe	Mitte:	WPK-Vizepräsidentin	Corinna	Ahrendt
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Bestellung von Wirtschaftsprüferinnen und Wirtschaftsprüfern

In den vergangenen Wochen wurden von den Lan-
desgeschäftsstellen der Wirtschaftsprüferkammer elf 
Kandidatinnen und 46 Kandidaten, welche das Wirt-
schaftsprüfungsexamen erfolgreich absolviert hatten, 
vereidigt und als Wirtschaftsprüferinnen und Wirt-
schaftsprüfer bestellt. 

Bereits am 3. Juni 2013 erfolgte die Vereidi-
gung der Kandidaten der WPK-Landesgeschäftsstel-
le Hamburg. Die Rede und die Eidabnahme wurden 
vom Landespräsidenten der WPK in Mecklenburg-
Vorpommern, Günter Wenner, vorgenommen. Verei-
digt und bestellt wurden zwei weibliche und neun 
männliche Wirtschaftsprüfer. 

Am 10. Juni wurden in Düsseldorf die Berufskan-
didaten Nordrhein-Westfalens durch Landespräsi-
dent und Vorstandsmitglied Christian Witte verei-
digt und bestellt. An diesem Festakt nahmen auch 
der Präsident der Wirtschaftsprüferkammer, Claus 
C. Securs, und Dr. Silke Wolf vom Versorgungswerk 
der Wirtschaftsprüfer und der vereidigten Buchprü-
fer im Lande Nordrhein-Westfalen (WPV) teil. Be-
stellt wurden eine Kandidatin und 18 Kandidaten.

Die Bestellungsveranstaltung in Frankfurt am Main 
erfolgte am 19. Juni 2013; bestellt wurden fünf Kan-

Staatssekretär Beermann zu Gast auf dem Jahrestreffen 2013 in Berlin

Am 21. Mai 2013 begrüßte Katrin Fischer, Landes-
präsidentin der Wirtschaftsprüferkammer in Berlin, 
zahlreiche Gäste aus Verwaltung, Justiz, Hochschu-
len, Kammern und Verbänden zum traditionellen 
Jahrestreffen. Ehrengast war Staatssekretär Guido 
Beermann aus der Senatsverwaltung für Wirtschaft, 
Technologie und Forschung.

Bereits im Vorjahr sprach Frau Fischer in ih-
ren Begrüßungsworten über die EU-Vorschläge zur 
Abschlussprüfung. In diesem Jahr konnte sie dar-
an anknüpfend den aktuellen Stand der Beratungen 
vorstellen. Zuletzt hatte der Rechtsausschuss des 
EU-Parlaments seine Empfehlungen verabschiedet. 
Ferner informierte Frau Fischer die Gäste über das 
zentrale Projekt der WPK zur Einführung einer qua-
litätssichernden Entgeltregelung und über die ange-
strebte größere Transparenz in der Berufsaufsicht.

An den Beginn seines Grußwortes stellte Staats-
sekretär Beermann ein Zitat, dass sich Berlin auf 
dem Weg zurück zu einer Weltmetropole befinde. 

Um diese Einschätzung an der Realität zu messen, 
gab er einen kurzen Überblick über die wirtschaft-
liche Situation Berlins und die vom Senat gestalte-
te Wirtschaftspolitik. Im Schnitt der Jahre 2005 bis 
2012 habe das jährliche Wirtschaftswachstum in der 
Stadt 2,3 % betragen, auch die Erwerbstätigenzahlen 
entwickelten sich positiv.

Eine weiterhin stark wachsende Branche sei der 
Tourismus. Zur weiteren Stabilisierung der Wirt-
schaft wäre es wichtig, komplette Wertschöpfungs-
ketten in Berlin zu verankern. Beermann verwies 
auch auf die Bedeutung Berlins als Referenzstadt für 
moderne Technologien, beispielsweise im Bereich 
der E-Mobilität.

Der Senat habe sich zum Ziel gesetzt, die Rah-
menbedingungen für Unternehmen zu verbessern. 
Dafür solle Bürokratie abgebaut und stattdessen der 
Service verbessert werden. Auch die Wirtschaftsför-
derung werde gebündelt und künftig aus einer Hand 
geleistet.  ba

didaten und eine Kandidatin. Harald Gallus, Landes-
präsident der WPK in Hessen, hielt die Bestellungs-
rede und nahm auch die Vereidigung vor. In seiner 
Rede erläuterte Landespräsident Gallus insbesondere 
die aktuellen Entwicklungen in der Arbeit der Wirt-
schaftsprüferkammer hinsichtlich der Wahlordnung, 
einer qualitätssichernden Entgeltregelung und ihrer 
Aktivitäten bezüglich der berufsrelevanten Vorgän-
ge auf europäischer Ebene. Ausdrücklich rief er die 
neuen Wirtschaftsprüfer zum Engagement in ihrer 
Berufsorganisation sowie zu einer Teilnahme an den 
Wahlen und den Kammerversammlungen auf. 

Ebenfalls am 19. Juni 2013 fand die Bestellungs-
veranstaltung in Berlin statt. Landesgeschäftsstel-
lenleiter Christian Bauch vereidigte zwei weibliche 
und vier männliche Berufskandidaten. In Stuttgart 
bestellte Landesgeschäftsstellenleiter Rolf Holzrei-
ter am 24. Juni 2013 eine Kandidatin und vier Kan-
didaten zu neuen Mitgliedern der Wirtschaftsprü-
ferkammer. Am 4. Juli 2013 fand in München eine 
Bestellung von sechs Berufskandidaten und vier Be-
rufskandidatinnen statt; die Vereidigung wurde vom 
Landespräsident der WPK in Bayern und Beiratsmit-
glied Wolfram Rappl vorgenommen. be
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Informationen für die Berufspraxis

Das Kapitalanlagegesetzbuch (KAGB)1 bildet das 
Kernstück des AIFM-Umsetzungsgesetzes2, das in 
Teilen am Tag nach der Verkündung am 10. Juli 2013, 
im Übrigen am 22. Juli 2013 in Kraft getreten ist.

Möglichkeit der Tätigkeit als Verwahrstelle 
auch für WP/vBP

Die WPK hatte sich im Rahmen des Gesetzgebungs-
verfahrens dafür eingesetzt, dass für bestimmte Ar-
ten von geschlossenen alternativen In-
vestmentfonds (AIF) die Funktion der 
hierfür vorgesehenen Verwahrstelle 
auch von WP/vBP sowie Berufsgesell-
schaften wahrgenommen werden kann. 
Der Gesetzgeber ist diesem Petitum ge-
folgt und hat dem Berufsstand (neben 
Steuerberatern, Rechtsanwälten und Notaren) diesen 
neuen Aufgabenbereich in § 80 Abs. 3 KAGB grund-
sätzlich eröffnet.

Anforderungen an den Versicherungsschutz

Zum Schutz der Anleger ist gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 
KAGB unter anderem Voraussetzung für die Tätig-
keit als Verwahrstelle, dass der Treuhänder über aus-
reichende finanzielle Garantien verfügt. Dies kann 
durch eine entsprechende Haftpflichtversicherung 
(sowie durch zusätzlich erforderliche Eigenmittel in 
bestimmter Höhe3) sichergestellt werden. Als Min-
destversicherungssumme verlangt die Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) für die 
Gesamtheit der Ansprüche aller Anleger pro Fonds 
10 % des in die AIF eingezahlten Kapitals, mindes-
tens jedoch 1 Mio. ¤.4 Eine ausdrückliche Bestäti-
gung des Versicherungsschutzes in der erforderli-
chen Höhe durch den Versicherer muss der BaFin 
vorgelegt werden. 

Vor diesem Hintergrund wird nachfolgend der 
Frage nachgegangen, ob die neue Tätigkeit als Ver-
wahrstelle von der Berufshaftpflichtversicherung 
(BHV) gemäß § 54 Abs. 1 WPO grundsätzlich erfasst 

Hinweise zum Versicherungsschutz des Treuhänders als Verwahrstelle

ist und welche Aspekte in diesem Zusammenhang 
zu beachten sind. 

Tätigkeit als Verwahrstelle grundsätzlich von 
der BHV erfasst

Nach § 1 Abs. 1 der Verordnung über die Berufshaft-
pflichtversicherung der WP/vBP (WPBHV) muss die 
BHV die sich aus der Berufstätigkeit nach § 2 der 
WPO ergebenden Haftpflichtgefahren umfassen. Bei 

der Tätigkeit als Verwahrstelle handelt 
es sich nach Auffassung der Wirtschafts-
prüferkammer um eine sogenannte ver-
waltende Treuhandtätigkeit im Sinne 
der §§ 2 Abs. 3 Nr. 3, 129 Abs. 3 Nr. 3 
WPO. Daher ist sie grundsätzlich von 
der BHV gemäß § 54 Abs. 1 WPO erfasst. 

Die Bundessteuerberaterkammer sieht dies für den 
Bereich der Steuerberater genauso. 

Sollten einzelne Versicherer die grundsätzliche 
Einbeziehung der Tätigkeit als Verwahrstelle in die 
BHV in Zweifel ziehen, steht die Wirtschaftsprüfer-
kammer gerne zur Verfügung, um ihre Mitglieder ar-
gumentativ zu unterstützen. 

Gleichwohl Pflicht zur Abstimmung mit dem 
Versicherer

Wie oben bereits erwähnt, verlangt die BaFin eine 
explizite Bestätigung der Versicherungsgesellschaft 
über den entsprechenden Versicherungsschutz. 
Schon hieraus ergibt sich die Notwendigkeit, dem 
Versicherer die Übernahme einer Tätigkeit als Ver-
wahrstelle anzuzeigen. Auch nach den allgemeinen 
Versicherungsbedingungen der Versicherer besteht 
regelmäßig die Obliegenheit des Versicherungsneh-
mers, Gefahr begründende oder erhöhende Umstän-
de dem Versicherer mitzuteilen. Umgekehrt sollte 
aber auch der Versicherer von sich aus die mögliche 
Tätigkeit als Verwahrstelle in die an die Praxis ge-
richtete Risikoabfrage mit einschließen. 

Mit dem Versicherer ist zu klären, ob im Einzelfall 
die „normale“ Grunddeckung in Höhe von 1 Mio. ¤ 
gemäß § 54 Abs. 1 WPO ausreicht, um die aus der 
Tätigkeit als Verwahrstelle resultierenden Risiken 
adäquat abzudecken, oder ob eine höhere Versiche-
rungssumme vereinbart werden muss. Sofern bereits 
ein über die Mindestversicherungssumme hinausge-
hender Versicherungsschutz besteht, ist zu prüfen, 
ob die insoweit gegebenenfalls bestehende Begren-

Zum AIFM-Umsetzungsgesetz 
bisher WPK Magazin 

3/2012, Seite 48; 
1/2013, Seite 10; 
2/2013, Seite 39

1	 Auch	abrufbar	(PDF)	unter:	p	www.wpk.de/link/mag031306/.
2	 Gesetz	zur	Umsetzung	der	Richtlinie	2011/61/EU	über	die	Verwalter	alternativer	Invest-

mentfonds	vom	4.	Juli	2013,	Bundesgesetzblatt	2013,	Teil	I	Nr.	35,	S.	1981.
3	 Eine	abschließende	Darstellung	sämtlicher	Aspekte	ist	hier	in	der	gebotenen	Kürze	nicht	

möglich.	Vergleiche	jedenfalls	ergänzend	das	in	Fußnote	4	genannte	Merkblatt	der	BaFin	
vom	18.	Juli	2013.

4	 Siehe	„Merkblatt	zu	den	Anforderungen	an	Treuhänder	als	Verwahrstelle	nach	§	80	Abs.	3	
KAGB“	der	BaFin	vom	18.	Juli	2013	(unter	Punkt	III.3.	„Finanzielle	Garantie“),	abrufbar	
unter:	p	www.wpk.de/link/mag031307/.
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zung der Versicherungssumme (sogenannte Maxi-
mierung) zu erweitern ist oder vollständig aufgeho-
ben werden muss (siehe hierzu unten). 

Generell soll bei über 1 Mio. ¤ hinausgehenden 
allgemeinen, aber auch speziellen Risiken die BHV 
über die Höhe der Mindestversicherung hinausge-
hen (§ 17 Abs. 2 Berufssatzung WP/vBP). Diese Ver-
pflichtung zur Überprüfung und Anpassung der De-
ckungssummen durch den WP/vBP stellt sich mit 
Blick auf die Tätigkeit als Verwahrstelle in verschärf-
tem Maß schon deshalb, weil es sich hierbei um eine 
besonders gefahrgeneigte Tätigkeit handelt, mit der 
besonders hohe Risiken verbunden sein können. So 
kann beispielsweise die fehlerhafte Verifikation des 
Eigentums an einem von nur wenigen Sachwerten 
in einem geschlossenen Fonds zu einem Verlust des 
Großteils des Fondsvermögens führen. 

Der Versicherer kann Hilfestellung bei der kon-
kreten Ausgestaltung des gegebenenfalls erforderli-
chen höheren Versicherungsschutzes bieten. Dies 
betrifft insbesondere die Frage, ob die bestehen-
de Grunddeckung in Höhe von 1 Mio. ¤ angehoben 
oder speziell für die Tätigkeit als Verwahrstelle eine 
gesonderte Versicherung (Objektversicherung) abge-
schlossen wird. Diese Frage wird vor allem dann vi-
rulent, wenn für die sonstigen Mandate der Praxis 
niedrigere Deckungssummen, wie beispielsweise die 

Grunddeckung in Höhe von 1 Mio. ¤, ausreichen. 
Sie stellt sich aber vor allem auch mit Blick auf das 
Erfordernis, dass eine versicherungstechnische Absi-
cherung für die Tätigkeit als Verwahrstelle gewähr-
leistet sein muss. 

Für den Fall einer Begrenzung der über die 
Grunddeckung hinausgehenden Versicherungsleis-
tung könnte diese Absicherung in Frage stehen, da 
im laufenden Geschäftsjahr noch keine Kenntnis da-
rüber besteht, ob, in wie vielen Fällen und in wel-
cher Höhe es bereits zu Schäden gekommen ist, die 
den Versicherungsschutz „verbraucht“ haben könn-
ten. Vor diesem Hintergrund ist anzuraten, entweder 
keine oder eine möglichst hohe Maximierung zu ver-
einbaren oder eine gesonderte Objektdeckung abzu-
schließen. Die möglichen versicherungstechnischen 
Varianten sollten mit dem Versicherer besprochen 
werden, um so die für jeweilige Praxis sinnvollste 
Lösung zu finden.

Unabhängig hiervon sei abschließend noch darauf 
hingewiesen, dass neben den Versicherer auch den 
Treuhänder die Verpflichtung trifft, der BaFin unver-
züglich Änderungen betreffend die Gewährleistung 
der notwendigen finanziellen Garantien anzuzeigen 
(§ 80 Abs. 3 Satz 4 KAGB, beispielsweise auch An-
passung des Versicherungsschutzes in den Folgejah-
ren mit Blick auf das geplante Kapitalvolumen).  en

Hohe Prüfungsqualität sichern

Der WPK-Ausschuss Rechnungslegung und Prü-
fung möchte darauf aufmerksam machen, dass es 
sich bei Prüfung von Finanzanlagenvermittlern nach 
§ 24 Finanzanlagenvermittlungs-Verordnung (Fin-
VermV) um eine hochgradig anspruchsvolle gesetz-
liche Pflichtprüfung handelt, die eine angemessene 
Prüfungsplanung erfordert und deren Durchführung 
einen angemessenen zeitlichen Rahmen einnehmen 
muss. Auch bei dieser Prüfung sind hohe Anforde-
rungen an Planung, Durchführung und Dokumenta-
tion zu legen. 

Aus der Tatsache, dass neben WP/vBP, WPG/
BPG und Prüfungsverbänden nunmehr (im Gegen-
satz zur alten Rechtslage bei den Anlageberatern und 
-vermittlern, § 16 MaBV alte Fassung) „auch ande-
re Personen, die öffentlich bestellt und zugelassen 
worden sind und die aufgrund ihrer Vorbildung und 
Erfahrung in der Lage sind, eine ordnungsgemäße 
Prüfung in dem jeweiligen Gewerbebetrieb durchzu-

Prüfung von Finanzanlagenvermittlern

führen …“ als Prüfer beauftragt werden können (§ 24 
Abs. 4 FinVermV), könne nicht der Rückschluss ge-
zogen werden, dass geringere Anforderungen an die 
Prüfungsqualität gelegt werden dürfen. Zu dem Per-
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sonenkreis der geeigneten Prüfer dürften vor allem 
Steuerberater und Rechtsanwälte mit entsprechen-
dem Spezialwissen gehören; die WPK hatte sich in 
mehreren Stellungnahmen gegen diese Öffnung des 
Kreises der geeigneten Prüfer ausgesprochen.

Lücke in der Prüfungs und Vorlagepflicht  
für das Jahr 2012?

Im Zusammenhang mit dem Gesetz zur Novel-
lierung des Finanzanlagenvermittler- und Ver-
mögensanlagenrechts hat sich die Frage ergeben, 
ob für das Jahr 2012 eine Lücke in der Pflicht für 
Anlagenberater/-vermittler beziehungsweise Finanz-
anlagenvermittler besteht, sich prüfen zu lassen und 
den Bericht über die Prüfung bis zum 31. Dezember 
2013 bei der zuständigen Behörde einzureichen.

Hintergrund ist, dass mit dem Gesetz zur Novellie-
rung des Finanzanlagenvermittler- und Vermögens-
anlagenrechts die bisherigen Anlagevermittler und 
-berater abgeschafft (Streichung aus § 34 c GewO) 
und in § 34 f GewO als Finanzanlagenvermittler neu 
reguliert wurden, unter anderem mit einem erwei-
terten Pflichtenkatalog. In § 34 g GewO wurde der 
Erlass einer Verordnung vorgesehen. Die FinVermV 
wurde mittels der Verordnung zur Einführung einer 
FinVermV eingeführt, die unter anderem in § 24 Fin-
VermV die Prüfungspflicht für Finanzanlagenver-
mittler vorsieht und die Prüfungspflicht nach § 16 
MaBV für die bisherigen Anlagevermittler/-berater 
abschaffte. Alle diese Änderungen traten zum 1. Ja-
nuar 2013 in Kraft.

Der Wortlaut beider Vorschriften ist im Wesentli-
chen deckungsgleich: Sie statuieren beide zunächst 
die Pflicht, sich von einem geeigneten Prüfer für das 
Kalenderjahr prüfen zu lassen und dann die Pflicht, 
den Prüfungsbericht an die zuständigen Behörden 
bis spätestens zum 31. Dezember des Folgejahres zu 
übermitteln.

Bis zum 31. Dezember 2012 bestand demnach für 
Anlageberater/-vermittler nach § 16 MaBV noch die 
Prüfungs- und Vorlagepflicht. Ab dem 1. Januar 2013 
entfiel die gesetzliche Grundlage hierfür.

Die neue Prüfungs- und Vorlagepflicht nach § 24 
FinVermV bezieht sich, da diese erst am 1. Janu-
ar 2013 in Kraft trat, jedoch frühestens auf das Jahr 
2013. Nach dieser Vorschrift ist der Prüfungsbericht 
bis zum 31. Dezember des folgenden Jahres vorzule-
gen, damit also für das Jahr 2013 bis zum 31. Dezem-
ber 2014. 

Die WPK hat sich hierzu mit dem BMWi in Ver-
bindung gesetzt. Nach dessen Auskunft vertritt das 
BMWi zu diesem Themenbereich folgende Auffas-

sung, die auch im zuständigen Bund-Länder-Aus-
schuss unwidersprochen blieb:

Der Gesetz- und Verordnungsgeber hat eine Lü-
cke in der Pflicht für Anlagenberater/-vermittler be-
ziehungsweise Finanzanlagenvermittler für das Jahr 
2012 geschaffen. Diese wurde nicht durch eine ad-
äquate Übergangsregelung geschlossen.

Die zuständigen Behörden können es auch nicht 
als Ordnungswidrigkeit sanktionieren, wenn für das 
Jahr 2012 kein Prüfungsbericht bis zum 31. Dezem-
ber 2013 vorgelegt wird. § 18 Abs. 1 Nr. 12 MaBV 
bezieht sich seit dem 1. Januar 2013 auf den ge-
änderten Wortlaut von § 16 MaBV, aus dem die 
Anlagenberater/-vermittler herausgenommen wor-
den sind und § 26 Abs. 1 Nr. 14 FinVermV kann sich 
erst auf den Prüfungsbericht 2013 beziehen, der bis 
31. Dezember 2014 vorzulegen ist. Für das Jahr 2012 
fallen Verhaltensnorm (Abgabe des Prüfungsberichts 
für 2012 bis zum 31. Dezember 2013, § 16 MaBV) 
und Ordnungswidrigkeitentatbestand auseinander 
(§ 26 Abs. 1 Nr. 14 FinVermV, der sich erst auf den 
Prüfungsbericht 2013 bezieht, der bis 31. Dezember 
2014 vorzulegen ist). 

Teilweise Schließung der Lücke in der Prüfungs 
und Vorlagepflicht für das Jahr 2012?

Die Pflicht zur Prüfung des Jahres 2012 und Über-
mittlung des Prüfungsberichts könnte jedoch mög-
licherweise durch eine andere Übergangsvorschrift 
teilweise geschlossen werden. Dies könnte bei ent-
sprechender Auslegung der Übergangsvorschrift des 
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Bauträger und -betreuer haben auf ihre Kosten eine 
jährliche Ordnungsmäßigkeitsprüfung durchführen 
zu lassen (§§ 16 Abs. 1 MaBV, 34 c Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 GewO). Bei Grundstücks-, Gewerberaum- und 
Wohnungs- sowie Darlehensvermittlern kann eine 
solche Prüfung angeordnet werden (§§ 16 Abs. 2 
MaBV, 34 c Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 GewO). Die 
früher in § 34 c Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 GewO in Verbin-
dung mit § 16 Abs. 1 MaBV geregelte Prüfung von 
Anlagenvermittlern ist nunmehr als Prüfung von Fi-
nanzanlagenvermittlern in § 24 FinVermV in Ver-
bindung mit § 34 f GewO neu geregelt (dazu in die-
sem Heft auf Seite 34). Erfahrungen aus der Praxis 
der im Umfang und Befugnis erweiterten Prüfung 
nach FinVermV liegen noch nicht vor. Diese wird 

Paketprüfungen bei Gewerbetreibenden nach § 34 c oder § 34 f GewO 
– qualitativ anspruchsvoll und zeitintensiv

aber keinesfalls hinter die Anforderungen an eine 
MaBV-Prüfung zurückfallen.

Leitbild dieser Prüfungen ist der selbständige, ein-
zeln tätige Gewerbetreibende. Seit Jahren sind Ver-
mittler mitunter aber auch als Handelsvertreter von 
Unternehmen aufgrund einer jeweils ihnen persön-
lich erteilten Genehmigung nach § 34 c Abs. 1 GewO 
tätig. Diese sind in der Regel verpflichtet, ausschließ-
lich Produkte des Unternehmens zu vermitteln und 
eine zentral vorgegebene einheitliche organisatori-
sche und buchhalterische Infrastruktur zu nutzen. 
Ferner werden sie regelmäßig – auch zur Einhal-
tung der MaBV – in das interne Kontrollsystem (IKS) 
des Unternehmens eingebunden. Vor diesem Hin-
tergrund wird nicht selten ein Prüfer mit den Prü-

§ 157 Abs. 3 Satz 5 GewO zu den §§ 34 c und 34 f 
GewO angenommen werden. 

Hintergrund ist, dass Finanzanlagenvermittler ei-
ner Erlaubnis bedürfen. Hierfür müssen bestimmte 
Zulassungsvoraussetzungen erfüllt sein, zum Bei-
spiel muss eine Berufshaftpflichtversicherung unter-
halten und ein Sachkundenachweis (IHK-Prüfung) 
erbracht werden.

Für Anlageberater/-vermittler, die schon seit län-
gerem als solche tätig waren, hat der Gesetzgeber in 
Bezug auf den Sachkundenachweis (IHK-Prüfung) 
eine „Alte-Hasen-Regelung“ vorgesehen. Hierbei 
wird wie folgt differenziert:
• Anlageberater/-vermittler, die bereits seit dem 1. Ja-

nuar 2006 und über den 1. Januar 2013 hinaus zu-
gelassen und tätig waren/sind, müssen grundsätz-
lich einen Sachkundenachweis nach § 34 f Abs. 2 
Nummer 4 GewO (IHK-Prüfung) bis zum 1. Januar 
2015 nachreichen (§ 157 Abs. 3 Satz 1 GewO). 

• Anlageberater/-vermittler, die seit dem 1.1.2006 
ununterbrochen tätig waren, bedürfen keines 
Sachkundenachweises (egal, ob sie selbststän-
dig oder unselbstständig tätig waren, § 157 Abs. 3 
Satz 4 GewO). 

• Selbstständig tätige Anlageberater/-vermittler ha-
ben die ununterbrochene Tätigkeit durch Vorlage 
der erteilten Erlaubnis und die lückenlose Vorlage 
der Prüfungsberichte nach § 16 Abs. 1 Satz 1 MaBV 
in der am 31. Dezember 2012 geltenden Fassung 
nachzuweisen (§ 157 Abs. 3 Satz 5 GewO).

Bei der letzten Gruppe, also den selbstständigen 
Anlageberatern/-vermittlern, kommt es darauf an, 
wie der Begriff „lückenlose Vorlage der Prüfungsbe-
richte nach § 16 Abs. 1 Satz 1 MaBV in der am 31. De-
zember 2012 geltenden Fassung“ ausgelegt wird.

Im Hinblick darauf, dass der Gesetz-/Verordnungs-
geber auf den § 16 MaBV in der bis zum 31. Dezem-
ber 2012 geltenden Fassung Bezug genommen hat in 
dem Bewusstsein, dass § 24 FinVermV die Prüfungs- 
und Vorlagepflicht weiterführt, könnte die Auffas-
sung vertreten werden, dass lückenlos bedeutet, dass 
auch für das Jahr 2012 geprüft werden und der Prü-
fungsbericht vorgelegt werden muss.

Auch zu dieser Frage hatte sich die WPK an das 
BMWi gewandt. Dieses machte darauf aufmerksam, 
dass diese Frage nicht im zuständigen Bund-Länder-
Ausschuss beraten worden ist. Die oben geschilder-
te Auffassung wird vom BMWi allerdings nicht ge-
teilt. Es geht davon aus, dass ein Prüfungsbericht für 
das Jahr 2012 nicht gefordert werden könne und die-
se Lücke für die Praxis hinnehmbar sei, da immer-
hin die Jahre 2006 bis 2011 nachgewiesen werden 
müssten, was einer die Sachkundeprüfung ersetzen-
den ausreichenden Praxis entspräche (Allgemeine 
Musterverwaltungsvorschrift zum Vollzug des § 34 f 
der GewO und zur FinVermV des BMWi, Seite 36, 
5. Spiegelstrich; deckungsgleich Schönleiter [zustän-
diger Unterabteilungsleiter im BMWi] in Landmann/
Rohmer, Kommentar zur Gewerbeordnung, Band 1, 
Stand Februar 2013, § 157 Rn. 34). ge
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Der einzige Kommentar zur WPO – jetzt in zweiter Auflage

fungen einer großen Anzahl von Handelsvertretern 
eines Unternehmens beauftragt (sogenannte Paket-
prüfungen). Bei Paketprüfungen trifft der Prüfer bei 
den einzelnen Prüfungen demnach naturgemäß wie-
derholt auf eine gewisse „Sachverhaltsmonotonie“, 
die ihn jedoch bei aller Routine nicht dazu verleiten 
darf, lediglich stichprobenweise system- und aussa-
gebezogene Prüfungshandlungen nur auf Unterneh-
mensebene durchzuführen. 

Im Gegensatz zur Abschlussprüfung nach §§ 316 ff. 
HGB handelt es sich bei einer MaBV-Prüfung um eine 
reine Gesetzmäßigkeitsprüfung. Das Ergebnis der Prü-
fung ist kein wertendes Gesamturteil, sondern es ist 
über jeden einzelnen Verstoß zu berichten, unabhän-
gig von Wesentlichkeitsüberlegungen. Der Prüfungs-
auftrag an sich würde daher eine lückenlose Prüfung 
aller unter die MaBV fallenden Vorgänge erfordern. Bei 
Massenvorgängen ist dies aus Zeit- und Kostengründen 
jedoch nicht durchführbar. Hier genügt nach verbrei-
teter Auffassung des Berufsstandes eine unter Berück-
sichtigung des Fehlerrisikos durchgeführte Prüfung 
des einzelnen Gewerbetreibenden in Stichproben (vgl. 
IDW PS 830, Tz. 8). Aus dem Prüfbericht, der indivi-
duell für jeden einzelnen Gewerbetreibenden als dem 
maßgeblichen Auftraggeber nach § 16 MaBV zu erstat-
ten ist, muss sich ein klares Bild über das Prüfungs-
vorgehen ergeben sowie über die Aussagekraft der auf 
Grundlage von Stichproben gewonnenen Erkenntnisse 
in Bezug auf alle übrigen Geschäftsvorfälle.

Dieser Prüfungsansatz nebst Dokumentationsan-
forderungen ist auch bei Paketprüfungen zu beachten. 
Auch hier kann die Prüfung gegebenenfalls stichpro-

benweise durchgeführt werden. Im Rahmen der Prü-
fung des für alle Handelsvertreter einheitlichen IKS 
hat der Prüfer jedoch sicherzustellen, dass sowohl 
eine ausreichende Anzahl von Kontrollen als auch 
eine ausreichende Anzahl von Handelsvertretern in 
die Stichproben einbezogen werden. Auch bei Vorlie-
gen eines unternehmensweit wirksamen IKS und des-
halb geringen Fehlerrisikos insgesamt ist es darüber 
hinaus unerlässlich, dass – in angemessenem Umfang 
– funktions- und aussagebezogene Prüfungshand-
lungen dazu vorgenommen werden, ob die einzel-
nen Handelsvertreter die Vorschriften der MaBV tat-
sächlich eingehalten haben. Dabei können durchaus 
bei der IKS-Funktionsprüfung gewonnene Prüfungs-
nachweise, die einzelne Handelsvertreter betreffen, 
zugleich als Prüfungsnachweise für aussagebezogene 
Prüfungshandlungen herangezogen werden. 

Sicherzustellen ist jedoch stets die gegebenenfalls 
stichprobenweise Überprüfung der tatsächlichen Ein-
haltung der MaBV-Vorschriften bei jedem einzelnen 
Gewerbetreibenden. Anderenfalls besteht das Risiko, 
dass einzelne Handelsvertreter letztlich ein „Blanko-
Testat“ auf Grundlage einer IKS-Prüfung des Unter-
nehmens erhalten. Dies wäre mit dem Rechtscharak-
ter einer MaBV- Prüfung als Gesetzmäßigkeitsprüfung 
nicht vereinbar. Es ist daher stets darauf zu achten, 
dass jede einzelne Prüfung den oben genannten be-
rufsständischen Anforderungen entspricht und das 
Prüfungsvorgehen im Prüfbericht angemessen doku-
mentiert wird. Paketprüfungen bei Gewerbetreiben-
den nach § 34 c oder § 34 f GewO sind deshalb quali-
tativ anspruchsvoll und zeitintensiv. he/kü

Seit seinem Erscheinen im Jahr 2008 hat sich der 
Hense/Ulrich als Kommentar zur WPO zu einem un-
verzichtbaren Nachschlagewerk für jeden Berufsan-
gehörigen und viele andere entwickelt, die sich mit 
dem Berufsrecht der Wirtschaftsprüfer und vereidig-
ten Buchprüfer befassen.

Jede Bestimmung wird umfassend kommentiert, 
die maßgebliche Rechtsprechung und Literatur wer-
den dargestellt. Die Kommentierung der zweiten 
Auflage berücksichtigt unter anderem bereits das 
am 19. Juli 2013 in Kraft getretene Gesetz zur Ein-
führung der PartGmbB. Ergänzend sind die europä-
ische Abschlussprüferrichtlinie, Verordnungen und 
Satzungen wiedergegeben. Dies ermöglicht sowohl 
einen tiefen Einstieg in die Materie als auch einen 
schnellen Überblick über das Ganze.

Die Kommentie-
rung wurde über-
wiegend von Mit-
arbeiterinnen und 
Mitarbeitern der 
Wirtschaftsprüfer-
kammer bearbeitet. 
Die Mehrzahl der 
Vorschriften zum 
berufsgerichtli-
chen Verfahren 
wurde vom Vor-
sitzenden der für 
Disziplinarfälle 
von Wirtschafts-
prüfern und 

 Aus der Arbeit der WPK 37WPK Magazin 3/2013



Zur Überarbeitung des Hinwei-
ses zur Berichterstattung über 

eine Qualitätskontrolle 
(Stand: 12. März 2013) siehe 

WPK Magazin 2/2013, Seite 35

*	 Autoren	des	Aufsatzes:	WP/StB	Jürgen	Hug,	WP/StB	Stefan	Schweren,	vBP/StB	Wolfgang	
Ujcic	und	WP/StB	Hubert	Voshagen	sind	Mitglieder	des	Ausschusses	„Vorgehen	Prüfer	für	
Qualitätskontrolle“	der	Kommission	für	Qualitätskontrolle,	RA/StB	Carsten	Clauß	leitet	in	
der	Wirtschaftsprüferkammer	die	Abteilung	Qualitätskontrolle.

Aufsatz* „Erläuternde Ausführungen zur Überarbeitung des Hinweises zur 
Berichterstattung über eine Qualitätskontrolle“ abrufbar unter
k www.wpk.de/qk/kommission-hinweise.asp

Auf der Internetseite der WPK stehen erläuternde 
Ausführungen zur Überarbeitung des Hinweises der 
Kommission für Qualitätskontrolle zur Berichterstat-
tung über eine Qualitätskontrolle zur Verfügung, in 
denen die wesentlichen Hintergründe der Überarbei-
tung dargestellt werden. 

Anlass für die Überarbeitung des Hinweises war 
die Auswertung von 2.000 Qualitätskontrollen in 
den letzten zwei Jahren und die dabei gewonnenen 
Erfahrungen der Kommission für Qualitätskontrol-
le. Insbesondere wurden wiederkehrende Punkte der 
Berichterstattung aufgegriffen, die zu Rückfragen an 
Prüfer für Qualitätskontrolle führen. Mit der Über-
arbeitung möchte die Kommission für Qualitätskon-
trolle erreichen, dass die Rückfragen an 
die Prüfer für Qualitätskontrolle redu-
ziert werden und damit auch das Ver-
fahren beschleunigt wird. 

Wie ein roter Faden durchzieht die 
Überarbeitung des Hinweises, dass die 
Berichterstattung immer konkret auf die 
einzelne geprüfte Praxis auszurichten ist. Viele Qua-
litätskontrollberichte enthalten Ausführungen all-
gemeiner Natur, die dem Leser des Berichtes jedoch 
keinen konkreten Einblick ermöglichen (zum Bei-
spiel: „Ich habe risikoorientiert geprüft.“). Durch die 
Ausführungen zu den Grunddaten zum Umfang der 
Qualitätskontrolle sollen die Prüfer für Qualitätskon-
trolle angehalten werden, konkret über die von ih-
nen durchgeführte Qualitätskontrolle zu berichten 
(Zeitaufwand, Prüfungsteam und Verwertung von Er-
kenntnissen aus anderen Verfahren). Gleichzeitig die-
nen die zugrundeliegenden Informationen über die 
geprüfte Praxis dem Prüfer für Qualitätskontrolle als 
Ausgangspunkt seiner auf die Verhältnisse der Praxis 
angepassten Prüfungsstrategie und -planung. 

Die Berichterstattung der Prüfer für Qualitäts-
kontrolle vermittelt mitunter den Eindruck, dass die 

Prüfung der Wirksamkeit der Regelungen zur Ab-
wicklung von Aufträgen nur unter formellen Ge-
sichtspunkten durchgeführt wird. Durch die Aus-
führungen zur Anwendung des risikoorientierten 
Prüfungsansatzes bei Qualitätskontrollen soll erneut 
verdeutlicht werden, dass die Wirksamkeitsprüfung 
der Regelungen des Qualitätssicherungssystems nicht 
formeller Natur ist, sondern ein inhaltliches Nach-
vollziehen des prüferischen Vorgehens darstellt. Den 
Prüfern für Qualitätskontrolle und den zu prüfenden 
WP-/vBP-Praxen soll auch verdeutlicht werden, dass 
eine ordnungsgemäße Qualitätskontrolle einen ange-
messenen Zeiteinsatz erfordert. 

Der überarbeitete Hinweis wurde von der Kom-
mission für Qualitätskontrolle in Jours 
fixes mit erfahrenen Prüfern für Quali-
tätskontrolle erörtert. Diese begrüßten 
weit überwiegend die detaillierten Aus-
führungen und stellen fest, dass im We-
sentlichen keine neuen Anforderungen 
an die Durchführung von Qualitätskon-

trollen und deren Berichterstattung formuliert wer-
den. Die Kommission für Qualitätskontrolle wie 
auch die Prüfer für Qualitätskontrolle erwarten, dass 
bei Beachtung des Hinweises weniger Rückfragen 
der Kommission für Qualitätskontrolle an die Prüfer 
für Qualitätskontrolle erforderlich werden.  cl

Erläuternde Ausführungen zur Überarbeitung des Hinweises zur  
Berichterstattung über eine Qualitätskontrolle

vereidigten Buchprüfern zuständigen Kammer beim 
Landgericht Berlin kommentiert. Die Gesamtredakti-
on lag bei dem für das Berufsrecht der Wirtschafts-
prüfer und vereidigten Buchprüfer zuständigen Ge-
schäftsführer der Wirtschaftsprüferkammer. Dies 
gewährleistet, dass alle wesentlichen in der Praxis 
vorkommenden Anwendungs- und Auslegungsfragen 
berücksichtigt und sachgerecht bearbeitet wurden.

Die Herausgeber sind langjährige und angesehe-
ne Vertreter des Berufsstandes. Aufgrund ihrer Ar-
beit in den Gremien des Berufsstandes, vor allem als 
Präsidenten der WPK, sind sie mit den Fragen des 
Berufsrechts besonders vertraut.

Wer schnell und sicher Informationen über das 
Berufsrecht der WP und vBP sucht, wird sie im 
Hense/Ulrich finden.  th
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Mitglieder fragen – 
WPK antwortet

Die Wirtschaftsprüferkammer erhält vielfältige Fragen von 

ihren Mitgliedern. Typische Fragen greift diese Rubrik auf.

Aufgaben der Prüfungsstelle

n Welche Aufgaben hat die Prü-
fungsstelle für das Wirtschafts-
prüfungsexamen?

Die Wirtschaftsprüferkammer 
ist seit dem 1. Januar 2004 für die 
Durchführung der Berufsexamina 
für Wirtschaftsprüfer zuständig. 
Zur Erfüllung der ihr in diesem 
Bereich obliegenden Aufgaben hat 
die WPK die Prüfungsstelle für 
das Wirtschaftsprüfungsexamen 
bei der Wirtschaftsprüferkammer 
(Prüfungsstelle) eingerichtet. Die 
Prüfungsstelle ist eine selbststän-
dige Verwaltungseinheit bei der 
WPK. Sie ist bei der Erfüllung ih-
rer Aufgaben rechtlich, aber nicht 
an Weisungen der WPK und ihrer 
Organe gebunden. 

Bei der Durchführung der 
Prüfungen unterstützt die Prü-
fungsstelle die Aufgaben-, die 
Prüfungs- und die Widerspruchs-
kommission. Außer dieser un-
terstützenden Funktion hat die 
Prüfungsstelle auch eigene Ent-

scheidungsbefugnisse, zum Bei-
spiel bei der Zulassung zu den Be-
rufsexamina, zu der Prüfung zum 
Wirtschaftsprüfer und zu der Eig-
nungsprüfung als Wirtschaftsprü-
fer. An der Eignungsprüfung kön-
nen Kandidaten teilnehmen, die 
in einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union, in einem 
anderen Vertragsstaat des Abkom-
mens über den europäischen Wirt-
schaftsraum oder in der Schweiz 
die Qualifikation als Abschluss-
prüfer erworben haben. Hierbei 
ist die Prüfungsstelle an die je-
weilige Entscheidung der zustän-
digen Behörden in dem abgeben-
den Staat gebunden. Der Erwerb 
der Abschlussprüferqualifikation 
wird nicht noch einmal auf sei-
ne Richtigkeit überprüft. Das gilt 
im Übrigen auch, wenn ein Wirt-
schaftsprüfer aus Deutschland in 
einem anderen EU-Staat die dor-
tige Qualifikation als Abschluss-
prüfer erwerben möchte. 

Außer über die Zulassung zur 
Prüfung entscheidet die Prüfungs-

stelle unter anderem auch über 
deren Rücknahme und Widerruf, 
über die entschuldigte Nichtteil-
nahme an der Prüfung und über die 
Anrechnung und den Erlass von 
Prüfungsleistungen. Sie bestimmt 
die Prüfer für die schriftliche und 
mündliche Prüfung und auch die 
Themen für den von den Kandida-
ten in der mündlichen Prüfung zu 
haltenden Kurzvortrag. 

Bei der Durchführung ihrer 
Aufgaben wird die Prüfungsstel-
le von den Landesgeschäftsstellen 
der WPK unterstützt. So finden 
beispielsweise die schriftlichen 
und mündlichen Prüfungen am 
Sitz der sechs Landesgeschäfts-
stellen statt. 

Gegen Entscheidungen im Zu-
lassungs- und Prüfungsverfahren, 
zum Beispiel die Nichtzulassung 
zu der Prüfung oder die Entschei-
dung über deren Nichtbestehen, 
kann Widerspruch eingelegt wer-
den. Wird diesem nicht stattgege-
ben, kann dagegen beim Verwal-
tungsgericht geklagt werden.  tü
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Widerruf der Bestellung  
wegen nicht geordneter wirt
schaftlicher Verhältnisse

n Der Wettbewerbsdruck für 
Rechtsanwälte wird beständig 
größer. Der Presse ist zu entneh-
men, dass sich die wirtschaftli-
chen Verhältnisse von Anwälten 
daher zunehmend verschlechtern. 
Immer wieder sollen die Rechts-
anwaltskammern gezwungen 
sein, die Zulassung von Rechts-
anwälten wegen nicht geordneter 
wirtschaftlicher Verhältnisse zu 
widerrufen. Ist die Situation bei 
Wirtschaftsprüfern und vereidig-
ten Buchprüfern vergleichbar?

Die Wirtschaftsprüferordnung 
stellt deutlich höhere Anforde-
rungen an die wirtschaftliche 
Situation der Berufsangehöri-
gen. Hintergrund hierfür ist, dass 
Wirtschaftsprüfer und vereidigte 
Buchprüfer ihren Beruf nicht nur 
im Mandanteninteresse, sondern 
auch und gerade bei der Durch-
führung von Vorbehaltsaufgaben 
im öffentlichen Interesse wahr-
nehmen. Die berufsrechtlichen 
Anforderungen an die eigenver-
antwortliche und unabhängige Be-
rufsausübung sind daher deutlich 
höher. Die Eigenverantwortlich-

keit und Unabhängigkeit ist aber 
gefährdet, wenn ein Wirtschafts-
prüfer oder vereidigter Buchprü-
fer in angespannte wirtschaftliche 
Verhältnisse gerät. 

Der Widerruf der Bestellung als 
Wirtschaftsprüfer oder vereidigter 
Buchprüfer ist daher, anders als 
im Berufsrecht der Rechtsanwäl-
te, nicht erst beim Vorliegen ei-
nes Vermögensverfalls, sondern 
bereits beim Vorliegen nicht ge-
ordneter wirtschaftlicher Verhält-
nisse gesetzlich zwingend vor-
gesehen. Ein Ermessen kommt 
der Wirtschaftsprüferkammer da-
bei nicht zu. Sie ist vielmehr ver-
pflichtet, die Bestellung als Wirt-
schaftsprüfer oder vereidigter 
Buchprüfer zu widerrufen, wenn 
Anzeichen für nicht geordnete 
wirtschaftliche Verhältnisse vor-
liegen. Informationen hierüber er-
hält die Wirtschaftsprüferkammer 
kraft gesetzlicher Regelung unter 
anderem von der Finanzverwal-
tung, von den Gerichten und den 
Gerichtsvollziehern.

Sind die wirtschaftlichen Ver-
hältnisse noch nicht in einem 
Maße ungeordnet, dass die Wirt-
schaftsprüferkammer zum Wi-
derruf der Bestellung als Wirt-
schaftsprüfer oder vereidigter 

Buchprüfer verpflichtet ist, ist 
sie dennoch verpflichtet, gegebe-
nenfalls berufsaufsichtsrechtliche 
Maßnahmen zu prüfen. Bereits 
die Gefährdung der Unabhängig-
keit und Eigenverantwortlichkeit 
infolge von angespannten wirt-
schaftlichen Verhältnissen kann 
den Ausspruch einer Rüge recht-
fertigen. Solche Sanktionen ha-
ben auch die Funktion, den be-
troffenen Berufsangehörigen auf 
die Bedeutung der Ordnung sei-
ner wirtschaftlichen Verhältnisse 
nachhaltig hinzuweisen. Sie kön-
nen so einem drohenden Wider-
ruf seiner Bestellung gegebenen-
falls sogar vorbeugen.

Ungeachtet der strengen gesetz-
lichen Regelung für Wirtschafts-
prüfer und vereidigte Buchprü-
fer bleibt die Zahl der Fälle des 
Widerrufes der Bestellung wegen 
nicht geordneter wirtschaftlicher 
Verhältnisse niedrig. Einzelhei-
ten zu den Verfahrenszahlen kön-
nen den Berichten der WPK über 
die Berufsaufsicht im Internet ent-
nommen werden. uh

Berichte der WPK über die Berufsaufsicht 
abrufbar unter
k www.wpk.de/berufsaufsicht/berichte.asp

Landesgeschäftsstellen der WPK
BadenWürttemberg 
Leiter: Ass. jur. Rolf Holzreiter
Calwer Straße 11, 70173 Stuttgart
Telefon 07 11 / 2 39 77- 0
Telefax 07 11 / 2 39 77-12
E-Mail lgs-stuttgart@wpk.de

Bayern 
Leiter: RA Karl Reiter
Marienstraße 14/16, 80331 München
Telefon 0 89 / 54 46 16 - 0
Telefax 0 89 / 54 46 16 -12
E-Mail lgs-muenchen@wpk.de

Berlin, Brandenburg, Sachsen, SachsenAnhalt
Leiter: RA Christian Bauch
Rauchstraße 26, 10787 Berlin 
Telefon 0 30 / 72 61 61- 2 16 
Telefax 0 30 / 72 61 61-1 99
E-Mail lgs-berlin@wpk.de 

Bremen, Hamburg, MecklenburgVorpommern,
Niedersachsen, SchleswigHolstein 
Leiterin: RAin Hiltrud Egbert
Ferdinandstraße 12, 20095 Hamburg
Telefon 0 40 / 8 08 03 43 - 0
Telefax 0 40 / 8 08 03 43 -12
E-Mail lgs-hamburg@wpk.de

Hessen, RheinlandPfalz, Saarland, Thüringen
Leiter: RA Dr. Christian Weiser
Sternstraße 8, 60318 Frankfurt am Main 
Telefon 0 69 / 3 65 06 26 - 30 
Telefax 0 69 / 3 65 06 26 - 32 
E-Mail lgs-frankfurt@wpk.de

NordrheinWestfalen
Leiter: Dr. Wolfgang Klemz
Tersteegenstraße 14, 40474 Düsseldorf
Telefon 02 11 / 45 61-1 87
Telefax 02 11 / 45 61-1 93
E-Mail lgs-duesseldorf@wpk.de
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Stellungnahmen der WPK zu aktuellen Gesetzesvorhaben

Im Rahmen der Gesetzgebung waren zwei Gesetze 
aufgefallen, in denen WP/vBP und WPG/BPG an  
bestimmten Stellen genannt werden, jedoch jeweils 
unvollständig.

Initiative der WPK zur Ergänzung des Finanzdienstleistungsaufsichts
gesetzes sowie des Körperschaftssteuergesetzes: BMF signalisiert 
Änderungsbereitschaft

AIFMUmsetzungsgesetz verkündet und in Kraft getreten

Im Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetz ist vorge-
sehen, dass bezüglich des Nachweises eines fikti-
ven Geschäftsführergehaltes die Bescheinigung ei-
nes WP, vBP oder einer BPG vorgelegt werden kann 
(§ 16 f Abs. 2 Satz 3 Finanzdienstleistungsaufsichts-
gesetz). Hier hat die WPK darauf hingewiesen, dass 
auch WPG vorzusehen sind. Analog verhält es sich 
bei § 16 j Abs. 2 Satz 3 Finanzdienstleistungsauf-
sichtsgesetz. 

Beim Körperschaftssteuergesetz können bestimm-
te Voraussetzungen nachgewiesen werden durch 
die „Bescheinigung eines Steuerberaters oder Wirt-
schaftsprüfers über die Erstellung eines Jahresab-
schlusses mit umfassenden Beurteilungen“ (vgl. § 14 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 5 Körperschaftssteuergesetz). 

Hier wurde angeregt, auch vBP sowie WPG und BPG 
in den Wortlaut von § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 5 
Körperschaftssteuergesetz aufzunehmen.

Aus den beiden verschiedenen für die beiden 
genannten Gesetze zuständigen Referaten des Bun-
desministeriums der Finanzen (BMF) hat die WPK 
Reaktionen erhalten. In Bezug auf das Finanzdienst-
leistungsaufsichtsgesetz sollen WPG bei passender 
Gelegenheit an den entsprechenden Stellen redaktio-
nell eingefügt werden. Bezüglich der Aufnahme von 
vBP in § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 5 KStG hat das 
BMF mit den obersten Finanzbehörden der Länder 
abgestimmt, dass diese nach dem Sinn und Zweck 
der Regelung für die Erteilung der in der Vorschrift 
genannten Beurteilungen ebenfalls geeignet sind. 
Auch hier soll zu einem späteren Zeitpunkt in einem 
geeigneten Gesetzgebungsverfahren gegebenenfalls 
eine Anpassung des Gesetzeswortlautes erfolgen. ge

Zum AIFM-Umsetzungsgesetz 
siehe WPK Magazin 3/2012, 
Seite 48; 1/2013, Seite 10 

und 2/2013, Seite 39

Stellungnahme der WPK vom 9. April 2013 abrufbar unter
k www.wpk.de/stellungnahmen/stellungnahme_09-04-2013.asp
k www.wpk.de/magazin/3-2013/

Merkblatt der BaFin zu den Anforderungen an Treu-
händer als Verwahrstelle nach § 80 Abs. 3 KABG 
veröffentlicht

Das AIFM-Umsetzungsgesetz, über das im WPK 
Magazin ausführlich berichtete wurde, 
ist am 10. Juli 2013 im Bundesgesetz-
blatt verkündet worden. In Teilen ist es 
am Tag nach der Verkündung, im Übri-
gen am 22. Juli 2013 in Kraft getreten. 

Das Hauptanliegen der WPK, für be-
stimmte Arten von geschlossenen Fonds die Funkti-
on als sogenannte alternative Verwahrstelle auch für 
den Berufsstand zu eröffnen, ist damit durchgesetzt 
worden.

Die BaFin hat am 18. Juli 2013 ihr Merkblatt zu 
den Anforderungen an Treuhänder als Verwahrstel-
le nach § 80 Abs. 3 KABG veröffentlicht. Die Anre-
gung der WPK aus ihrer letzten Stellungnahme vom 

12. Juli 2013 wurde aufgegriffen. Darin wurde die 
BaFin aufgefordert, im ersten Absatz zu Punkt III.3. 
(„Finanzielle Garantie“) nicht von einer „gesonder-
ten“ Absicherung zu sprechen, da hierdurch der Ein-

druck erweckt werden könne, es bedür-
fe einer gesonderten Versicherung, um 
die Tätigkeit als Verwahrstelle ausüben 
zu können (siehe zum Versicherungs-
schutz des Treuhänders als Verwahr-
stelle in diesem Heft Seite 33). ge

Merkblatt der BaFin zu den Anforderungen an Treuhänder als Verwahrstelle 
nach § 80 Abs. 3 KABG abrufbar unter
k www.wpk.de/link/mag031307/
Stellungnahme der WPK vom 12. Juli 2013 abrufbar unter
k www.wpk.de/stellungnahmen/stellungnahme_12-07-2013.asp
k www.wpk.de/magazin/3-2013/
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Das Bundesministerium der Finanzen hat den Re-
ferentenentwurf einer Fünften Verordnung zur Än-
derung der Verordnung über die Beiträge zu der 
Entschädigungseinrichtung der Wertpapierhandels-
unternehmen bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
vorgelegt (EdWBeitrV-E). Die WPK hat dazu in ihrer 
Stellungnahme vom 10. Juni 2013 klare und zumut-
bare Haftungsregelungen für WP/vBP angemahnt.

BMFÄnderungsvorschlag zur EdWBeitrV: WPK mahnt klare und  
zumutbare Haftungsregelungen für WP/vBP an

7. Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Vergabe  
öffentlicher Aufträge

Der Referentenentwurf sieht in einer Ergänzung 
des derzeitigen § 2 Abs. 4 EdWBeitrV vor, dass Be-
stätigungen von WP/vBP über die Richtigkeit der An-
gaben über die Beiträge von der Entschädigungsein-

richtung nur noch anerkannt werden sollen, wenn 
der WP/vBP gegenüber der Einrichtung haftet und er 
die Haftung für einen fahrlässig verursachten Scha-
den nicht über die in § 54 a WPO vorgegebenen Gren-
zen hinaus beschränkt hat. Diese Regelung führt nach 
Auffassung der WPK zu erheblichen Rechtsunsicher-
heiten und dem Risiko, dass die Berufshaftpflicht-
versicherer bei etwaigen Haftungsfällen die Versi-
cherungsleistung verweigern. Die WPK fordert daher 
eine klare Haftungsregelung, die mit einer gesetzli-
chen Haftungsbeschränkung wie bei gesetzlichen 
Jahresabschlussprüfungen verbunden sein muss. sn

Stellungnahme der WPK vom 10. Juni 2013 abrufbar unter
k www.wpk.de/stellungnahmen/stellungnahme_10-06-2013.asp
k www.wpk.de /magazin/3-2013/

Stellungnahme der WPK vom 4. Juli 2013 abrufbar unter
k www.wpk.de/stellungnahmen/stellungnahme_04-07-2013.asp
k www.wpk.de/magazin/3-2013/

Mit der Stellungnahme der WPK vom 4. Juli 2013 
gegenüber dem Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie wurde das mit der Änderungsver-
ordnung beabsichtigte Ziel begrüßt, im Rahmen von 
Ausschreibungen für öffentliche Aufträge zukünf-
tig Faktoren für die Qualität einer Dienstleistung be-
rücksichtigen zu können, nämlich die Qualifikation 
und die Erfahrung des bei der Durchführung des be-
treffenden Auftrags eingesetzten Personals.

Nach dem derzeit gültigen öffentlichen Vergabe-
recht ist es nicht unmittelbar möglich, bei der An-
gebotswertung und damit bei der Zuschlagsertei-
lung die Qualifikation und die Erfahrung des bei der 
Durchführung des betreffenden Auftrags eingesetzten 
Personals zu berücksichtigen. Diese Kriterien werden 
bei der Eignungsprüfung von Bietern abgefragt und 
können dann bei der Zuschlagsentscheidung keine 
Rolle mehr spielen. So aber können, gerade auch bei 
geistig-schöpferischen Dienstleistungen, bei denen 
der persönliche Bezug im Vordergrund steht, Quali-
tätsmerkmale bei der Ermittlung des wirtschaftlichen 
Angebotes nur im Rahmen von § 11 Abs. VOF und 
§ 16 Abs. 8 VOL/A berücksichtigt werden. Die mo-

derate Lockerung der Trennung von Eignungs- und 
Zuschlagskriterien für den Bereich der nachrangigen 
Dienstleistungen wurde daher begrüßt.

In der Stellungnahme wurde des Weiteren ausge-
führt, dass der Tätigkeitsbereich von WP/vBP zwar 
überwiegend den Teil A der Anlage 1 der Verord-
nung über die Vergabe öffentlicher Aufträge betrifft, 
hier die Nummer 9 „Buchführung, -haltung und -prü-
fung“ sowie die Nummer 11 „Unternehmensberatung 
und verbundene Tätigkeiten“. Es könne aber jedoch 
nicht vollends ausgeschlossen werden, dass es öf-
fentliche Ausschreibungen in Bezug auf nachrangige 
Dienstleistungen gebe, auf die sich auch WP/vBP be-
werben könnten (Teil B der Anlage 1 der Verordnung 
über die Vergabe öffentlicher Aufträge, Nummer 21 
„Rechtsberatung“ oder Nummer 27 „Sonstige Dienst-
leistungen“).  ge
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Berichte über Gesetzesvorhaben

Erweiterung des Prüfungsumfanges bei der Jahresabschlussprüfung 
potenziell systemgefährdender Kreditinstitute

Honoraranlageberatungsgesetz im Bundesgesetzblatt verkündet – 
Neue Vorbehaltsaufgabe für WP/vBP

Anregungen der WPK zur Änderung der Wertpapierdienstleistungs
Prüfungsverordnung (WpDPV) teilweise berücksichtigt

Wird ein Kreditinstitut zukünftig aufgefordert, einen 
Sanierungsplan nach § 47 Abs. 1 KWG aufzustellen, 
hat der Jahresabschlussprüfer auch zu 
prüfen, ob der Sanierungsplan den ge-
setzlichen Voraussetzungen entspricht. 
Diese Erweiterung des Prüfungsumfan-
ges wurde in § 29 Abs. 1 KWG verankert. 

Dies bestimmt das Gesetz zur Abschirmung von 
Risiken und zur Planung der Sanierung und Abwick-
lung von Kreditinstituten und Finanzgruppen, das 

WP/vBP verfügen künftig über eine neue Vorbehalts-
aufgabe. Gewerbetreibende, die als Honorar-Anlagebe-
rater tätig werden wollen, müssen sich bei der BaFin in 
einem entsprechenden Register erfassen lassen. Voraus-
setzung für die Eintragung eines Wertpa-
pierdienstleistungsinstituts als Honorar-
Anlageberater ist, dass die Bescheinigung 
eines „geeigneten Prüfers“ vorgelegt wird, 
die nachweist, dass bestimmte Vorausset-
zungen zur Trennung von Honorar-Anlageberatung 
und anderer Anlageberatung gegeben sind. 

Als geeignete Prüfer werden (neben Prüfungsstel-
len und -verbänden) WP, vBP, WPG und BPG ge-
nannt, „die hinsichtlich des Prüfungsgegenstandes 
über ausreichende Kenntnisse verfügen“. Die Geset-
zesbegründung verweist darauf, dass diese Definiti-
on dem § 36 WpHG entnommen ist. Die Definition in 

Die Bundesanstalt für die Finanzdienstleistungsauf-
sicht (BaFin) hat Anregungen aus der Stellungnahme 
der WPK vom 11. Oktober 2012 teilweise in die Drit-
te Verordnung zur Änderung der Wertpapierdienst-
leistungs-Prüfungsverordnung (WpDPV) übernom-
men. Diese trat zum 1. Juni 2013 in Kraft.

Übernommen wurden beispielsweise Anregun-
gen der WPK zur Änderung von § 5 Abs. 7 WpDPV. 

am 12. August 2013 im Bundesgesetzblatt verkündet 
worden ist (BGBl. Teil I, Seite 3090). Die oben ge-

nannte Änderung tritt am Tag nach der 
Verkündung in Kraft.

Das Gesetz sieht eine Ermächtigung 
der BaFin vor, Kreditinstitute, die von 

der BaFin als potenziell systemgefährdend eingestuft 
werden, zu einer Sanierungs- und Abwicklungspla-
nung zu verpflichten.   ge

§ 36 Abs. 1 Satz 6 WpHG existiert in dieser Form seit 
1998. Die Regelungen hierzu werden am 1. August 
2014 in Kraft treten.

Das Gesetz enthält eine Ermächtigung zum Erlass 
einer Rechtsverordnung zu den näheren 
Bestimmungen bezüglich der Bescheini-
gung des geeigneten Prüfers für das BMF. 
Das BMF kann an die BaFin delegieren. 
Diese Regelung gilt ab dem Tag nach der 

Verkündung, so dass das BMF ausreichend Zeit er-
hält, die Rechtsverordnung auf den Weg zu bringen.

Auch die Regelungen zum Honorar-Finanzanlage-
berater, der im neuen § 34 h GewO kodifiziert wird, 
werden am 1. August 2014 in Kraft treten. Das Ho-
noraranlageberatungsgesetz wurde am 18. Juli 2013 
im Bundesgesetzblatt verkündet (Teil I Nr. 38, Sei-
te 2390).  ge

Die BaFin hatte vorgesehen, dass der Prüfer auf Ver-
langen der BaFin nicht nur den Prüfungsbericht er-
läutern müsse, sondern auch Einblick in die der Prü-
fung zugrunde liegenden Unterlagen gewähren und 
diese auf Nachfrage übersenden müsse. Auf Ver-
langen sollte der Prüfer auch „die Entwurfsfassun-
gen des Prüfungsberichts“ übersenden. Des Weiteren 
sollte der Prüfer zur Sicherung dieser Obliegenhei-

Zu dem Gesetzentwurf siehe 
WPK Magazin 2/2013, Seite 40

Zum Referentenentwurf 
des BMF siehe 

WPK Magazin 1/2013, Seite 28
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Stellungnahme der WPK vom 11. Oktober 2012 abrufbar unter
k www.wpk.de/stellungnahmen/stellungnahme_11-10-2012.asp

ten verpflichtet werden, im Prüfungsauftrag zu ver-
einbaren, dass er insoweit von der Verschwiegen-
heitspflicht gegenüber der BaFin entbunden ist. 

Die WPK wandte in Bezug auf die vorgesehene 
vertragliche Vereinbarung zur Entbindung von der 
Verschwiegenheitspflicht ein, dass dies nicht von 
der Verordnungskompetenz der BaFin gedeckt sei. 
Eine entsprechende Regelung findet sich daher nun 
nicht mehr in § 5 Abs. 7 WpDPV. Auch 
den Hinweisen der WPK, dass die Vor-
lage der Prüfung zugrunde liegenden 
Unterlagen zu weitgehend sei und dass 
es der Formulierung zur Übersendung 
„der Entwurfsfassungen des Prüfungs-
berichts“ der notwendigen Bestimmtheit fehle, wur-
de entsprochen. Die nunmehr gültige Fassung des § 5 
Abs. 7 WpDPV sieht vor, dass, sofern die BaFin an 
der Prüfung oder der Schlussbesprechung teilnimmt, 
der Prüfer auf Verlangen der BaFin den Berichtsent-
wurf vor der Fertigstellung beziehungsweise der Be-
sprechung zu übersenden hat.

Ebenso Berücksichtigung fand die Anregung der 
WPK, § 2 Abs. 1 Satz 3 WpDPV-E zu streichen. Die 
BaFin wollte vorsehen lassen, dass der Prüfer bei der 
Auslegung des Fehlerbegriffs nicht nur wie bisher 
an die Auslegung der BaFin gebunden sein sollte, 
die in den Richtlinien, Rundschreiben, Bekanntma-
chungen, Schreiben und sonstigen Veröffentlichun-
gen bekannt gemacht worden sind, sondern auch 
an Leitlinien und Empfehlungen der europäischen 
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde, auch so-
fern diese noch nicht von der BaFin umgesetzt wor-
den sind. Die WPK wies darauf hin, dass bereits die 
zu prüfenden Wertpapierdienstleistungsunterneh-
men gezwungen wären, die Veröffentlichungen der 
europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehör-
de systematisch zu beobachten und gegebenenfalls 
umzusetzen, ohne zu wissen, ob die BaFin dies auch 
umsetze. Auch der Prüfer wäre gezwungen, gegebe-
nenfalls etwas als Fehler zu bewerten, von dem die 
BaFin bei der Umsetzung gegebenenfalls im Nachhi-
nein nicht von einem Fehler ausgehen würde. Dies 
würde zu Rechtsunsicherheiten führen. Die BaFin 
hat den entsprechenden Regelungsvorschlag aufge-
geben.

Nicht berücksichtigt hat die BaFin die Anmer-
kungen der WPK zu vorgesehenen Änderungen in 

§ 4 Abs. 5 WpDPV. § 4 Abs. 5 Satz 1 WpDPV sollte 
dahingehend geändert werden, dass der Prüfer nicht 
mehr nur berechtigt ist, seine Prüfung zu dokumen-
tieren, sondern er soll zukünftig dazu verpflichtet 
sein. § 4 Abs. 5 Satz 2 neu WpDPV-E sieht vor, wie 
er diese Dokumentation zu gestalten hat. Hiergegen 
wurde seitens der WPK eingewandt, dass die Pflicht 
zur Dokumentation bereits berufsrechtlich geregelt 

ist, so dass ein obsoleter Dualismus ent-
stehe. Zudem seien WP/vBP, die ge-
setzlich vorgeschriebene Abschlussprü-
fungen durchführten (dies erfolge bei 
Kreditinstituten und Finanzdienstleis-
tungsinstituten in der Regel neben der 

WpHG-Prüfung), verpflichtet, regelmäßig Qualitäts-
kontrollen in ihren Praxen durchführen zu lassen 
(§ 57a Abs. 1 WPO). Dabei werde das interne Qua-
litätssicherungssystem überprüft, zu dessen Einrich-
tung und Vorhaltung diese Prüfer verpflichtet sind 
(vgl. § 55 b WPO). Daher müsse auch nicht geregelt 
werden, wie die Prüfungen zu dokumentieren seien. 
Diese Argumente wurden nicht gehört.

Eine weitere Anregung der WPK ging dahin, die 
Definition eines qualitativen Mangels durch die Auf-
nahme von § 33 Abs. 1 Nr. 1 WpHG in § 2 Abs. 2 
Nr. 1 WpDPV fallenzulassen (Compliance-Grundsät-
ze und -Funktionen, welche die Pflichten nach dem 
gesamten WpHG sicherstellen sollen). Die WPK hat-
te darauf hingewiesen, dass dieser Ansatz zu weitge-
hend sei. Jegliche Abweichung von § 33 Abs. 1 Nr. 1 
WpHG und damit von den Compliance-Grundsätzen 
und -Funktionen, die die Pflichten nach dem gesam-
ten WpHG sicherstellen sollen, würde damit zu ei-
nem Mangel führen. Es würde damit keine einzige 
Prüfung mehr geben, ohne dass ein qualitativer Man-
gel festgestellt werde. Die BaFin hat diesen Einwand 
leider nicht berücksichtigt.

Die Dritte Verordnung zur Änderung der WpDPV 
vom 14. Mai 2013 wurde am 17. Mai 2013 im Bun-
desgesetzblatt Teil I, Seite 1264, veröffentlicht.  ge

Zum Entwurf der BaFin einer 
Dritten Verordnung zur Ände-
rung der WpDPV siehe WPK 
Magazin 4/2014, Seite 47

Folgen Sie uns auf
Twitter: @wpk_de
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Senkung der Mindestordnungsgelder für Kleinstkapitalgesellschaften 
und kleine Kapitalgesellschaften

Der Bundestag verabschiedete Ende Juni 2013 den 
Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP für ein Gesetz zur Änderung des Handelsge-
setzbuchs. Zentrale Neuregelung ist die Senkung 
der Mindestordnungsgelder für Kleinstkapitalgesell-
schaften und kleine Kapitalgesellschaften. Nach gel-
tendem Recht beträgt das Mindestordnungsgeld un-
abhängig von der Unternehmensgröße stets 2.500 ¤. 
Der Höchstbetrag beträgt 25.000 ¤. Nach der Neure-
gelung wird das Mindestordnungsgeld für Kleinst-
kapitalgesellschaften auf 500 ¤ und für kleine Kapi-
talgesellschaften auf 1.000 ¤ gesenkt. Anlässlich der 
Neuregelung wird außerdem die in der Rechtspraxis 
entwickelte Herabsetzung höherer angedrohter Ord-
nungsgelder auf einen Mindestbetrag von 2.500 ¤ ge-
setzlich geregelt (bei größeren Kapitalgesellschaften, 
die ihre Unterlagen verspätet eingereicht haben). 

Ein zweiter wesentlicher Baustein der Neurege-
lung ist die Abmilderung von Härten, die durch knap-
pe Fristen entstehen können. Gerade bei Kleinstkapi-

talgesellschaften oder kleinen Kapitalgesellschaften 
können Fristen nicht eingehalten werden, zum Bei-
spiel wegen schwerer Erkrankung/Tod des Alleinge-
schäftsführers oder durch Verlust von Rechnungsle-
gungs- oder Buchführungsunterlagen in Folge von 
Naturereignissen/Bränden. Hierfür soll eine Wieder-
einsetzungsregelung eingeführt werden, die eine fle-
xible Prüfung erlaubt. 

§ 335 HGB soll zur besseren Verständlichkeit 
in zwei Vorschriften aufgeteilt werden. § 335 HGB 
soll auf das Verfahren des Bundesamtes für Justiz 
beschränkt werden. Das gerichtliche Verfahren zur 
Überprüfung von Entscheidungen des Bundesamts 
für Justiz soll in § 335 a HGB konzentriert werden. 

Durch die vorgesehene Herabsetzung der Ord-
nungsgeldhöhe wird mit Mindereinnahmen des Bun-
des in Höhe von ca. 20 Mio. ¤ jährlich gerechnet. Das 
Gesetz soll am Tag nach der Verkündung in Kraft tre-
ten.  ge
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Aus der Rechtsprechung

 Berufsrecht

Befristetes Tätigkeitsverbot wegen 
Veruntreuung von Mandantengeldern

n Leitsatz der Redaktion
Die Pflicht zur gewissenhaften Berufsausübung im 
Rahmen der Vermögensverwaltung verlangt die Ein-
haltung folgender Grundsätze:
• Einhaltung der Weisungen des Treugebers
• Ausrichtung an den (mitgeteilten) Interessen des 
 Treugebers
• Vermeidung eines Vermögensschadens oder einer 
 konkreten Gefährdung.
LG Berlin, Urteil vom 15. Februar 2013 – WiL 6/12

n Sachverhalt
Der Berufsangehörige ist Wirtschaftsprüfer, Steuer-
berater und Rechtsbeistand. Im Jahr 2011 wurde er 
rechtskräftig wegen Untreue in sechs Fällen zu ei-
ner Freiheitsstrafe von einem Jahr und sechs Mona-
ten auf Bewährung verurteilt. Zudem erhielt er die 
Bewährungsauflage, 50.000 ¤ an gemeinnützige Ein-
richtungen zu zahlen. Nachfolgender Sachverhalt lag 
dem Strafurteil zugrunde und war auch Gegenstand 
des berufsgerichtlichen Verfahrens.

Der Berufsangehörige war viele Jahre für den Man-
danten R. tätig und mit diesem auch freundschaft-
lich verbunden. Im Sommer 2007 schlossen sie ei-
nen Treuhandvertrag, der den Berufsangehörigen 
verpflichtete, einen Geldbetrag in Höhe von 1 Mio. ¤ 
treuhänderisch zu verwalten. Mit dem Geld sollten 
verschiedene Darlehen des Mandanten abgelöst wer-
den. Als sich die Ablösung der Darlehen verzögerte, 
schlug der Berufsangehörige vor, das Geld gewinn-
bringend anzulegen. Dem stimmte sein Mandant zu. 
Er wies den Berufsangehörigen jedoch ausdrücklich 
an, eine sichere Anlageform zu wählen, bei der je-
derzeit auf das Geld zugegriffen werden könne. Ent-

gegen dieser Anweisung stellte der Berufsangehörige 
einen nicht unerheblichen Teil des auf dem Treu-
handkonto befindlichen Geldes seinem Bekannten 
J. als Darlehen für Sportwetten in der Hoffnung auf 
exorbitante Renditen zur Verfügung. Dabei handel-
te es sich um eine hoch risikobehaftete Geldanlage 
mit der Gefahr des Totalverlustes. Im Februar 2008 
erlangte sein Mandant davon Kenntnis und forderte 
das Geld zurück. Durch Einschaltung eines Rechts-
anwaltes konnte der Mandant in der Folgezeit die 
Rückzahlung eines Großteils des Geldes erreichen. 

n Wesentliche Entscheidungsgründe
Der Berufsangehörige hat gegen seine Pflicht zu gewis-
senhafter Berufsausübung verstoßen (§ 43 Abs. 1 S. 1 
WPO in Verbindung mit § 8 Abs. 1 S. 1 BS WP/vBP). 

Einer berufsgerichtlichen Ahndung des Verhaltens 
des Berufsangehörigen stand nicht entgegen, dass die 
treuhänderische Verwaltung von Vermögen keine Vor-
behaltsaufgabe ist (§ 2 Abs. 1 WPO). Sie gehört gemäß 
§ 2 Abs. 3 Nr. 3 WPO zu den das Berufsbild prägenden 
Tätigkeiten und ist mithin berufliche Tätigkeit. Eine 
andere Bewertung ergab sich auch nicht vor dem Hin-
tergrund, dass es sich um die Vermögensverwaltung 
für einen langjährigen Freund handelte. Die Vermö-
gensverwaltung war keine reine Gefälligkeit, da der Be-
rufsangehörige eine Provision erhalten sollte und diese 
sowie die bei der Verwaltung zu erfüllenden Pflichten 
im Treuhandvertrag explizit geregelt waren. Berufsge-
richtlich war das Fehlverhalten des Berufsangehörigen 
daher nicht als außerberuflich private, sondern nach 
§ 67 Abs. 1 WPO als berufliche Tätigkeit zu ahnden.

Auch standen der Ahndung nach der WPO-Ge-
richtsbarkeit nicht die weiteren Berufsqualifikati-
onen des Berufsangehörigen als Steuerberater und 
Rechtsbeistand entgegen. Zum einen war der Vor-
rang der Berufsgerichtsbarkeit der Wirtschaftsprüfer 
zu bejahen. Zum anderen wurden keine Verfahren 
nach den anderen Berufsordnungen betrieben. 

Mit der von ihm gewählten Durchführung der 
Vermögensverwaltung hat der Berufsangehörige ge-

46 Aus der Arbeit der WPK WPK Magazin 3/2013



se des Berufsangehörigen ist mit dem Berufsbild der 
Wirtschaftsprüfer unvereinbar und war daher konse-
quent zu ahnden. Die Verbindung des Tätigkeitsver-
botes mit einer Geldbuße (§ 68 Abs. 2 WPO) war hier 
unter dem Gesichtspunkt der Verhältnismäßigkeit 
nicht erforderlich. Insoweit war zu berücksichtigen, 
dass der Berufsangehörige bereits im Strafverfahren 
eine hohe Geldauflage erhalten hatte.

Entscheidung redaktionell bearbeitet, offizieller Wortlaut abrufbar unter  
k www.wpk.de/magazin/3-2013/

gen die elementaren Pflichten eines Treuhänders ver-
stoßen und dadurch vorsätzlich seine Berufspflich-
ten verletzt. Er hat sich zum einen über den Willen 
des Treugebers hinweggesetzt, der ihn angewiesen 
hatte, eine sichere und jederzeit verfügbare Anlage 
auszuwählen. Zum anderen hat er auch das Interesse 
des Treugebers außer Acht gelassen, das nicht in ei-
ner besonders hohen Rendite, sondern in der jeder-
zeitigen und zuverlässigen Verfügbarkeit der Vermö-
genswerte bestand. Schließlich hat er dem Treugeber 
schon in dem Moment einen Schaden zugefügt, als 
er die Gelder an J. übergab, da nur eine äußerst un-
sichere und deshalb aus wirtschaftlicher Sicht wert-
lose Aussicht auf Kompensation bestand. Mit alldem 
verstieß der Berufsangehörige in eklatanter Weise ge-
gen das, was aus Sicht des Berufsstandes und der Öf-
fentlichkeit von einem Wirtschaftsprüfer als einem 
ordentlichen Treuhänder erwartet wird.

Gegen den Berufsangehörigen war für die Dauer 
von drei Jahren ein Verbot, auf dem Gebiet der treu-
händerischen Verwaltung tätig zu werden, zu ver-
hängen (§§ 68 Abs. 1 Nr. 2; 2 Abs. 3 Nr. 3 WPO). 

Zu seinen Lasten war dabei der beträchtliche 
Zeitraum der berufsrechtswidrigen Handlung, die 
Vielzahl von Teilakten sowie die Vorsätzlichkeit zu 
berücksichtigen. Es war für ihn vorhersehbar, dass 
er seinen Mandanten in eine schwierige persönliche 
Situation bringen würde, da es diesem im Umfang 
der an J. übergebenen Gelder nicht möglich war, sich 
von seinen eigenen Schulden zu entlasten. Der Be-
rufsangehörige hat das Vertrauen seines Mandanten 
missbraucht und keinen eigenen Beitrag dazu geleis-
tet, den Schaden zu mindern. Erheblich erschwerend 
fiel ins Gewicht, dass er berufsrechtlich vorbelastet 
war. Er war 2003 wegen Beihilfe zur Bilanzmanipu-
lation eines Mandanten zu einer Geldbuße in Höhe 
von 15.000 ¤ verurteilt worden. 

Zu Gunsten des Berufsangehörigen war vor allem 
seine Motivationslage zu werten. Er wollte sich nicht 
selbst bereichern, sondern seinem Mandanten eine 
spektakulär hohe Rendite verschaffen. Er hatte im 
Strafverfahren die Tat eingeräumt und bereits eine 
empfindliche, zur Bewährung ausgesetzte Freiheits-
strafe erfahren. Zudem waren die hohen finanziellen 
Lasten aus dem Strafverfahren in Form der Verfah-
renskosten und der Bewährungsauflage zu berück-
sichtigen. Die strafrechtliche Sanktionierung konnte 
allerdings nicht rechtfertigen, von einer berufsrecht-
lichen Maßnahme gegen den Berufsangehörigen ab-
zusehen. Ihm war vor Augen zu führen, dass sein 
Verhalten auch berufsrechtlich Konsequenzen hat 
und er mit künftigem Fehlverhalten seine berufliche 
Existenz aufs Spiel setzen würde. Die Verhaltenswei-

 Haftungsrecht

Darlegungs- und Beweislast für den Eintritt 
eines Schadens bei einem pflichtwidrigen 
Bestätigungsvermerk eines Abschlussprüfers

n Leitsatz der Redaktion
Die Darlegungs- und Beweislast für die Entstehung 
eines Vermögensschadens im Rahmen einer Klage 
auf Schadensersatz gemäß § 826 BGB wegen eines 
pflichtwidrig erteilten uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerks trägt der Kläger.
BGH, Urteil vom 4. Dezember 2012 – VI ZR 378/11

n Sachverhalt
Die Klägerin war Inhaberin von Schuldverschrei-
bungen der W. Der Beklagte ist Wirtschaftsprüfer. Er 
hatte den Jahresabschluss 2004 der W. geprüft und 
im Juni 2005 einen Bestätigungsmerk erteilt. Diesen 
nahm die W. in ihre Prospekte für Inhaberschuld-
verschreibungen auf. Die Klägerin tauschte ihre In-
haberschuldverschreibungen bei deren Fälligkeit im 
Januar 2006 in Inhaberschuldverschreibungen einer 
anderen Tranche zum gleichen Nennwert mit einer 
Laufzeit bis Juni 2006 um. Am 19. Juni 2006 stellte 
die W. einen Antrag auf Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens über ihr Vermögen. 

Die Klägerin verlangt nun Schadensersatz gemäß 
§ 826 BGB vom Beklagten. Aufgrund des angeblich 
pflichtwidrig erteilten uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerks habe sie sich zum Umtausch der In-
haberschuldverschreibungen entschlossen. Ansons-
ten hätte sie bei Fälligkeit den angelegten Betrag 
zurückverlangt und zurückerhalten und außerdem 
schon im Sommer 2005 bezüglich der Schuldver-
schreibungen der vorherigen Tranche außerordent-
lich gekündigt. 
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Landgericht, Oberlandesgericht und nun auch der 
BGH wiesen die Klage ab.

n Wesentliche Entscheidungsgründe
Zur Beurteilung der Frage, ob durch den Umtausch 
der Inhaberschuldverschreibungen im Januar 2006 
ein Vermögensschaden eingetreten ist, wird un-
terstellt, dass der uneingeschränkte Bestätigungs-
vermerk pflichtwidrig erteilt und der Klägerin der 
Prospekt vor der Zeichnung der Inhaberschuldver-
schreibungen im Januar 2006 übersandt wurde.

Die Ermittlung eines Vermögensschadens er-
folgt nach § 249 Abs. 1 BGB. Danach ist die infol-
ge des haftungsbegründenden Ereignisses eingetrete-
ne Vermögenslage mit derjenigen zu vergleichen, die 
sich ohne dieses Ereignis ergeben hätte. Wäre dem-
nach der Bestätigungsvermerk durch den Beklagten 
pflichtgemäß eingeschränkt erteilt oder versagt wor-
den, hätte die Klägerin ihre Inhaberschuldverschrei-
bungen nicht getauscht, sondern den angelegten Be-
trag zurückverlangt. Vorliegend ist somit auf den 
Wert des Rückzahlungsanspruchs der Klägerin gegen 
die W. im Januar 2006 abzustellen.

Die Darlegungs- und Beweislast für die Scha-
densentstehung trägt die Klägerin. Dies entspricht den 
allgemeinen Grundsätzen, wonach der Anspruchsstel-
ler die anspruchsbegründenden Tatsachen darzulegen 
und zu beweisen hat. Den Beklagten trifft auch keine 
sekundäre Darlegungslast, weil etwa die vorzutragen-
de Tatsache außerhalb des Wahrnehmungsbereichs 
der Klägerin liegt. Dazu müsste der Klägerin die nähe-
re Darlegung nicht möglich oder nicht zumutbar sein, 
während der Beklagte die Umstände, die einen Vermö-
gensschaden der Klägerin begründen können, kennt 
und es ihm zumutbar ist, nähere Angaben zu machen. 
In Bezug auf die hier relevanten Vermögensverhältnis-
se der W. sind jedoch beide Parteien Außenstehende. 
Auch wenn der Beklagte als Wirtschaftsprüfer über 
besseres Fachwissen verfügt und wegen seiner durch-
geführten Abschlussprüfung mit den Vermögensver-
hältnissen der W. bereits befasst war, ist nicht ersicht-
lich, dass er auch nach Auftragserledigung Einblick in 
die Vermögensverhältnisse der W. hatte.

Der Rückzahlungsanspruch der Klägerin ist jedoch 
uneinbringlich und deshalb wertlos. Denn die Kläge-
rin hat nicht dargelegt, dass sie bei pflichtgemäßem 
Handeln des Beklagten von der W. ihren Betrag über-
haupt zurückerhalten hätte. Bei eingeschränktem oder 
versagtem Bestätigungsvermerk ist zu vermuten, dass 
auch alle anderen Anleger ihre angelegten und fälli-
gen Beträge zurückverlangt hätten. Nur wenn die W. 
alle fälligen Forderungen hätte erfüllen können, wäre 
der Klägerin ein Schaden entstanden. Die Summe der 

n Leitsatz der Redaktion
Die tatsächliche Vermutung, dass es dem Anleger 
für seine Anlageentscheidung auf die Richtigkeit al-
ler wesentlichen Prospektangaben ankommt, erfasst 
Feststellungen in einem veröffentlichten Wirtschafts-
prüfertestat grundsätzlich auch dann, wenn es sich 
auf einen vergangenen Stichtag bezieht und ein neu-
es Testat bereits zu erwarten war. Auch ein überhol-
ter Bestätigungsvermerk begründet zumindest das 
Vertrauen, dass die Anlage in dem bestätigten Um-
fang zu dem maßgeblichen Zeitpunkt keine Mängel 

 Haftungsrecht

Haftung eines Wirtschaftsprüfers als  
Garant für ihm zurechenbare Prospekt-
aussagen in seinem Jahresabschlusstestat

im zweiten Halbjahr 2005 fälligen Rückzahlungsan-
sprüche lag jedoch im Januar 2006 bereits über den 
eingeworbenen Geldbeträgen. Die Klägerin trägt keine 
Umstände vor, die auf eine höhere Liquidität der W. 
hinweisen. Die W. war also zum Fälligkeitszeitpunkt 
aus eigener Lage nicht fähig, alle fälligen Forderungen 
zu tilgen. Auch hat die Klägerin nicht vorgetragen, 
warum ihr mit anwaltlicher Hilfe die Forderungsein-
bringung im Gegensatz zu den anderen Anlegern ge-
lungen wäre. Der Verlust einer auf Dauer uneinbring-
lichen Forderung verringert den Wert des Vermögens 
nicht und kann deshalb keinen Schaden begründen.

Die Klägerin kann sich auch nicht darauf stützen, 
sie hätte bei pflichtgemäßem Handeln des Beklagten 
im Sommer 2005 die Schuldverschreibungen außer-
ordentlich gekündigt, denn sie hat die dafür notwen-
dige Ursächlichkeit zwischen dem Prospektfehler 
und der unterbliebenen Kündigung nicht dargelegt. 
Diese ist auch nicht nach Grundsätzen der Prospekt-
haftung ersichtlich. Die Vermutung der Ursächlich-
keit eines Prospektfehlers gilt nur für die Anlageent-
scheidung selbst, nicht aber dafür, ob sich der Anleger 
aufgrund nachträglicher Kenntniserlangung zu einer 
Kündigung entschieden hätte. Der Prospekt ist typi-
scherweise eine wichtige Erkenntnisquelle für die 
Anlageentscheidung; der Entschluss zur außerordent-
lichen Kündigung hingegen beruht auf Erkenntnissen, 
die der Anleger nach Vertragsabschluss erlangt und 
die aus verschiedenen Quellen stammen können.

Entscheidung redaktionell bearbeitet, offizieller Wortlaut abrufbar unter  
k www.wpk.de/magazin/3-2013/
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aufwies, die zur Verweigerung oder Einschränkung 
des Testats hätten führen müssen.
BGH, Urteil vom 21. Februar 2013 – III ZR 139/12

n Sachverhalt
Eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft (WPG) wurde 
durch Anleger von Inhaberschuldverschreibungen 
bei einer Wohnungsbaugesellschaft (WBG) verklagt. 
Die WPG erteilte der WBG am 29. Juni 2004 einen un-
eingeschränkten Bestätigungsvermerk für den Jahres-
abschluss und den Lagebericht zum 31. März 2003, 
der im Emissionsprospekt der WBG abgedruckt wur-
de. Mitte 2005 tauschten die Kläger ihre Papiere in 
neue Inhaberschuldverschreibungen der WBG um. 

Am 1. September 2006 wurde das Insolvenzver-
fahren über das Vermögen der WBG eröffnet. In ih-
rer Schadensersatzklage machten die Kläger geltend, 
das Prüftestat hätte nicht erteilt werden dürfen, da 
die schon 2003 bestandene schlechte Finanzsituati-
on der WBG und ein Schneeballsystem erkennbar ge-
wesen seien. Der Geschäftsführer der WPG habe zu-
mindest vorsätzlich gehandelt. 

Das Landgericht und das Oberlandesgericht wie-
sen die Klage ab; der BGH gab ihr statt und wies das 
Verfahren an das Oberlandesgericht zurück.

n Wesentliche Entscheidungsgründe
Eine Haftung der Beklagten aus einem Vertrag mit 
Schutzwirkung zugunsten Dritter scheidet aus, da 
der Vertrag zwischen der Beklagten und der WBG 
keine Schutzwirkung zugunsten Dritter (der Anle-
ger) entfaltet. Denn die Beklagte hatte keinen Auftrag 
zur Prospektprüfung, sondern nur zur Prüfung des 
Jahresabschlusses 2003 und des Lageberichts.

Jedoch kommt die gesetzliche Prospekthaftung im 
engeren Sinn als Garant in Betracht. Demnach haften 
nach ständiger Rechtsprechung neben den für den 
Prospekt Verantwortlichen auch diejenigen, die auf-
grund ihrer beruflichen und wirtschaftlichen Stel-
lung oder aufgrund ihrer Fachkunde eine Art Garan-
tenstellung einnehmen und durch ihre Mitwirkung 
an der Prospektgestaltung nach außen hin in Erschei-
nung getreten sind. Auch das Jahresabschlusstestat 
eines Wirtschaftsprüfers kann seine Haftung als „Ga-
rant“ für ihm zurechenbare Prospektaussagen begrün-
den, sofern seine entsprechende Tätigkeit nach außen 
erkennbar geworden ist. Dies ist vorliegend der Fall. 

In Frage kommt weiterhin ein deliktischer Scha-
densersatzanspruch wegen vorsätzlicher unerlaubter 
Handlung gemäß §§ 823 Abs. 2, 826 BGB in Verbin-
dung mit §§ 264 a Abs. 1, 27 Abs. 1 StGB, § 332 HGB, 
jeweils in Verbindung mit § 31 BGB. Die Kläger be-
rufen sich auf ein Gutachten der WPK über Mängel 

der Jahresabschlussprüfungen 2002 und 2003 der 
Beklagten im Rahmen von Ermittlungen gegen deren 
Geschäftsführer. Auf dieser Basis ist ein vorsätzli-
ches und sittenwidriges Verhalten des Geschäftsfüh-
rers der Beklagten zu bejahen. 

Die deliktischen Schadensersatzansprüche können 
stets uneingeschränkt neben den gesetzlichen Pros-
pekthaftungsansprüchen geltend gemacht werden. 

Dass die Pflichtverletzung der Beklagten für die 
Entscheidungen der Kläger zum Umtausch ihrer In-
haberschuldverschreibungen ursächlich war, ist 
nicht auszuschließen. Nach ständiger Rechtspre-
chung spricht die Lebenserfahrung dafür, dass ein 
Prospektfehler ursächlich für die Entscheidung zum 
Erwerb einer Anlage ist. Diese Vermutung der Ur-
sächlichkeit gilt für die Prospekthaftung und für de-
liktische Schadensersatzansprüche gleichermaßen. 

Es kann nicht davon ausgegangen werden, dass der 
auf den Stichtag 31. März 2003 bezogene Bestätigungs-
vermerk keine Bedeutung mehr für die im Jahr 2005 
gefassten Entscheidungen der Kläger hatte. Die tatsäch-
liche Vermutung, dass es dem Anleger für seine Ent-
scheidung auf die Richtigkeit aller wesentlichen Pros-
pektangaben ankommt, erfasst Feststellungen in einem 
veröffentlichten Wirtschaftsprüfertestat grundsätzlich 
auch dann, wenn es sich auf einen abgelaufenen Stich-
tag bezieht. Ein solcher Bestätigungsvermerk begrün-
det zumindest das Vertrauen, dass die Anlage in dem 
bestätigten Umfang zu dem maßgeblichen Zeitpunkt 
keine Mängel aufwies, die zur Verweigerung oder Ein-
schränkung des Testats hätten führen müssen.

Auch wenn zum Zeitpunkt der Entscheidung des 
Anlegers bereits ein neues Testat zu erwarten war, wirkt 
dieses Vertrauen insoweit fort, als der Anleger nur mit 
einer seither eingetretenen Veränderung der Verhältnis-
se rechnen muss, nicht aber damit, dass zu dem für den 
im Prospekt wiedergegebenen Bestätigungsvermerk 
maßgeblichen Prüfungszeitpunkt strukturelle Mängel 
der Anlage bestanden, die sich noch auswirken. 

Erst wenn, was hier aber nicht der Fall ist, zwi-
schen dem Prüfungsstichtag und dem Anlageent-
schluss eine so lange Zeit verstrichen ist, dass mit 
wesentlichen, auch die Grundlagen des Unterneh-
mens erfassenden Änderungen der Verhältnisse ge-
rechnet werden muss, kann die Vermutung der Ur-
sächlichkeit des unrichtigen Bestätigungsvermerks 
für die Anlageentscheidung nicht mehr eingreifen.

Entscheidung redaktionell bearbeitet, offizieller Wortlaut abrufbar unter  
k www.wpk.de/magazin/3-2013/
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n Leitsatz der Redaktion
Ein Wirtschaftsprüfer verletzt seine vertraglichen 
Pflichten zur Prüfung des Jahresabschlusses einer 
mittelgroßen GmbH, wenn er die Prüfung durchführt, 
obwohl er nicht über die nach §§ 319 Abs. 1 HGB in 
Verbindung mit § 57a WPO erforderliche Bescheini-
gung über die Teilnahme an der Qualitätskontrolle 
verfügt und dies der Auftraggeberin nicht mitteilt. Er 
haftet gegenüber der GmbH auf Ersatz der durch die 
Pflichtverletzung entstandenen Kosten.
BGH, Urteil vom 2. Juli 2013 – II ZR 293/11

n Sachverhalt
Die Klägerin (eine mittelgroße GmbH) beauftragte den 
Beklagten (Wirtschaftsprüfer und Steuerberater) mit 
der Prüfung ihres Jahresabschlusses für das Geschäfts-
jahr 2006. Der Beklagte verfügte zu diesem Zeitpunkt 
nicht über die nach § 319 Abs. 1 Satz 3 HGB in Verbin-
dung mit § 57a WPO erforderliche Teilnahmebeschei-
nigung an der Qualitätskontrolle. Ohne die Klägerin 
darüber zu informieren, führte er den Auftrag aus. 

Nach Veröffentlichung des Jahresabschlusses er-
langte die Klägerin Kenntnis davon, dass der Beklag-
te zur Durchführung der Prüfung nicht berechtigt 
gewesen war. Sie ließ daraufhin für den Jahresab-
schluss 2007 die Salden des Jahresabschlusses 2006 
durch einen anderen Wirtschaftsprüfer nochmals 
prüfen. Die dafür und für vorbereitende Arbeiten ei-
ner Steuerberatungsgesellschaft angefallenen Kosten 
in Höhe von 3.520 ¤ verlangt die Klägerin von dem 
Beklagten ersetzt.

Amtsgericht und Landgericht wiesen die Klage 
ab. Der BGH hob das Berufungsurteil auf und ver-
wies die Sache zur Entscheidung über die Schadens-
höhe an das Landgericht zurück.

n Wesentliche Entscheidungsgründe
Der Klägerin steht entsprechend § 256 Abs. 6 Satz 1 
AktG gegen den Beklagten ein Anspruch aus §§ 280 
Abs. 1 Satz 1, 249 BGB auf Ersatz der Kosten für die 
Nachprüfung der Salden des Jahresabschlusses 2006 
zu.

Die Vorschriften des § 256 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 6 
AktG sind auf den Jahresabschluss einer prüfungs-

 Haftungsrecht

Haftung eines Wirtschaftsprüfers wegen 
Durchführung einer Jahresabschluss-
prüfung ohne Teilnahmebescheinigung  
an der Qualitätskontrolle

pflichtigen mittelgroßen (§ 316 Abs. 1 Satz 1, 267 
Abs. 2 HGB) GmbH entsprechend anwendbar. Es gibt 
keine Besonderheiten bei der GmbH, die einer An-
wendung des § 256 Abs. 1 Nr. 3 Alt. 1 AktG sowie 
der Fristen und der Heilungsfolgen des § 256 Abs. 6 
AktG entgegenstehen, zumal die Jahresabschlüsse 
beider Gesellschaftsformen übereinstimmenden Re-
gelungen unterliegen. 

Es ist umstritten und höchstrichterlich nicht 
geklärt, ob der Ablauf der Fristen des § 256 Abs. 6 
Satz 1 AktG zur Heilung und damit Wirksamkeit des 
Jahresabschlusses führt oder lediglich bewirkt, dass 
sich niemand mehr auf die Nichtigkeit des Jahresab-
schlusses berufen kann. Vorliegend kann diese Fra-
ge aber offen bleiben, denn der Beklagte haftet un-
abhängig von den Rechtsfolgen des Fristablaufs. Er 
hat seine vertraglichen Pflichten gegenüber der Klä-
gerin dadurch verletzt, dass er die Prüfung durchge-
führt hat, obwohl er über keine nach § 319 Abs. 1 
Satz 3 HGB in Verbindung mit § 57a WPO erforder-
liche Bescheinigung über die Teilnahme an der Qua-
litätskontrolle verfügte und dies der Klägerin nicht 
mitteilte. Die daraus folgende Nichtigkeit des Jahres-
abschlusses 2006 hat der Beklagte zu vertreten.

Die vom Kläger aufgewandten Kosten der erneu-
ten Prüfung der Bilanzwerte stellen einen ersatzfä-
higen Schaden dar, der auf der Pflichtverletzung des 
Beklagten beruht. Dies gilt auch dann, wenn der Ge-
schädigte durch seinen selbstständigen Entschluss 
die Kosten mit verursacht hat. Die Klägerin hat hier-
zu dargelegt, dass ihr Entschluss zur erneuten Prü-
fung des Jahresabschlusses 2006 durch die Pflicht-
verletzung und dadurch verursachte Nichtigkeit 
des Jahresabschlusses herausgefordert wurde (soge-
nannter Herausforderungsfall).

Dies stellt keine ungewöhnliche Reaktion der 
Klägerin dar. Zwar war die mangelnde Prüfungs-
berechtigung des Beklagten lediglich ein formeller 
Prüfungsmangel, der innerhalb von sechs Monaten 
nach Veröffentlichung des Jahresabschlusses geheilt 
worden war. Das geprüfte Unternehmen muss sich 
aber nicht mit der Heilung begnügen. Es ist vielmehr 
dazu berechtigt, das aus seiner Sicht Erforderliche zu 
veranlassen, um sicher zu gehen, dass der Jahresab-
schluss für das nachfolgende Geschäftsjahr nicht nur 
auf einem geheilten, sondern auf einem in jeder Hin-
sicht ordnungsgemäßen Jahresabschluss aufbaut. 

Dass der Gesetzgeber für die Prüfung einer mittel-
großen GmbH eine Bescheinigung nach § 57a WPO 
verlangt, bedeutet aus der Sicht des geprüften Un-
ternehmens, dass der Gesetzgeber die Ordnungsge-
mäßheit der Abschlussprüfung nur dann als gewähr-
leistet ansieht, wenn der Prüfer nicht nur in seiner 
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Person, sondern auch in seiner Praxis die geforderte 
Qualität der Prüfung sicherstellt. Gemessen daran ist 
es eine gewöhnliche Reaktion des geprüften Unter-
nehmens, wenn dieses trotz Heilung des nichtigen 
Jahresabschlusses wegen Zweifeln an der Ordnungs-
gemäßheit der Prüfung Maßnahmen ergreift, um die-
se Zweifel zu beseitigen. 

Entscheidung redaktionell bearbeitet, offizieller Wortlaut abrufbar unter  
k www.wpk.de/magazin/3-2013/

Hinweis
Weitere Beiträge zu diesem Thema im WPK Magazin 
1/2012, Seite 46; 4/2009, Seite 59; und 4/2008, Sei-
te 40.  ko

n Leitsätze der Redaktion
1. Der Treuhänder eines Aktienclubs (GbR) haftet ge-
genüber den Anlegern, wenn er diese nicht darüber 
aufklärt, dass der Anlagezweck nicht erreicht wer-
den kann, weil das Anlagegeschäft in der konkreten 
Ausgestaltung ein erlaubnispflichtiges Bankgeschäft 
darstellt.
2. Der Treuhänder muss die Anleger darüber aufklä-
ren, dass er sich nicht selbst einen Überblick über 
die Kontoverhältnisse der GbR verschafft hat und 
daher die versprochene Sicherheit der Anlagegelder 
nicht gewährleisten kann, wenn nicht sichergestellt 
ist, dass sämtliche Einzahlungen auf das von ihm 
eingerichtete Treuhandkonto fließen.
OLG Karlsruhe, Urteil vom 4. Dezember 2012 –  
17 U 93/12

n Sachverhalt
Der Kläger trat am 1. November 2006 dem Aktien-
club S. (GbR) bei, der das von Anlegern/Gesellschaf-
tern eingesammelte Beteiligungskapital auf dem Ka-
pitalmarkt in Finanzinstrumente investierte. Das 
Anlagekonzept sah vor, dass die Anlagegelder auf 
ein vom Beklagten zu 3 (Wirtschaftsprüfer, Steuerbe-
rater und Rechtsanwalt) als Treuhänder im Auftrag 
des S. (Treugeber) auf seinen Namen eingerichtetes 
Treuhandkonto eingezahlt werden. 

 Haftungsrecht

Haftung eines Wirtschaftsprüfers als  
Treuhänder eines Aktienclubs gegenüber 
den Anlegern
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Zur Anlage des Kapitals in Finanzinstrumente 
und Verwaltung dieses Kapitals beauftragte der Be-
klagte zu 3 auf Weisung des S. die M. Die M. verfügt 
über eine Erlaubnis der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht (BaFin). Die BaFin beanstan-
dete das Anlagemodell als unerlaubtes Bankgeschäft 
und forderte den Beklagten zu 3 auf, das Konto auf-
zulösen und die Anlagegelder zurückzuzahlen. Dem 
kam der Beklagte zu 3 nach. Dem Kläger wurde ein 
Großteil des Anlagekapitals zurückerstattet. Über das 
Vermögen des S. ist inzwischen das Insolvenzverfah-
ren eröffnet. 

In erster Instanz verlangte der Kläger von den Be-
klagten 1 bis 3 Schadensersatz unter anderem hin-
sichtlich des restlichen Anlagekapitals. Diesbezüg-
lich gab das Landgericht der Klage statt. Die dagegen 
eingelegte Berufung des Beklagten zu 3 wies das OLG 
Karlsruhe ab.

n Wesentliche Entscheidungsgründe
Der Beklagte zu 3 haftet nicht – wie das Landgericht 
annahm – wegen Betreibens eines Finanzkommissi-
onsgeschäfts (§ 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 KWG) oder we-
gen Erbringung von unerlaubten Finanzdienstleis-
tungen (§ 1 Abs. 1 a Satz 2 Nr. 3 KWG). 

Ein Finanzkommissionsgeschäft im Sinne von § 1 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 KWG (Handel mit Finanzinstru-
menten im eigenen Namen und für fremde Rechnung) 
lag nicht vor. Nach dem vorliegenden Geschäftsmo-
dell sollte der Kontotreuhänder keine Finanzinstru-
mente anschaffen oder veräußern, sondern nach dem 
Treuhandvertrag ein Konto im eigenen Namen ein-
richten, auf das der Treugeber beziehungsweise des-
sen Gesellschafter Gelder zwecks Anlage überwei-
sen. Verwaltet werden sollten diese Vermögenswerte 
durch die M. als Finanzportfoliomanagerin. Das Ziel 
des Geschäftsmodells war somit die Verwaltung der 
Einlagen und nicht die Anschaffung und Veräußerung 
von Finanzinstrumenten.

Dagegen stellt das Anlagemodell zwar eine un-
erlaubte gewerbsmäßige Finanzdienstleistung nach 
§ 1 Abs. 1 a Satz 2 Nr. 3, § 32 Abs. 1 Satz 1, § 54 
Abs. 1 Nr. 2 KWG in Verbindung mit § 14 Abs. 1 
Satz 1 StGB dar. Dennoch haftet der Beklagte zu 3 
nicht wegen seiner Teilnahme beziehungsweise Bei-
hilfe an dieser unerlaubten Finanzdienstleistung des 
S. gemäß § 830 BGB, da er nicht vorsätzlich, sondern 
allenfalls fahrlässig gehandelt hat.

Ein Schadensersatzanspruch ergibt sich aber ge-
mäß § 280 Abs. 1 BGB aus dem Treuhandvertrag zwi-
schen dem S. und dem Beklagten zu 3 als Vertrag mit 
Schutzwirkung zugunsten Dritter (§ 328 BGB).

Nach dem Gesellschaftsvertrag waren die (künfti-
gen) Anleger in den Schutzbereich des Treuhandver-
trages einbezogen. Der Treuhandvertrag diente dazu, 
den Anleger vor der zweckwidrigen Verwendung der 
Anlagegelder zu schützen und Vertrauen in das An-
lagemodell zu wecken. Die Einschaltung des Beklag-
ten zu 3 sollte durch seine berufliche Sachkunde und 
persönliche Zuverlässigkeit dem Sicherheitsbedürf-
nis der Anlageinteressenten dienen und deren An-
lagebereitschaft fördern. Die Einbeziehung der Anle-
ger in den Schutz des Treuhandvertrages war für den 
Beklagten zu 3 schon deshalb erkennbar, weil der S. 
nach dem Treuhandvertrag verpflichtet war (und der 
Beklagte zu 3 auch darauf bestanden hat), jedem Ge-
sellschafter eine Vertragskopie auszuhändigen. Der 
Kläger ist außerdem schutzbedürftig, da der Treu-
handvertrag den künftigen Anlegern eine zusätzliche 
Sicherheit für das angelegte Kapital bieten sollte. 

Der Beklagte zu 3 hat seine Pflichten aus dem 
Treuhandvertrag mit Schutzwirkung zugunsten Drit-
ter schuldhaft verletzt, da er die Geschäfte aus dem 
Treuhandverhältnis nicht ordnungsgemäß geführt 
und seine Aufklärungspflichten verletzt hat. Zum 
einen hat er die Anleger nicht darüber aufgeklärt, 
dass das Anlagegeschäft in der konkreten Ausgestal-
tung ein erlaubnispflichtiges Bankgeschäft darstellt 
und deshalb der Vertragszweck nicht erfüllt werden 
kann. Zum anderen hat er nicht mitgeteilt, dass er 
sich selbst keinen Überblick über die Kontoverhält-
nisse des S. verschafft hat und daher die versproche-
ne Sicherheit der Anlagegelder nicht gewährleisten 
konnte. 

Die schuldhafte Verletzung der Aufklärungs-
pflicht durch den Beklagten zu 3 war auch ursäch-
lich für den Eintritt des Schadens. Es ist zu vermuten, 
dass der Kläger von der Anlage Abstand genommen 
hätte, wenn er gewusst hätte, dass die rechtliche Zu-
lässigkeit des Anlagemodells zweifelhaft und eine ef-
fektive Kontrolle der Anlagegelder wegen der mehr-
fachen Kontoführung nicht möglich war.

Entscheidung redaktionell bearbeitet, offizieller Wortlaut abrufbar unter  
k www.wpk.de/magazin/3-2013/
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Bekanntmachungen des WPV

Die Vierte Vertreterversammlung ist 
am 25. April 2013 zu ihrer Sitzung zu-
sammengetreten. In der Sitzung sind 
neben Regularien und einem Bericht 
über die Arbeit des Vorstandes ins-
besondere folgende Tagesordnungs-
punkte behandelt worden:

Feststellung des Jahresabschlus
ses 2012

Der Jahresabschluss zum 31. Dezem-
ber 2012, der mit einem uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk der 
WSP W. Schuster und Partner GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellgeschaft/
Steuerberatungsgesellschaft versehen 
ist, wurde einstimmig festgestellt. Der 
vollständige Jahresabschluss und der 
Lagebericht sowie der Bestätigungs-
vermerk des Abschlussprüfers sind 
Bestandteile des Geschäftsberichts für 
das Jahr 2012. Der Geschäftsbericht 
2012 steht zur Einsichtnahme und zum 
Download im Mitgliederbereich der 
WPV-Internetseite unter der Rubrik 
„Jahresabschlüsse/Geschäftsberichte“ 
zur Verfügung. Die Internet-Adresse 

des WPV lautet: k www.wpv.eu; der 
Mitgliederbereich ist über die Kombi-
nation von Nachname und Mitglieds-
nummer zugänglich.

Entlastung des Vorstandes für das 
Geschäftsjahr 2012

Dem Vorstand wurde mit Dank für die 
ehrenamtlich geleistete Arbeit ein-
stimmig Entlastung für das Geschäfts-
jahr 2012 erteilt.

Beschluss über die Höhe der Leis
tungen mit Wirkung ab dem 1. Ja
nuar 2014

Auf der Grundlage des festgestellten 
Jahresabschlusses sowie eines versi-
cherungsmathematischen Gutachtens 
der Heubeck AG hat die Vierte Ver-
treterversammlung auf Vorschlag des 
Vorstandes einstimmig beschlossen, 
den Rentensteigerungsbetrag mit Wir-
kung für Rentenfälle ab dem 1. Janu-
ar 2014 auf unverändert 84,00 ¤ fest-
zusetzen und die laufenden Renten 

mit Wirkung ab 1. Januar 2014 nicht 
zu erhöhen. Der Überschuss des Jah-
res 2012 von rd. 58 Mio. EUR ist der 
Rückstellung für Beitragsrückerstat-
tung (RfB) zugeführt worden, um den 
Unsicherheiten hinsichtlich des Rech-
nungszinses und der wirtschaftlichen 
Entwicklung Rechnung zu tragen.

Änderungen der Satzung des WPV

Die Vertreterversammlung hat Än-
derungen der Satzung beschlossen, 
die am 11. Juni 2013 durch das Fi-
nanzministerium des Landes Nord-
rhein-Westfalen genehmigt und unter 
dem 1. Juli 2013 ausgefertigt worden 
sind. Die Satzungsänderungen wer-
den nachfolgend formell bekannt ge-
macht und treten am 1. Oktober 2013 
in Kraft.

Zur Erleichterung des Verständnis-
ses der einzelnen Regelungen werden 
diese im Mitgliederbereich der WPV-
Internetseite unter der Rubrik „Aktu-
elles“ erläutert. Dort ist auch eine Sy-
nopse der bisherigen und der neuen 
Satzungsfassung wiedergegeben.

Sitzung der Vierten Vertreterversammlung

„Die Mitglieder des Vorstandes, der 
Vorsitzende der Geschäftsführung 
und die weiteren Geschäftsführer sind 
berechtigt, an den Sitzungen mit bera-
tender Stimme teilzunehmen.“

b.
Absatz 7 Satz 2
In § 3 Abs. 7 Satz 2 werden nach dem 
Wort „Geschäftsordnung“ folgende 
Worte eingefügt:
 „, in der auch die Kostenerstattun-
gen und Aufwandsentschädigungen 
der Mitglieder der Vertreterversamm-
lung, des Vorstandes und der Aus-
schüsse geregelt werden“

§ 6
a.
Absatz 1 Satz 3
In § 6 Abs. 1 Satz 3 wird das Wort 
„Geschäftsführers“ durch die Worte 
„Vorsitzenden der Geschäftsführung“ 
ersetzt.

Änderung der Satzung des WPV
Die Vertreterversammlung des WPV 
hat in ihrer Sitzung am 25. April 2013 
gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 1 des Gesetzes 
über die Versorgung der Wirtschafts-
prüfer und der vereidigten Buchprü-
fer vom 6. Juli 1993 (GV.NRW.S.418) 
die nachfolgenden Änderungen der 
Satzung des WPV beschlossen.

§ 2
Der derzeitige Text erhält die Absatz-
kennzeichnung „(1)“.
 Es wird ein Absatz eingefügt:
 „(2) Geschäftsführer im Sinne von 
Absatz 1 ist der Vorsitzende der Ge-
schäftsführung. Es können weitere 
Geschäftsführer ohne Organfunktion 
ernannt werden.“

§ 3
a.
Absatz 6 Satz 4
§ 3 Abs. 6 Satz 4 wird wie folgt neu 
gefasst:

b.
Absatz 3 
In § 6 Abs. 3 Satz 1 wird das Wort 
„Geschäftsführer“ durch die Worte 
„Vorsitzenden der Geschäftsführung“ 
ersetzt.
 In § 6 Abs. 3 Satz 2 wird das Wort 
„Geschäftsführers“ durch die Worte 
„Vorsitzenden der Geschäftsführung“ 
ersetzt.
 In § 6 Abs. 3 Satz 4 wird das Wort 
„Geschäftsführers“ durch die Worte 
„Vorsitzenden der Geschäftsführung“ 
ersetzt.

c.
Absatz 4 (neu)
Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 
eingefügt:
 „(4) Der Präsident ernennt auf Be-
schluss des Vorstandes einen oder 
mehrere weitere Geschäftsführer.“
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d.
Absatz 5
Absatz 4 (alt) wird zu Absatz 5.
 In § 6 Abs. 5 Satz 2 wird das Wort 
„Geschäftsführer“ durch die Worte 
„Vorsitzenden der Geschäftsführung“ 
ersetzt.

§ 7
Die Überschrift „Geschäftsführer“ 
wird durch die Überschrift „Ge-
schäftsführung“ ersetzt.
 In Satz 1 wird das Wort „Geschäfts-
führer“ durch die Worte „Vorsitzende 
der Geschäftsführung“ ersetzt.
 Satz 3 wird ersatzlos gestrichen. 
Satz 4 (alt) wird zu Satz 3.
 Nach Satz 3 (neu) wird folgender 
Satz eingefügt: „Der Vorsitzende der 
Geschäftsführung und die weiteren 
Geschäftsführer nehmen grundsätz-
lich an den Sitzungen des Vorstandes 
mit beratender Stimme teil.“

§ 14 Abs. 7
In § 14 Abs. 7 Satz 1 werden nach 
den Worten „monatliche Beitragsfak-
toren“ die Worte “im Sinne von Ab-
satz 4“ eingefügt.

§ 15
a.
Absatz 1 
In § 15 Abs. 1 Satz 1 wird nach den 
Worten „besonders aufwendiger“ das 
Wort „medizinischer“ gestrichen.

b.
Absatz 2 
In § 15 Abs. 2 wird Satz 6 gestri-
chen.

c.
Absatz 3
In § 15 Abs. 3 Satz 3 wird das Wort 
„eigenem“ durch das Wort „pflichtge-
mäßem“ ersetzt.

d.
Absatz 4 (neu)
Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 
eingefügt:
 „(4) Der Vorstand kann die Kriteri-
en für die Gewährung von Zuschüs-
sen zu Rehabilitationsmaßnahmen in 
Richtlinien festlegen.“

§ 18 Abs. 1
§ 18 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt neu 
gefasst:
 „Über diesen Zeitpunkt hinaus 
wird die Waisenrente längstens bis 

zur Vollendung des 25. Lebensjahres 
für dasjenige Kind gewährt, das
 1. sich in Schul- oder Berufsausbil-
dung befindet,
 2. ein freiwilliges soziales Jahr oder 
ein freiwilliges ökologisches Jahr im 
Sinne des Jugendfreiwilligendienst-
gesetzes oder den Bundesfreiwilligen-
dienst nach dem Bundesfreiwilligen-
dienstgesetz leistet oder 
 3. infolge körperlicher oder geisti-
ger Gebrechen außerstande ist, sich 
selbst zu unterhalten.“

§ 21
In § 21 wird nach Satz 1 folgender 
Satz eingefügt: 
 „Der Antrag auf Überleitung muss 
innerhalb einer Ausschlussfrist von 
sechs Monaten nach Beendigung der 
Mitgliedschaft gestellt werden.“

§ 22 Abs. 6
In § 22 Abs. 6 Satz 4 werden die Wor-
te „, angepasst nach Maßgabe des De-
mographiefaktors, der für die Berech-
nung der übertragenen Anwartschaft 
verwendet wurde,“ gestrichen.

§ 25 Abs. 3
§ 25 Abs. 3 wird wie folgt neu ge-
fasst:
 „(3) Wer wegen Krankheit oder Be-
hinderung Leistungen beantragt oder 
erhält, soll sich auf Verlangen des 
WPV Maßnahmen zur Erhaltung, Bes-
serung oder Wiederherstellung der 
Berufsfähigkeit unterziehen, wenn zu 
erwarten ist, dass sie eine Besserung 
der Berufsfähigkeit herbeiführen oder 
eine Verschlechterung verhindern 
werden.“

§ 29 Abs. 4
In § 29 Abs. 4 wird das Wort „Rechts-
kraft“ durch das Wort „Bestandskraft“ 
ersetzt.

§ 38 Abs. 3
In § 38 Abs. 3 werden die Worte „§ 3 
der Verordnung zu § 3 Abs. 2 Satz 3 
VAG NW“ durch die Worte „§ 7 Vers-
AufsVO NRW“ ersetzt.

§ 39 Abs. 1
In § 39 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort 
„Geschäftsführer“ durch die Worte 
„Vorsitzende der Geschäftsführung“ 
ersetzt.
 Die Worte „der Verordnung über 
die Beaufsichtigung der Versiche-
rungsunternehmen und der Versor-

gungswerke der Freien Berufe in 
Nordrhein-Westfalen (Versicherungs-
aufsichtsverordnung – VersAufsVO 
NRW)“ werden durch die Worte 
„VersAufsVO NRW“ ersetzt.

§ 41 Abs. 4
§ 41 Abs. 4 Satz 3 wird wie folgt neu 
gefasst:
 „Der Vorsitzende der Geschäftsfüh-
rung und die weiteren Geschäftsfüh-
rer sind berechtigt, an den Sitzungen 
des Widerspruchsausschusses mit be-
ratender Stimme teilzunehmen.“

§ 48 Abs. 10
In § 48 Abs. 10 Satz 4 werden nach 
den Worten „ab Vollendung des 
60. Lebensjahres beantragen“ folgen-
de Worte eingefügt:
 „; dies gilt auch, wenn vor Be-
ginn der Mitgliedschaft im WPV eine 
Pflichtmitgliedschaft in einer anderen 
öffentlich-rechtlichen Versicherungs- 
oder Versorgungseinrichtung seiner 
Berufsgruppe vor dem 1. Januar 2012 
begründet worden ist.“

Anlage 3 zu § 22 Abs. 3
In Anlage 3 zu § 22 Abs. 3 wird die 
Überschrift der 1. Spalte wie folgt neu 
gefasst:
 „Alter bei Ehezeitende“

Genehmigt.
Düsseldorf, den 11. Juni 2013

Finanzministerium
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Stucke

Die vorstehende, am 11. Juni 2013 
genehmigte Satzungsänderung wird 
hiermit ausgefertigt.

Düsseldorf, den 1. Juli 2013

Der Vorsitzen-
de der 
Vertreterver-
sammlung

Ekkehard Gross

Der Präsident

Gerd-Rudolf Volck
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Die Fünfte Vertreterversammlung wird voraussichtlich am 
18. September 2013 zu ihrer konstituierenden Sitzung zu-
sammentreten und die nach WPVG NW und Satzung vor-
gesehenen Entscheidungen – hierzu gehört insbesondere 
die Wahl des Vorstandes – treffen.

Gemäß § 15 Abs. 1 Satz 2 der Wahlordnung sind in der Be-
kanntmachung des Wahlergebnisses der Inhalt von § 16 
Abs. 1 bis 3 und die Anschrift des Wahlausschusses be-
kannt zu geben. § 16 Abs. 1 bis 3 ist nachfolgend abge-
druckt:

„(1) Jeder Wahlberechtigte kann die Wahl binnen ei-
nes Monats nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses in 
der Zweiten Wahlbekanntmachung beim Wahlausschuss 
schriftlich anfechten. Die Frist beginnt mit dem ersten 
Kalendertag nach Ablauf des Monats, in dem die Zweite 
Wahlbekanntmachung in den Wirtschaftsprüferkammer-
Mitteilungen oder durch Rundschreiben an alle Mitglie-
der bekannt gemacht worden ist. Wird das Ergebnis so-
wohl in den Wirtschaftsprüferkammer-Mitteilungen als 
auch durch Rundschreiben bekannt gemacht, ist der frühe-
re Termin maßgeblich.

(2) Die Wahlanfechtung, die keine aufschiebende Wir-
kung hat, kann nur darauf gestützt werden, dass gegen we-
sentliche Vorschriften über das Wahlrecht, die Wählbar-
keit oder das Wahlverfahren verstoßen worden und eine 
Berichtigung unterblieben ist, sowie die Möglichkeit be-
steht, dass durch den Verstoß das Wahlergebnis beein-
flusst worden ist.

(3) Über die Wahlanfechtung entscheidet der Wahlaus-
schuss. Die Wahl wird wiederholt, soweit sie für ungültig 
erklärt wird.“

Ergebnis der Wahl zur Fünften Vertreterversammlung des WPV
– Zweite Wahlbekanntmachung –

Als Mitglieder der Fünften Vertreterversammlung sind – 
in der Reihenfolge der erreichten Stimmenzahl – gewählt:

Der Wahlausschuss zur Wahl der Fünften Vertreterversammlung des WPV hat auf der Grundlage von § 13 der Wahl-
ordnung am 19. Juni 2013 das Wahlergebnis ermittelt. Das Wahlergebnis wird gemäß § 15 der Wahlordnung nachfol-
gend bekanntgegeben.

 16. StB Dipl.-Math. Udo Kühle,
  Wahlenstraße 14, 41468 Neuss
 17. WP/StB Dipl.-Kfm. Joachim Lang,
  Industriestr. 48, 70565 Stuttgart
 18. WP/StB Dipl.-oec. Bastian Köcke,
  Frangenheimstr. 9, 50931 Köln
 19. vBP/StB Dipl.-Volksw. Gustav-Ewald Ufer,
  Immermannstr. 10, 40210 Düsseldorf
 20. WP/StB Dipl.-Betrw. Guido Moesta,
  Tersteegenstr. 19-31, 40474 Düsseldorf
 21. WP/StB Dipl.-Kfm. Wulf Frank,
  Brucknerstraße 38, 77654 Offenburg
 22. WP/StB Dipl.-Kfm. Jörg Engels,
  Schwannstraße 6, 40476 Düsseldorf

 1. WP/StB Dipl.-Wirtsch.-Ing. Claudia Weissflog,
  Im Breitspiel 21, 69126 Heidelberg
 2. WP Dipl.-Kfm. Michael Gewehr,
  Tersteegenstr. 19 - 31, 40474 Düsseldorf
 3. WP/StB Dipl.-oec. Angelika Perret,
  Lortzingstraße 37, 01307 Dresden
 4. WP/StB Dipl.-Volksw. Ekkehard Gross,
  Maliweg 9, 70192 Stuttgart
 5. WP/StB Dipl.-Kfm. Martin Dahmen,
  Arnulfstr. 59, 80636 München
 6. WP/StB Dipl.-Kfm. Gerd-Rudolf Volck,
  Freytagstr. 42, 40237 Düsseldorf
 7. WP/StB Dipl.-Kfm. Martina Kubak,
  Stockumer Str. 6, 59368 Werne
 8. WP/StB Margrit Gau,
  Cicerostr. 2, 10709 Berlin
 9. WP/StB Dipl.-Betrw. Claudia Pscherer,
  Europaplatz 2, 44269 Dortmund
 10. WP/StB Dipl.-Kfm. Dr. rer. oec. Norbert Vogelpoth,
  Kattendahler Str. 25, 40699 Erkrath
 11. WP/StB Dipl.-Kfm. Prof. Dr. Thomas Olbrich,
  Gervinusstr. 15, 60322 Frankfurt
 12. WP/StB Dipl.-Kfm. Prof. Dr. Friedhelm Sahner,
  Rosenstr. 47, 40479 Düsseldorf
 13. WP/StB Dipl.-oec. Dr. rer. oec. Norbert Schwieters,
  Moskauer Str. 19, 40227 Düsseldorf
 14. WP/StB/RA Dr. jur. Friedrich Helmert,
  An der Apostelkirche 4, 48143 Münster
 15. WP/StB/RA Dr. jur. Dietrich Grashoff,
  Kohlhökerstraße 52, 28203 Bremen

Als Ersatzmitglieder der Fünften Vertreterversammlung 
sind – in der Reihenfolge der erreichten Stimmenzahl – 
gewählt:

 23. WP/StB Dipl.-Kfm. Dr. rer. pol. Bernd Stefan Meisel,
  Subbelrather Str. 13, 50672 Köln
 24. WP/StB Dipl.-Kfm. Michael Stümpges,
  Lindemannstr. 77, 44137 Dortmund
 25. vBP/StB Dipl.-Volksw. Detlef Ulrich Müller-Greven,
  Anton-Graff-Str. 29, 01309 Dresden
 26. vBP/StB Manfred Kaesberg, 
  Friedrich-Wilhelm-Weber-Platz 31, 
  33175 Bad Lippspringe
 27. WP/StB Dipl.-Volksw. Ernst G. Thomas,
  Promenadenstr. 1, 41460 Neuss
 28. WP/StB Dipl.-Kfm. Heinz Dieter Schlereth,
  Schwannstraße 6, 40476 Düsseldorf
 29. WP/StB Dipl.-Kfm. Valentin Schmid,
  Neue Grünstr. 25, 10179 Berlin
 30. WP/StB Dipl.-Kfm. Ulrich Peeters,
  Friedrichstr. 15, 51643 Gummersbach
 31. WP/StB Dipl.-Kfm. Stefan Schweren,
  Charlottenstr. 63, 13156 Berlin
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Änderung des Befreiungsverfahrens der gesetzlichen  
Rentenversicherung
Das Bundessozialgericht (BSG) hat 
am 31. Oktober 2012 in insgesamt 
drei Entscheidungen (B 12 R 5/10 R, 
B 12 R 8/10 R, B 12 R 3/11 R) grundle-
gende Neuerungen zur Auslegung des 
Befreiungsrechts nach § 6 SGB VI ju-
diziert.

Das BSG hat insbesondere entschie-
den, dass entgegen der bisherigen 
Verwaltungspraxis der Deutschen 
Rentenversicherung Bund einer ein-
mal ausgesprochenen Befreiung nach 
§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI eine 
Rechtswirkung nur so lange zugespro-
chen werden kann, wie der Betreffen-
de seine Tätigkeit, für die die Befrei-
ung ausgesprochen worden ist, noch 
ausübt.

Bei jedem Tätigkeitswechsel sowie 
bei der Aufnahme einer neuen bzw. 
einer weiteren rentenversicherungs-
pflichtigen Tätigkeit muss mithin ein 
(neuer) Befreiungsantrag gestellt wer-
den. 

Ein Befreiungsantrag nach § 6 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 SGB VI ist mithin zu stel-
len bei

• der erstmaligen Aufnahme einer 
grundsätzlich rentenversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung,

• der Aufnahme einer weiteren ren-
tenversicherungspflichtigen Beschäf-
tigung,

• einem Wechsel des Arbeitgebers 
oder

• einem wesentlichen Wechsel der 
Tätigkeit bei dem bisherigen Arbeit-
geber.

Das WPV erhält von einem Wechsel 
des Arbeitgebers bzw. der Aufnahme 
einer (weiteren) rentenversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung i. d. R. über 
eine Änderung der Eintragungen im 
Berufsregister bzw. über Meldungen 
im Rahmen des elektronischen Ar-

beitgebermeldeverfahrens Kenntnis. 
Wir informieren dann unsere Mitglie-
der schriftlich über die Notwendig-
keit eines neuen Befreiungsantrages.

Darüber hinaus muss nach Auffas-
sung der Deutschen Rentenversiche-
rung Bund aber auch bei jeder wesent-
lichen Änderung im Tätigkeitsfeld bei 
dem bisherigen Arbeitgeber ein neu-
er Befreiungsantrag gestellt werden. 
Hierüber erhält das WPV keine Mit-
teilung, so dass insoweit der Betroffe-
ne auf eigene Initiative einen Befrei-
ungsantrag stellen muss.

Ein Betriebsübergang, der das bis-
herige Aufgabengebiet und die arbeits-
rechtliche Stellung zum Arbeitgeber 
nicht berührt, ist nach Auffassung der 
Deutschen Rentenversicherung Bund 
keine neu aufgenommene Beschäfti-
gung mit der Konsequenz, dass kein 
neues Befreiungsverfahren einzulei-
ten ist.

Fraglich ist, wann von einer „we-
sentlichen Änderung im Tätigkeits-
feld“ auszugehen ist und ob auch in 
Sonderfällen wie Wechsel des Be-
schäftigungsortes, Rechtsformwech-
sel des Arbeitgebers, Urlaubsvertre-
tungen oder Ablauf der Elternzeit 
eine neue Befreiung notwendig ist. 
Die Deutsche Rentenversicherung 
Bund will hier im Rahmen der künftig 
zu bescheidenden Befreiungsanträge 
entscheiden, ob ein neuer Befreiungs-
bescheid erlassen werden muss (weil 
eine wesentliche Änderung des Tätig-
keitsfeldes vorliegt) oder ob weiterhin 
der bisherige Befreiungsbescheid gilt 
(weil es sich um eine unwesentliche 
Änderung in diesem Sinne handelt).

Mitglieder, die ihre Tätigkeit bei 
demselben Arbeitgeber „wechseln“, 
sollten in Zweifelsfällen vorsorglich 
einen neuen Befreiungsantrag stellen.

Bei Eintritt von Arbeitslosigkeit ist 
kein erneuter Antrag auf Befreiung 
notwendig. Um eine Beitragsüber-
nahme durch die zuständige Agen-
tur für Arbeit gemäß § 173 SGB III zu 

erreichen, ist dieser der vorliegende 
Befreiungsbescheid nach § 6 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 SGB VI vorzulegen.

Für Befreiungen nach § 6 Abs. 5 
Satz 2 SGB VI hat die Deutsche Ren-
tenversicherung klargestellt, dass es 
für die Erstreckung einer vorliegen-
den Befreiung nach § 6 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 SGB VI auf eine zeitlich befris-
tete außerberufliche Tätigkeit kei-
ner parallel ausgeübten berufsspezifi-
schen Tätigkeit bedarf. Über die Frage 
der Erstreckung ist künftig durch Ver-
waltungsakt zu entscheiden; es ist 
also auch in den Fällen des § 6 Abs. 5 
Satz 2 SGB VI ein Befreiungsantrag zu 
stellen.

Für alle Befreiungsanträge gilt die 
3-Monatsfrist des § 6 Abs. 4 SGB VI, 
so dass vorsorglich bei allen Ereignis-
sen, die einen neuen Antrag erforder-
lich machen könnten, ein neuer Be-
freiungsantrag beim WPV eingereicht 
werden sollte. 

Die entsprechenden Befreiungsan-
träge finden Sie im Mitgliederbereich 
der Internetseite des WPV unter der 
Rubrik „Formulare/Vordrucke“.

Alle Arbeitgeber, die Personen be-
schäftigen, die gemäß § 6 SGB VI be-
freit sind, sollten darauf achten, dass 
für alle Neueinstellungen sowie für 
alle wesentlichen Tätigkeitswechsel 
ab 31. Oktober 2012 ein für die kon-
krete Beschäftigung ausgestellter Be-
freiungsbescheid vorliegt. Sollte sich 
– zum Beispiel anlässlich einer Be-
triebsprüfung nach § 28 p SGB IV – 
nachträglich herausstellen, dass kein 
wirksamer Befreiungsbescheid vor-
liegt, muss der Arbeitgeber den Bei-
trag zur Rentenversicherung rück-
wirkend innerhalb der grundsätzlich 
vierjährigen Verjährungsfrist an die 
Einzugstelle abführen, kann grund-
sätzlich aber gegenüber dem Mitar-
beiter nach § 28 g SGB IV nur bei den 
nächsten drei Lohn- oder Gehaltszah-
lungen den Beitrag einbehalten.

Die Anschrift des Wahlausschusses lautet:

Wahlausschuss zur Wahl der Fünften 
Vertreterversammlung des WPV
Lindenstraße 87, 40233 Düsseldorf

WP/StB Dipl.-Kfm. Thomas Breuer – Wahlleiter –
WP/StB Dipl.-Kfm. Ernst Kreymborg – stellv. Wahlleiter –
WP Matthias Graßkamp
WP/StB Dipl.-Kfm. Ines Lanfermann
WP Dipl.-Betriebsw. (BA) Katja Scholten
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Personalien
vom 16.5.2013 bis 15.8.2013

Geburtstage Jubiläen

Ehrung

Am 22. Juni 2013 feierte WP/
StB Dr. h.c. Dietrich Dörner, 
Ravensburg, seinen 75. Geburts-
tag. Für sein ehrenamtliches En-
gagement von Juni 1990 bis Juni 
2002 als Mitglied des Beirates 
der Wirtschaftsprüferkammer 
und langjähriges Mitglied in den 
Prüfungsausschüssen Baden-
Württemberg gilt Herrn Dr. Dör-
ner der Dank der Wirtschaftsprü-
ferkammer.

Sein 75. Lebensjahr vollende-
te WP/StB/RA Dr. Bernhard 
Schmitz, Hamburg, am 23. Mai 
2013. Herr Dr. Schmitz engagier-
te sich im Beirat der Wirtschafts-
prüferkammer von Oktober 
2002 bis Juni 2005. Dafür gilt 
ihm der Dank der Wirtschafts-
prüferkammer.

WP/StB Dr. Diether Wahl, Heil-
bronn, feierte am 14. Juni 2013 
seinen 75. Geburtstag. Die Wirt-
schaftsprüferkammer dankt 
Herrn Dr. Wahl für seine ehren-
amtliche Tätigkeit im Beirat der 
Wirtschaftsprüferkammer von 
Juni 1981 bis Juni 1990 und in 
den Prüfungsausschüssen Ba-
den-Württemberg.

Am 3. Juli 2013 beging vBP/StB 
Dr. Carl W. Barthel, Köln, sei-
nen 70. Geburtstag. Die Wirt-
schaftsprüferkammer dankt 
Herrn Dr. Barthel für seine ehren-
amtliche Tätigkeit im Vorstand 
der Wirtschaftsprüferkammer 
von Juni 1993 bis Juni 2005. 

WP/StB/RA Dieter Ulrich, Ber-
lin, feierte am 30. Mai 2013 sei-
nen 70. Geburtstag. Herr Ulrich 
war von Juni 1996 bis Juni 1999 
Mitglied des Beirates der Wirt-
schaftsprüferkammer und von 
Juni 2008 bis September 2011 
dessen Vorsitzer. Von Juni 1999 
bis Juni 2008 engagierte er sich 
als Mitglied des Vorstandes der 
Wirtschaftsprüferkammer und 

übernahm dort von Juni 2002 
bis Juni 2005 das Amt des Vize-
präsidenten und von Juni 2005 
bis Juni 2008 das Amt des Prä-
sidenten der Wirtschaftsprüfer-
kammer. Darüber hinaus nahm 
Herr Ulrich von Januar 1996 bis 
Dezember 2011 die Belange des 
Berufsstandes als Landespräsi-
dent in Berlin wahr und wirkte 
zudem in zahlreichen Ausschüs-
sen und Arbeitskreisen mit. Die 
Wirtschaftsprüferkammer dankt 
Herrn Ulrich für sein besonderes 
ehrenamtliches Engagement. 

Sein 65. Lebensjahr vollendete 
am 29. Juli 2013 WP/StB Dipl.
Kfm. Wolfgang Kemsat, Ham-
burg. Herr Kemsat war von Juni 
2005 bis September 2011 als 
Mitglied des Beirates der Wirt-
schaftsprüferkammer und von 
Januar 2006 bis Dezember 2011 
als Landespräsident in Ham-
burg tätig. Für seine ehrenamt-
liche Tätigkeit gilt dem Jubilar 
der Dank der Wirtschaftsprüfer-
kammer. 

Am 13. Juni 2013 feierte 
WP/StB Dipl.Math. Bodo 
Richardt, Berg, seinen 60. Ge-
burtstag. Von Juni 2005 bis Sep-
tember 2011 war Herr Richardt 
im Beirat der Wirtschaftsprüfer-
kammer und von Januar 2006 
bis Dezember 2011 als Landes-
präsident in Bayern tätig. Die 
Wirtschaftsprüferkammer dankt 
Herrn Richardt für sein ehren-
amtliches Engagement. 
(Foto: Karsten de Riese)

WP/StB Dipl.Finanzw. Christoph 
Köhnlein, Crailsheim, beging 
am 25. Juli 2013 seinen 60. Ge-
burtstag. Herr Köhnlein ist seit 
September 2011 Mitglied des 
Beirates der Wirtschaftsprüfer-
kammer. 

WP/StB Dipl.Kfm. GerdRudolf 
Volck, Düsseldorf, ehemali-
ges Mitglied des Beirates und 
des Vorstandes sowie ehema-
liger Landespräsident der Wirt-
schaftsprüferkammer in Nord-
rhein-Westfalen, beging am 
20. Juni 2013 sein 40-jähriges 
Berufsjubiläum. 

Sein 25-jähriges Berufsjubiläum 
beging am 19. Juli 2013 vBP/
StB Gerhard Albrecht, Ingel-
heim, Vizepräsident der Wirt-
schaftsprüferkammer. 

Sein 25-jähriges Berufsjubilä-
um beging am 12. Juli 2013 das 
ehemalige Mitglied des Beirates 
der Wirtschaftsprüferkammer 
vBP/StB HansGünther Ihl, 
Riegelsberg. 

vBP/StB Dipl.Volksw. Dieter 
Reinhard, Reutlingen, ehema-
liges Mitglied des Beirates und 
des Vorstandes sowie ehema-
liger Vizepräsident der Wirt-
schaftsprüferkammer, beging 
am 18. Juli 2013 sein 25-jähri-
ges Berufsjubiläum.

Am 31. Mai 2013 beging WP/
StB Dipl.Kfm. Gerd Wolter, 
Hannover, Mitglied des Beirates 
der Wirtschaftsprüferkammer, 
sein 25-jähriges Berufsjubiläum. 

WP/StB Erhard Gschrey, Mün-
chen, wurde mit dem Verdienst-
kreuz am Bande des Verdienst-
ordens der Bundesrepublik 
Deutschland geehrt. 
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Allen Mitgliedern unsere herzlichsten Glückwünsche!
Geburtstage und Jubiläen vom 16.5.2013 bis 15.8.2013

n Geburtstage
  85. Geburtstag                                                 
WP  Dipl.-Volksw. Siegfried Gitzinger, Sinzheim
WP/StB  Dipl.-Kfm. Henry Helmdach, Pinneberg
WP/StB/RA  Dr. Bernhard Maurer, Mainz
WP/StB  Dr. Hansludwig Randerath, Heinsberg
WP/StB  Dipl.-Kfm. Horst W. Schüllermann, Dreieich
WP/StB  Werner Steller, Kronach
WP/StB  Eckhard Tohde, Lauenburg

  80. Geburtstag                                                   
WP/StB  Werner Bechtold, Wetzlar
vBP/StB  Erika Christes, Köln
WP/RA  Dr. Lothar Härer, Coburg
vBP/StB  Rudi Kress, Gelsenkirchen
WP/StB  Dr. Hans Nikolaus, Menden
WP/StB  Dipl.-Kfm. Helmut Ortland, Oldenburg
WP  Dipl.-Finanzw. Christian Rauch, Pleckhausen
WP/StB/RA  Dr. Hans Dieter Wetekam, Braunschweig

  75. Geburtstag                                                   
WP/StB  Dipl.-Kfm. Dieter Corterier, Essen
WP/StB/RA  Jürgen Elsholz, München
vBP/StB/RB  Dipl.-Finanzw. Horst Essing, Bad Säckingen
WP/StB  Dipl.-Betriebsw. Hans Foos, Köln
vBP/RA  Hans Peter Fuchs, Wuppertal
vBP/StB  Dipl.-Finanzw. Dieter Gassen, Prien
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Rolf Hemberger, Bad Wörishofen
WP  Dr. Ulrich Lenz, Vaterstetten
WP  Prof. Dr. Dr. h.c. Wolfgang Lück, Weimar
WP/StB  Dr. Axel Maurer, Freudenstadt
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Helmut Nellessen, Krefeld
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Gerhard Scharrer, Sulzbach-Rosenberg
WP/StB  Dipl.-Kfm. Alois Schiffel, Karlsruhe
WP  Dr. Wolfram Schmidt, Frankfurt a. M.
vBP/StB  Manfred Schuler, Merzig
vBP/StB  Walter A. Sommer, München
vBP/StB/RA  Dr. Gerd Stahl, Heilbronn
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Harold E. Summa, Nürnberg
WP/StB  Dipl.-Kfm. Peter Wiegand, Göttingen
vBP/StB  Dipl.-Volksw. Hans-Dietrich Wodarz, Buxtehude

  70. Geburtstag                                                  
WP/StB  Natko Benesic, Amberg
vBP/StB  Edith Dießmer, Münster
WP/StB  Dr. Manfred Eisenach, Köln
WP/StB  Dipl.-Kfm. Klaus Friedel, Bamberg
WP/StB  Dipl.-Kfm. Wilfried Greis, Düsseldorf
WP  Dipl.-Volksw. Bernward Gressert-Stroh, Templin
WP/StB  Dipl.-Kfm. Herbert Hagen, München
vBP/StB  Dipl.-Kfm. H. Günter Hake, Leipzig
WP/StB  Dr. Hans Peter Halmburger, München
WP/StB  Franz Hamann, Fehmarn
WP/StB  Dipl.-Kfm. Horst Hammerl, Waldkraiburg
WP/StB  Dipl.-Kfm. Peter Hasenclever, Nürtingen
WP/StB/RA  Dr. Volkmar Herms, Hamburg
WP/StB  Dipl.-Kfm. Lutz Köhl, Chemnitz
vBP/StB  Dipl.-Finanzw. Rudolf Kollmannsberger, München
vBP/StB  Georg Kramer, Oldenburg
WP/StB  Prof. Dr. Peter Kupsch, Bamberg
WP/StB  Dipl.-Kfm. Werner Leupold, Nürnberg
WP/StB  Paul Markfort, Warendorf
WP/StB  Dipl.-Kfm. Hans-Peter Morsch, Karlsruhe
vBP/StB  Dieter Rieger, Bad Pyrmont
WP/StB/RA  Dr. Bernd Rödl, Nürnberg
WP/StB  Dr. Jürgen Schebitz, Murnau
vBP/StB  Günter Schnaubelt, Rehau
vBP/StB/RB  Dipl.-Finanzw. Ingo Stoffel, Dorsten
WP/StB  Reinhard Strub, Nierstein

WP/StB  Dr. Hans-Joachim Tertel, Berlin
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Hans-Jörg Wagener, München
WP/StB  Dipl.-Kfm. Elke Wedekind, Wuppertal
WP/StB  Prof. Dr. Volker Weilep, Celle
vBP/StB  Holger Westermann, Neunkirchen
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Dipl.-Finanzw. Dietrich H. Westphal, Berlin
WP/StB  Dipl.-Kfm. Rosemarie Wetzstein, Dortmund
vBP/StB  Hartmut Woelke, Frankenthal
WP/StB  Dankwart Reinmar Wolff, Kiel

  65. Geburtstag                                                   
vBP/StB  Manfred Alt, Eppelborn
WP/RA  Rainer Barkhoff, München
vBP/StB  Roland Bartonitz, Nürnberg
WP/StB/RA  Dr. Dietmar Benne, Saarlouis
WP/StB  Dipl.-Finanzw. Egbert Bicher, Düsseldorf
WP/StB  Dipl.-Kfm. Henning Biermann, Lübeck
WP/StB  Dipl.-Kfm. Michael Busch, Laatzen
vBP/StB  Dipl.-Betriebsw. Manfred Dribusch, Düsseldorf
WP/StB  Dipl.-Kfm. Thomas Erb, Berlin
vBP/StB  Bernd Fuchs, Wendelstein
vBP/StB  Peter Grün, Bergisch Gladbach
WP/StB  Dipl.-Kfm. Gerhard Haag, Mülheim
WP/StB  Dipl.-Kfm. Hans-Joachim Haßlinger, Bad Kreuznach
vBP/StB  Leonhard Herrmann, Sulzbach-Rosenberg
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Thomas Hölz, Kißlegg
WP/StB/RA  Dr. Thomas Kantenwein, München
WP/StB  Erwin G. Kettl, Neuburg
WP/StB  Dipl.-Betriebsw. Hans-Joachim Kirsch, Gotha
WP  Dipl.-Volksw. Klaus Kreutzmann, Oldenburg
vBP/StB  Bernd Krivohlavek, Hamburg
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Hans Landgrebe, München
WP/StB  Prof. Dr. Klaus-Jürgen Lehwald, Erftstadt
WP/StB  Dipl.-Kfm. Peter Lorenzen, Lübeck
vBP/StB  Reiner Paetzke, Oldenburg
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Georg Peters, Hamburg
WP/StB/RA  Karl-Friedrich Pfizenmayer, Berlin
vBP/StB  Wolfgang Reul, Starnberg
WP/StB/RA  Heinz Rominger, Stuttgart
WP/StB  Dipl.-Kfm. Georg Rönnberg, Neu-Anspach
WP/StB  Dipl.-Kfm. Gernot Rüttler, Tegernheim
WP/StB  Dr. Hans-Rolf Schackert, Köln
WP/StB  Dipl. Betriebsw. Herbert Schindler, Graben-Neudorf
vBP/StB  Kurt-Joachim Scholz, Bremen
vBP/StB/RA  Dr. Lothar Schwarz, Dittelbrunn
WP/StB  Dipl.oec. Franz-Josef Schwarzhof, Essen
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Hans-Peter Seidler, Burscheid
WP/StB  Dipl.-Kfm. Manfred Sellmaier, Regensburg
WP/StB/RA  Burkhard Stich, Eching
vBP/StB  Peter Stodian, Niebüll
WP/StB  Dr. Helmut J. Trappmann, Berlin
WP  Dipl.-Kfm. Elke Weber-Braun, Hamburg
WP/StB/RA  Dipl.-Finanzw. Horst-Friedrich Weyler, Gladbeck
WP/StB  Dipl.-Kfm. Norbert H. Wollmann, Stuttgart

n Jubiläen
  55jähriges Berufsjubiläum                                    
WP/StB  Prof. Dr. h.c. Rainer Ludewig, Kassel

  50jähriges Berufsjubiläum                                    
WP/StB  Dr. Karl Walter Bach, München

  45jähriges Berufsjubiläum                                    
WP/StB  Dipl.-Kfm. Hans-Jürgen Brämer, Duisburg
WP/StB  Dr. Heinz Breitfeld, Landsberg
WP/StB  Dipl.-Kfm. Margarete Breitfeld, Dietmannsried
WP/StB  Dr. Rudolf Bühl, Landshut
WP/RA  Dr. Lothar Härer, Coburg
WP/StB  Dipl.-Kfm. Hans Junginger, München

WP/StB  Dipl.-Kfm. Friedhelm Köhle, Lüdenscheid
WP  Dipl.-Volksw. Eckhard Lührmann, Münster
WP/StB  Dr. Hans-Günther Meyer-Gehlen, Mönchengladbach
WP/StB  Dipl.-Kfm. Karl J. Reiner, Rosenheim
WP/StB  Dr. Helmut Ritter, Aying
WP  Dr. Kurt Röhricht, Bielefeld
WP/StB  Dr. Simpert Schmidmeier, München
WP  Dipl.-Kfm. Gerhard Sußbauer, Nürnberg

  40jähriges Berufsjubiläum                                 
WP  Dr. Wilfried Boelke, Essen
WP/StB  Dipl.-Kfm. Jürgen Burandt, Bensheim
WP/StB  Dr. Hans Dieter Burbach, Hagen
WP/StB  Dipl.-Kfm. Lothar Eichholz, Herten
WP  Harald Göttsche, Nittenau
WP/StB/RA  Dr. Dietrich Knobbe, Bonn
WP  Dipl.-Kfm. Günter Kühl, Bergisch Gladbach
WP/StB  Dipl.-Kfm. Siegfried Leitz, Siegen
WP/StB/RA  Dipl.-Kfm. Klaus Maier, München
WP/StB  Dipl.-Kfm. Udo Müller, Bonn
WP/StB  Dipl.-Kfm. Ludwig Poss, Leverkusen
WP/StB  Dipl.-Kfm. Dipl.-Volksw. Hans P. Rings, Köln
WP/StB  Dipl.-Kfm. Dieter Ludwig Schmidt, Wuppertal
WP/StB  Dipl.-Kfm. Joachim Schmidts, Essen
WP/StB  Dipl.-Kfm. Hermann-Josef Schmitz, Mönchengladbach
WP/StB  Dipl.-Kfm. Kurt Schwenck, Wegberg
WP/StB/RA  Jürgen Spielberg, Düsseldorf
WP/StB  Dr. Peter E. Turnbull, Berlin
WP/StB  Dr. Jürgen Weber, Schriesheim

  30jähriges Berufsjubiläum                                  
WP/StB  Dipl.-Kfm. Wolfgang Annecke, Hofgeismar
WP/StB  Dipl.-Kfm. Joachim Bostel, Bonn
WP/StB  Dipl.-Volksw. Bernhard Dietz, Hersbruck
WP/StB  Dr. Michael Dreist, Krefeld
WP/StB  Dipl.-Kfm. Hermann Gabriel, Neu-Isenburg
WP/StB  Dipl.-Betriebsw. Walter Grosch, Dörrebach
WP/StB  Dipl.-Kfm. Carl A. Gross, München
WP/StB/RA  Prof. Dr. Wilhelm Haarmann, Frankfurt
WP/StB  Dipl.-Volksw. Horst Volkmar Heun, Euskirchen
WP/StB  Dipl.-Kfm. Wolfgang Hohl, Düsseldorf
WP/StB  Dipl.-Volksw. Peter Jainski, Darmstadt
WP/StB  Dipl.oec. Werner Kleinhans, Dortmund
WP/StB/RA  Christian Klose, München
WP/StB  Dipl.-Betriebsw. Bolko Kölle, Rostock
WP/StB  Dr. Horst Kuchinka, Regensburg
WP/StB  Dipl.-Kfm. Thomas Lehner, München
WP/StB  Dipl.-Kfm. Karl-Heinz Lindner, Kempen
WP/StB  Dipl.-Kfm. Bohdan Mossa-Schlump, München
WP/StB/RA  Dr. Welf Müller, Frankfurt
WP/StB  Dipl.-Kfm. Herbert Nötscher, Neuss
WP/StB  Dipl.-Kfm. Walter Peiker, Kassel
WP/StB  Dipl.-Kfm. Norbert Peters, Köln
WP/StB  Dipl.oec. Johannes Helmut Pöppelmeyer, Essen
WP/StB  Dipl.-Kfm. Gerhard Porsch, Altenstadt
WP/StB  Dipl.-Kfm. Georg Rönnberg, Neu-Anspach
WP/StB  Dr. Bernd Rosenblum, Frankfurt
WP/StB  Dipl.-Kfm. Arnold Rzymelka, Arnsberg
WP/StB  Dipl.-Kfm. Elisabeth Schick-Artmeier, Nürnberg
WP/StB  Dipl.-Volksw. Werner Schmid, Berlin
WP/StB  Dipl.-Betriebsw. Karl-Heinz Schott, Marktleuthen
WP/StB  Dipl.-Oec. Rudolf Schubert, Haltern am See
WP  Dipl.oec. Klaus Schumacher, Ratingen
WP/StB  Dipl.-Volksw. Wolfgang Schuster, Düsseldorf
WP/StB  Dipl.-Kfm. Hubert Storms, Duisburg
WP/StB  Dipl.oec. Paul-Herbert Thiede, Düsseldorf
WP/StB  Dipl.-Volksw. Ernst G. Thomas, Neuss
WP/StB  Dipl.-Kfm. Paul-Bernhard Weiß, Bocholt
WP/StB/RA  Heinz Zimmermann, Köln
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  Todesfälle                                                      
17.05.2013 vBP/StB Hartmut Thomas, Hamburg
18.05.2013 WP/StB Dipl.-Kfm. Burkhard Kranzusch, Göttingen
06.06.2013 WP Dipl.-Kfm. Christian Böhm, München
15.06.2013 vBP/StB Henriette Hölscher, Duisburg
26.06.2013 WP/StB Dipl.-Finanzw. Karl Josef Theißen, Köln
30.06.2013 WP/StB Dipl.-Kfm. Alfred Angermann, Starnberg
20.07.2013 WP/StB Dipl.-Betriebsw. Thomas Stubbig, Bergneustadt

Die Wirtschaftsprüferkammer wird den Verstorbenen ein  
ehrendes Andenken bewahren.

  25jähriges Berufsjubiläum                                  
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Uwe J. Albrecht, Hamburg
vBP/StB  Wolfgang Andrä, Waiblingen
vBP/StB/RA  Dr. Uwe Bäcker, Lüneburg
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Wolfgang Bartels, Leer
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Lüder Behnken, Bremen
vBP  Jörg Peer Bengestrate, München
vBP/StB  Dipl.-Finanzw. Sieglinde Benhof, Bremen
WP/StB  Dr. Andreas Berberich, Kitzingen
vBP/StB  Andreas Berenbrinker, Verl
WP/StB  Jan Bergemann, Reinbek
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Thomas Betz, Würzburg
WP/StB  Dipl.-Finanzw. Egbert Bicher, Düsseldorf
WP/StB  Dr. Hans-Bert Binz, Köln
WP/StB  Dipl.-Ökonom Karl-Wilhelm Bökenkamp, Dortmund
vBP/StB  Friedrich Bourcarde, Wetzlar
vBP/StB  Olaf Braun, Völklingen
WP/StB  Dipl.-Kfm. Gerd Brenner, Landshut
vBP/StB  Jutta Brzoska, Essen
vBP/StB  Gilbert Bürk, Bruchsal
vBP/StB  Robert Bullwinkel, Flensburg
vBP/StB  Werner Viktor Cremer, Frankfurt
vBP/StB  Egbert Dahmen, Kempen
vBP/StB  Dipl.-Ökonom Klaus Daschke, Pohlheim
vBP/StB  Lothar Dölle, Eschwege
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Gerhard Duch, Heusenstamm
WP/StB  Dipl.-Betriebsw. Horst-Erwin Eckhard, Leun
WP/RA  Dr. Heinrich Ehling, Mainz
WP/StB/RA  Jürgen Elsholz, München
WP/StB  Dipl.-Kfm. Martin Engel, Weißenhorn
WP/StB  Dipl.-Ökonom Udo Fahrni, Bad Homburg
vBP/StB  Dipl.-Betriebsw. Kurt-Jürgen Ferner, Iserlohn
WP/StB  Willibald Fischer, Saarlouis
vBP/StB  Arnfried Flitsch, Markranstädt
vBP/StB  Gerold Freese, Brake
vBP/StB  Hans-Josef Frentzen, Erkelenz
WP/StB  Dr. Günter Gabel, Puderbach
WP/StB  Dr. Volker Gaudchau, Frankfurt
WP/StB  Dipl.-Kfm. Jürgen Gnewuch, Düsseldorf
WP/StB  Dipl.-Betriebsw. Hans-Jürgen Gräve, Bissendorf
WP/StB  Manfred A. Graf, Frankfurt
vBP/StB  Werner Grammel, Albstadt
WP/StB  Dipl.-Kfm. Wilfried Greis, Düsseldorf
WP/StB  Dipl.-Kfm. Rainer Grieshaber, Dreieich
vBP/StB/RA  Eberhard Grohmann, Lüneburg
vBP/StB  Erling Gwinner, Celle
WP/StB  Dr. Peter Hahn, Uffenheim
WP/StB  Dr. Hans Peter Halmburger, München
WP/StB  Dipl.-Kfm. Rainer Hammel, Worms
WP/StB  Dipl.-Kfm. Horst Hammerl, Waldkraiburg
WP/StB  Dipl.-Kfm. Ulrich M. Harnacke, Düsseldorf
vBP/StB  Karin Hasenpusch, Hamburg
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Hans-Jürgen Hasse, Altenholz
vBP/StB  Dipl.-Betriebsw. Dieter Hauke, Mainz
WP/StB  Ernst Ulrich Haverkamp, Hannover
WP/StB  Dipl.-Finanzw. Hans-Georg Hecker, Gütersloh
vBP/StB  Heino Hedemann, Westerstede
vBP/StB  Alfred Hegele, Zusmarshausen
vBP/RA  Dr. Peter Heid, Fulda
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Georg Heilmann, Freiburg
WP/StB  Hans Heilmann, Hofheim
WP/StB  Dipl.-Kfm. Dipl.-Betriebsw. Michael Heim, Frankfurt
vBP/StB  Peter Heinecker, Pforzheim
vBP/RA  Marie-Luise Henkel-Tappert, Solingen
WP/StB  Dipl.-Kfm. Hans-Peter Henle, Trier
vBP/StB  Martin Herlt, Strande
vBP/StB  Gerhard Heß, Coburg
vBP/StB  Ingrid Hieber, Pliezhausen
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Heiner Hirtsiefer, Frankfurt
WP/StB  Dipl.-Kfm. Michael Hössl, München
vBP/StB  Wolfgang Hofer, Heinsberg
vBP/StB  Karl-Heinz Hoffmann, Saarbrücken
WP/StB  Dipl.-Kfm. Heinz Hofmann, Griesheim
vBP/StB  Ferdinand Hohmann, Oberursel
vBP/StB  Dieter Holaus, Zweibrücken
WP/StB  Dipl.-Kfm. Andre Holzgrewe, Düsseldorf
WP/StB  Dipl.-Kfm. Christoph Huber, München

vBP/StB  Dipl.-Volksw. Gerd Huep, Raisdorf
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Karlheinz Irnich, Neuss
WP/StB  Dipl.-Kfm. Wolfgang Jansen, Köln
WP/StB/RA  Dr. Hans-Joachim Karpf, Gmund
WP/StB  Dietmar Keßler, Schmallenberg
WP/StB  Dipl.-Kfm. Hellmut Kill, Lampertheim
WP/StB  Prof. Dr. Herbert Kittl, Deggendorf
WP/StB  Friedhelm Klauß, Bremen
vBP/StB  Dipl.-Ök. Dieter Klempt, Schwerte
vBP/StB  Dipl.-Finanzw. Marianne Kleppeck, Berlin
WP/StB  Dipl.-Kfm. Erwin Klier, Lauf
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Wilhelm Knollenborg, Lingen
WP/StB  Dipl.-Kfm. Alfons Koch, Köln
WP/StB  Helmut Königsmann, Burscheid
vBP/StB  Rolf-Dieter Körner, München
WP/StB  Margit Kohn, Wendelstein
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Dipl. Betriebsw. Karl Ferdinand Kolk, Düsseldorf
WP/StB  Dipl.-Kfm. Jürgen Kottwitz, Oberursel
WP/StB  Wolfgang Kram, Trier
vBP/StB  Dipl.-Finanzw. Helmut Kramer, Bremen
WP/StB  Dipl.-Kfm. Herbert Krebs, Hofheim am Taunus
WP/StB  Dr. Rainer Krein, Mainz
vBP/StB  Frauke Kruse, Kiel
WP/StB  Dipl.-Kfm. Joachim Künstler, Zülpich
vBP/StB  Kurt Küppenbender, Düsseldorf
WP  Dipl.-Kfm. Dipl.-Volksw. Franz Josef Küpper, Beuren
WP/StB  Thomas Kunsch, Wiesbaden
vBP/StB  Robert Kurth, Mühlheim
WP/StB  Dipl.-Kfm. Hans-Wigand von Laffert von Kobylinski, Celle
vBP/StB  Hermann Langenheder, Garbsen
WP/StB  Dr. Bonaventura Lehertshuber, Altötting
WP/StB  Dipl.-Betriebsw. Otto Leistner, Eschborn
WP/StB  Dipl.-Ökonom Joachim Ligges, Leipzig
vBP/StB  Dipl.-Finanzw. Dipl. Betriebsw. Helmut Link, Neuenstein
vBP/StB  Dipl.-Betriebsw. Gerhard Linneborn, Wettenberg
vBP/StB  Wolfgang Lorisch, Herten
vBP/StB  Jürgen Luce, Hückelhoven
vBP/StB  Gunter Lüdje, Karlsruhe
WP/StB  Dipl.-Finanzw. Klaus Lüttgenau, Radevormwald
vBP/StB  Rainer Lusch, Offenburg
vBP/StB  Dipl.-Betriebsw. Klaus Maeder, Braunschweig
WP/StB  Dipl.-Kfm. Paul Markmiller, Tann
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Axel Martin, Hildesheim
WP/StB  Dipl.-Kfm. Wilhelm Mermagen, Köln
vBP/StB  Helmut Messing, Coesfeld
vBP/StB  Heiko Mönning, Ganderkesee
WP/StB  Dipl.-Kfm. Volker Möntmann, Memmingen
vBP/StB  Henri Morhardt, Sulzbach
WP/StB  Dipl.-Kfm. Johann Moser, Dresden
vBP/StB  Peter-Georg Mülder, Hamburg
WP/StB  Adolf Müller, Aschaffenburg
WP/StB  Dipl. Betriebsw. Peter Müller, Mering
WP/StB  Dipl.-Betriebsw. Wolfgang Müllergroß, Offenbach
vBP/StB  Ulrich F. Münchinger, Mühlacker
WP/StB  Dipl.-Betriebsw. LL.M.(Oec.) Hans-Wilhelm Neulken, Mülheim
WP/StB  Dipl.-Volksw. Thomas W. Neumann, München
vBP/StB  Irene Nöhre, Apensen
vBP/StB  Hans-Peter Nowitzki, Maulbronn
vBP/StB  Dipl.-Finanzw. Helmut Nußkern, Freudenstadt
WP/StB  Dipl.-Kfm. Max Oelmaier, Mühldorf
vBP/StB  Dipl.-Betriebsw. Heino Opderbeck, Sylt/Westerland
WP/StB  Dipl.-Finanzw. Gert Overhaus, Essen
WP/StB  Dieter Pape, München
WP/StB  Dipl.-Kfm. Irmgard Peeters-Schwetasch, Hürth
WP/StB  Dipl.-Kfm. Olaf Petersen, Kochel
WP/StB  Horst G. Plate, Ganderkesee
WP/StB  Dipl.-Wirt.-Ing. Helmut W. Platt, Frankfurt
WP/StB  Dipl.-Kfm. Günther Pöhner, München
vBP/StB  Maria Potje-Schütz, Pforzheim
vBP/StB  Dipl.-Betriebsw. Theodor-J. Prast, Wesel
vBP/StB  Ferdinand Pues, Essen
WP/StB  Aloys Rech, Trier
WP/RA  Dr. Fritz Reimnitz, Köln
vBP/StB  Ingrid Reinecke, Hannover
WP/StB  Dipl.-Kfm. Kurt Reinhardt, Büchenbach
WP/StB  Dipl. Betriebsw. Werner Renkes, Mainz
WP/StB  Dipl.-Finanzw. Günther Rhode, Karlstein
WP/StB  Dipl.-Kfm. Dirk Ribbert, Ahaus

WP/RA  Dr. Jürgen Riedel, Nürnberg
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Klaus Ripken, Kiel
WP/StB  Dipl.-Kfm. Klaus-Peter Risch, Landau
WP/StB  Prof. Dr. Gottfried Rühlemann, München
WP/StB  Dipl.-Kfm. Peter Runge, Oberhausen
WP/RA  Georg Sachenbacher, München
WP/StB  Dipl.-Ing. Gert Sauer, Hofheim
WP/RA  Stephan Sauer, Bielefeld
vBP/StB  Dipl.-Oec. Ulrich Sauer, Dortmund
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Manfred Sauter, Braunschweig
vBP  Dipl.-Kfm. Wolfgang von Schachtmeyer, Remich
vBP/StB  Dipl.-Betriebsw. Dipl.-Finanzw. Heinz-Friedrich Schierenberg,  
 Detmold
WP/StB  Dipl.-Kfm. Jürgen Schmidt, Bergisch Gladbach
vBP/StB  Werner Schmidt, Dülmen-Rorup
WP/StB  Dipl.-Volksw. Klaus Schmitt, Haßloch
vBP/StB  Dipl.-Betriebsw. Hans-Gerd Schmudde, Dinslaken
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Herbert Schneider, Landau
vBP/StB  Dieter Schnelling, Hagen
WP/StB  Dipl.-Kfm. Dietmar Scholz, Düsseldorf
vBP/StB  Kurt-Joachim Scholz, Bremen
WP/StB  Dipl.-Kfm. Johann Schorr, Erlangen
WP/StB  Dipl. Betriebsw. Rudolf Schultheiß, Konstanz
WP/StB  Dipl.-Oec. Thomas Schulze, Stade
WP/StB  Dipl.-Kfm. Jürgen Schuster, Garmisch-Partenkirchen
WP/StB  Dipl.-Kfm. Franz-Josef Schwab, Heppenheim
WP/StB  Norbert Schwerber, Rödermark
vBP/StB  Dipl.-Wirt.-Ing. Rolf Schwörer, Gaggenau
WP/StB  Dipl.-Ökonom Hans-Karl Seibert, Wetzlar
WP/StB  Dipl.-Kfm. Reinhold Sepper, München
WP/StB  Dipl.-Betriebsw. Manfred Simon, Offenbach
WP/StB  Dipl.-Kfm. Peter Simon, Düren
vBP/StB Iris Spath, Saarbrücken
WP/StB  Dipl.-Kfm. Mike Spielmann, München
WP/StB  Dipl.-Kfm. Rolf Stenneken, Kiel
vBP/StB  Hartmut Stieler, Waghäusel
vBP/StB  Helmut Strauss, Gelnhausen
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Hans Jürgen Suck, Hamburg
WP/StB  Dipl.-Kfm. Manfred Tombers, Gummersbach
vBP/StB  Dieter Trapphoff, Gütersloh
WP/StB  Dipl.-Kfm. Reinhold Unruh, Neu-Ulm
vBP/StB  Manfred Vieten, Düsseldorf
WP/StB  Dr. Holmer Vogel, Köln
WP/StB  Prof. Hans-Robert Walbröl, München
vBP/StB  Hans-Rudolf Waschneck, Losheim
vBP/StB  Marlene Waschneck, Losheim
WP/StB  Werner Weishaupt, Augsburg
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Georg Weiß, Friedrichsdorf
vBP/StB  Rainer Westhagemann, Sendenhorst
WP/StB  Dr. Peter Widdau, Trier
vBP/StB  Jürgen Widmann, Karlsruhe
vBP/StB  Dipl.-Volksw. Edgar Wilk, Mainz
vBP/StB  Rainer Wilmsmeier, Bad Salzuflen
vBP/StB  Johannes Wingen, Berlin
vBP/StB/RA  Dr. Franz Winklbauer, Lörrach
vBP/StB  Heidi Wittke, Berlin
vBP/StB  Thomas A. Zahn, Mühlheim
WP/StB  Klaus Zimmer, München
WP/StB  Dr. Peter Zimmermann, Kassel
vBP/StB  Rainer Zinger, Marbach
vBP/StB  Dipl.-Kfm. Manfred Zöllner, Arnsberg
WP/StB  Dipl.-Kfm. Dipl.-Finanzw. Reinhard Zschoche, Krefeld
WP/StB  Dipl.-Kfm. Klaus-Günter Zulla, Montabaur
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Berichte und Meldungen

Tätigkeitsbericht der APAK für das Jahr 2012

Harald Elster ist neuer Präsident des DStV

Die Abschlussprüferaufsichtskommission (APAK) 
hat am 5. Juni 2013 ihren Tätigkeitsbericht für das 
Jahr 2012 veröffentlicht und zieht eine insgesamt 
positive Bilanz ihrer Aktivitäten. Die APAK stellt 
in ihrem Bericht fest, „dass die WPK – in den auf-
sichtsrelevanten Bereichen – ihre Aufgaben insge-
samt geeignet, angemessen und verhältnismäßig er-
füllt. Frühzeitige Hinweise der APAK in laufenden 
Vorgängen wurden von der WPK stets berücksichtigt 
und umgesetzt.“

Die von der APAK durchgeführten Inspektionen 
hätten sich als ein wirksames Instrument der Auf-
sicht über Abschlussprüfer kapitalmarktorientierter 
Unternehmen bewährt, so die APAK in ihrer Presse-
information vom 5. Juni 2013. Weiter wird dort aus-
geführt:

„Trotz des insgesamt positiven Effekts kann die 
Entwicklung der Inspektionsergebnisse aber noch 
nicht zufriedenstellen. So gab es noch zu viele und 
vielfach wiederkehrende Beanstandungen.

Die Ergebnisse zeigen aus Sicht der APAK, dass 
in der praktischen Prüfungsarbeit die erforderliche 
kritische Grundhaltung nicht immer eingenommen 
wird. Manche Abschlussprüfer verlassen sich bei 
der Beurteilung wesentlicher Sachverhalte zu sehr 

Der Deutsche Steuerberaterverband e.V. (DStV) hat 
mit WP/StB Harald Elster einen neuen Präsidenten. 
Er tritt die Nachfolge von WP/StB Hans-Christoph 
Seewald an, der den Verband in seiner Amtszeit als 
starken politischen Vertreter der Beraterschaft für 
kleine und mittlere Unternehmen positionierte, so 
der DStV in seiner Presseinformation vom 19. Juni 
2013. Darin heißt es weiter:

„Mit Elster als neuem Präsidenten gewinnt der 
DStV eine in der Verbandsarbeit erfahrene Persön-
lichkeit: In der vorangegangenen Legislaturperiode 
war er bereits Vizepräsident sowie Schatzmeister des 
DStV und ist seit 2008 Präsident des Steuerberater-
Verbands e.V. Köln. 

Der neue Präsident betonte in seiner Antrittsre-
de, dass er die Tradition seines Vorgängers Seewald 
fortführen wird. So sollen auch Elsters konstruktive 
Anregungen zur Steuerpolitik den wirtschaftlichen 
Mittelstand Deutschlands stärken. Ebenso stehen 

auf Aussagen des geprüften Unternehmens. Eine un-
zureichende auftragsbegleitende Qualitätssicherung 
ist oftmals ebenfalls Ursache dafür, dass Mängel in 
der Prüfungsabwicklung nicht rechtzeitig aufgedeckt 
werden.

Anzuerkennen ist, dass die ganz überwiegende 
Zahl der durch die APAK untersuchten Abschluss-
prüfer an einer hohen Qualität der von ihnen durch-
geführten Abschlussprüfungen interessiert ist und 
daher die Hinweise und Belehrungen, die sich aus 
den Inspektionen ergeben, konstruktiv aufnimmt.

Aus Sicht der APAK ist im Rahmen der Diskussi-
on über Faktoren und Maßnahmen zur Verbesserung 
der Prüfungsqualität auch eine Einbeziehung der 
Prüfungsausschüsse von Unternehmen als unmittel-
bare Adressaten der Abschlussprüfung erforderlich. 
Geprüft wird daher, ob und wie Prüfungsausschüs-
se über Feststellungen aus Inspektionen informiert 
werden können, welche die Abschlussprüfung ihres 
Unternehmens betreffen.“  th

Tätigkeitsbericht der APAK für das Jahr 2012 abrufbar unter
k www.apak-aoc.de/publikationen/jahresberichte.asp

für ihn die Stärkung 
der Präsenz der steu-
erberatenden Berufe 
in Europa sowie die 
Herausstellung der 
betriebswirtschaft-
lichen Kompetenz 
des Berufsstands im 
Vordergrund. Elster 
dankte Seewald aus-
drücklich für dessen 
unermüdliches Enga-
gement in diesen Be-
reichen.“

In das DStV-Präsidium wählte die Mitgliederver-
sammlung außerdem WP/StB Prof. Dr. H.-Michael 
Korth, WP/StB/RB Dr. Peter Küffner, vBP/StB Franz 
Plankermann, vBP/StB Wolfgang Roth und WP/StB 
Hans-Joachim Oettinger.  th
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Veranstaltungen

Kammerversammlungen 2013

Anmeldeformular zu den Kammerversammlungen 2013 abrufbar unter
k www.wpk.de/kammerversammlungen/

Zu den Kammerversammlungen 2013 wurde inzwi-
schen mit Mitgliederschreiben des Präsidenten ein-
geladen. Darin enthalten sind auch Hinweise zum 
Programm. Unter anderem wird die DATEV über das 
Thema „Wirtschaftsprüfer = Unternehmer?!“ infor-
mieren. 
Es wird um rechtzeitige Anmeldung mit dem der Ein-
ladung beiliegenden Formular gebeten (steht auch 
im Internet zur Verfügung).

Veranstaltungsorte und -termine

Berlin
15.10.2013
15:00 - 18:30 Uhr

Wirtschaftsprüferhaus
Rauchstraße 26
10787 Berlin

Stuttgart
16.10.2013
15:00 - 18:30 Uhr

MARITIM Hotel 
Seidenstraße 34
70174 Stuttgart

München
22.10.2013
15:00 - 18:30 Uhr 

Bayerisches Landesamt 
für Steuern/Sophiensaal
Sophienstraße 6
80333 München

Hamburg
23.10.2013
15:00 - 18:30 Uhr

Hotel SIDE
Drehbahn 49
20354 Hamburg

Düsseldorf
30.10.2013
15:00 - 18:30 Uhr

CongressCenter 
Düsseldorf
CCD Ost, Raum LMR
Foyer 1. OG
Stockumer Kirchstr. 61
Parkhaus P4
40474 Düsseldorf

Frankfurt am Main
5.11.2013
15:00 - 18:30 Uhr

Saalbau Titus Forum
Walter-Möller-Platz 2
60439 Frankfurt am 
Main

Die Prüfung von Finanzdienstleistungsinstituten/
Wertpapierdienstleistungsunternehmen unterschei-
det sich von der Prüfung anderer Unternehmen vor 
allem durch die hohe Risikokomplexität. Zahlreiche 
nationale und internationale Regelungen führen zu 
hohen Anforderungen der zuständigen Aufsichtsbe-
hörden und stellen die Abschlussprüfer vor beson-
dere Herausforderungen. 
Der Schwerpunkt des Workshops liegt in der Prüfung 
kleinerer und mittlerer Finanzdienstleistungsinsti-
tute. Er betrifft die Jahresabschlussprüfung (HGB/
KWG) und die Prüfung nach § 36 WpHG sowohl aus 
der Sicht der Bundesbank und der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht als auch aus der Sicht 
des Abschlussprüfers.

Die Prüfung von kleinen und mittleren Finanzdienstleistungs
instituten/Wertpapierdienstleistungsunternehmen

Die Wirtschaftsprüferkammer führt mit Unterstüt-
zung der Deutschen Bundesbank und der Bundes-
anstalt für die Finanzdienstleistungsaufsicht einen 
Workshop zur Prüfung von kleinen und mittleren Fi-
nanzdienstleistungsinstituten/Wertpapierdienstleis-
tungsunternehmen durch.

Veranstaltungsorte und -termine

14. November 2013 
9.30 Uhr bis 
ca. 16.00 Uhr

Maritim Hotel
Theodor-Heuss-Allee 3
60486 Frankfurt am Main

20. November 2013 
9.30 Uhr bis 
ca. 16.00 Uhr

Innside Hotel
Parkstadt Schwabing
Mies-van-der-Rohe-
Straße 10
80807 München
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Fortbildungsakademie Deutscher Caritasverband

Der Deutsche Caritasverband lädt ein zum Ge-
spräch über aktuelle gesetzliche, sozialwirtschaft-
liche und verbandspolitische Entwicklungen und 
ihre Auswirkungen auf das wirtschaftliche Han-
deln der Verbände, Einrichtungen und Dienste der 
Caritas. Die Tagung bietet die Chance, den Aus-
tausch zwischen Vertreter(inne)n von Rechtsträgern, 
Geschäftsführer(inne)n, Mitgliedern von Aufsichtsgre-
mien und Wirtschaftsprüfer(inne)n zu intensivieren.

In bewährter Weise werden die aktuelle Situati-
on in Steuerrecht und Gesetzgebung vorgestellt und 
die Auswirkungen auf die Praxis reflektiert. Der Ein-
fluss der Europäischen Union bildet dabei in diesem 
Jahr einen Schwerpunkt. Weiterhin werden die Ver-
wendbarkeit der Rechtsform des Idealvereins in der 
Sozial- und Gesundheitswirtschaft sowie die aktuel-
le Diskussion um die Weiterentwicklung des „Drit-
ten Weges“ beleuchtet. 

Zentrales Anliegen ist der fachliche Dialog aus 
unterschiedlichen Perspektiven, so auch bei der Fra-
ge nach den Gestaltungsspielräumen für den Jahres-
abschluss gemeinnütziger Unternehmen.

Ort

Datum
Kontakt

Hotel Esperanto, Esperantoplatz,  
36037 Fulda
18. bis 19. November 2013
Organisatorische Fragen:
Monika Kanzler-Zimmermann
Telefon 0761/200 1707
E-Mail  
monika.kanzler-zimmermann@caritas.de
Inhaltliche Fragen:
Daniel Ham
Telefon 0761/200 1704
E-Mail daniel.ham@caritas.de

Zielgruppe/Inhalt
Die Veranstaltung richtet sich an Prüfer, die Finanz-
dienstleistungsinstitute und Wertpapierdienstleis-
tungsunternehmen betreuen oder prüfen. 

Sie ermöglicht die Diskussion von Problemberei-
chen der Prüfung sowie der Berichterstattung mit der 
jeweiligen Aufsichtsbehörde. Außerdem sollen die 
Erwartungen an die Prüfungen sowie an die Bericht-
erstattung über die Prüfungen aus der Sicht der Auf-
sicht und etwaige Verständnisprobleme zwischen 
Aufsichtsbehörden und Prüfern bei der Prüfung und 
Berichterstattung erörtert werden. Die Anforderun-

gen an einen Prüfungsbericht werden anhand eines 
Musterprüfungsberichtes (Mustergliederung) darge-
stellt werden. 

Teilnahme
Für die Teilnahme an dem Workshop erhebt die 
WPK einen Kostenbeitrag von 330 ¤.

Eine Teilnahmebescheinigung im Sinne des § 4 a 
BS WP/vBP wird erteilt. Informationen zum Pro-
gramm, zu den Referenten und zur Anmeldung wer-
den auf der Internetseite der Wirtschaftsprüferkam-
mer veröffentlicht.

Jour fixe der WPK mit AICPA und GCPAS 

Am 8. Oktober 2013 richtet die Wirtschaftsprüfer-
kammer gemeinsam mit dem American Institute of 
Certified Public Accountants (AICPA) und der Ger-
man CPA Society e.V. (GCPAS) in Berlin den ersten 
gemeinsamen Jour fixe zum Thema „International 
Developments in Audit and Accounting“ aus. 

Als Gastredner werden unter anderem Mark 
Koziel (Vizepräsident des AICPA), Alexander Spies 
(Präsident der GCPAS), Jörg Müller (Vizepräsident 

der GCPAS und Mitglied im Vorstand der WPK) so-
wie ein Vertreter der Abschlussprüferaufsichtskom-
mission (APAK) erwartet. Im Anschluss an die Vor-
träge besteht die Gelegenheit zur Diskussion und 
zum Erfahrungsaustausch. 

Interessierte wenden sich bitte per E-Mail 
gabriela.keller@wpk.de oder Telefax 030/726161 287 
an die Hauptgeschäftsstelle der WPK.
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Literaturhinweise

Handbuch Lagebericht
Kommentar von § 289 und § 315 HGB, DRS 20 und  
IFRS Management Commentary 

Hrsg. von Prof. Dr. Stefan Müller, 
Prof. Dr. Andreas Stute und WP/
StB Dipl.-Ök. Karl-Heinz Withus
614 S., 89,95 ¤, Erich Schmidt 
Verlag, Berlin 2013

Die Autoren greifen die aktuell einschlägigen Rechts-
entwicklungen auf und durchleuchten insbesondere 
die Regelungen des neuen DRS 20 und geben konkre-
te Anwendungs- und Formulierungsbeispiele. Dazu 
gehören Grundlagen und rechtliche Verpflichtun-
gen der Lageberichterstattung, an der Gliederung des 
DRS 20 orientierte inhaltliche Anforderungen, Zwi-
schenberichterstattung nach dem Wertpapierhan-

IFRS oder HGB?
Systemvergleich und Beurteilung 

Von Prof. Dr. Karlheinz Küting, 
WP/StB Prof. Dr. Norbert Pfitzer 
und WP/StB/RA  
Prof. Dr. Claus-Peter Weber
2., grundlegend überarbeitete 
und erweiterte Auflage, 327 S., 
49,95 ¤, Schäffer-Poeschel Verlag, 
Stuttgart 2013

Die Bilanz-Systeme HGB und IFRS unterscheiden 
sich in den ihnen zugrunde liegenden Zielsetzun-
gen sowie Bilanzierungs- und Bewertungsprinzipi-
en. Die Autoren zeigen, dass der Eindruck, die IFRS 
seien das konzeptionell überlegene und daher auch 
dominierende Bilanzierungssystem, unzutreffend 
ist und stellen die Schwierigkeiten dar, die mit der 
Anwendung der internationalen Bilanzregeln ver-
bunden sind. Die entsprechenden Normen des HGB 
werden in die Beurteilung einbezogen und Hand-
lungsempfehlungen für die Erstellung des Einzel- 
und des Konzernabschlusses und für die Abschluss-
prüfung abgeleitet. Die Neuauflage berücksichtigt die 
umfangreichen Neuerungen der nationalen und in-
ternationalen Rechnungslegung, wobei der System-
vergleich in ausgewählten Einzelfragen erweitert 
und vertieft wurde.

Wirtschaftsprüferhaftung

Von RA Rafael Meixner und 
StB/RA Dr. Uwe Schröder
377 S., 95 ¤, Verlag C.H.Beck,  
München 2013

In der Reihenfolge der Tätigkeiten des Wirtschafts-
prüfers und ausgehend von der gesetzlichen und 
freiwilligen Jahresabschlussprüfung vermittelt das 
Werk einen Überblick über die Besonderheiten der 
Haftung des Wirtschaftsprüfers. Im Anschluss an die 
Darstellung der Haftung bei gesetzlichen und frei-
willigen Prüfungen folgen Ausführungen zur Haf-
tung des Wirtschaftsprüfers als gerichtlicher Sach-
verständiger und zu dessen Haftung im Rahmen von 
Kapitalanlagemodellen. Insbesondere in letzterem 
Bereich gab es in der Vergangenheit Inanspruchnah-
men auf Schadensersatz im Rahmen der Tätigkeit 
als Treuhänder, Mittelverwendungskontrolleur oder 
Prospektprüfer. Abschließend wird noch auf die Haf-
tung des Wirtschaftsprüfers für Insolvenzverschlep-
pungsschäden und dessen Haftung mit Auslandsbe-
zug eingegangen. Das Werk orientiert sich eng an der 
einschlägigen Rechtsprechung und gibt Hinweise 
und Beispiele für die praktische Umsetzung.

delsgesetz, Prüfung der Lageberichterstattung und 
internationale Entwicklungen bezüglich IFRS-Ma-
nagement Commentary. Das Werk enthält außerdem 
eine Gegenüberstellung konkreter Unterschiede zwi-
schen DRS 5/ 15 und DRS 20 bzw. IFRS-Management 
Commentary sowie eine Checkliste zur praktischen 
Ausgestaltung nach DRS. 
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Führung von Familienunternehmen
Ein Praxis-Leitfaden für Unternehmen und Familie

Hrsg. von Dr. Alexander  
Koeberle-Schmid und 
Prof. Dr. WP/StB Bernd Grottel
223 S., 29,95 ¤, Erich Schmidt 
Verlag, Berlin 2013

Um den ökonomischen Erfolg von Familienunter-
nehmen nachhaltig zu sichern, sind neben spezifi-
schen Führungs- und Kontrollstrukturen auch eine 
starke Familie, die als Einheit hinter dem Unterneh-
men steht, erforderlich. Wie Unternehmerfamili-
en, Fremdgeschäftsführer und Gesellschafter diesen 
Zusammenhalt stärken und die Führung von Unter-
nehmen und Familie erfolgsorientiert ausrichten, er-

Bekämpfung der Geldwäsche und Wirtschafts
kriminalität

Hrsg. von Rüdiger Quedenfeld
3. völlig neu bearbeitete Auflage, 
528 S., 78 ¤, Erich Schmidt Ver-
lag, Berlin 2013

Bei der Implementierung und rechtssicheren Umset-
zung von Präventions- und Bekämpfungsmaßnah-
men gegen Geldwäsche und Wirtschaftskriminalität 
stehen Institute und Rechtsanwender vor großen He-
rausforderungen und Compliance-Risiken. Das Au-
torenteam behandelt vertiefend unter anderem die 
nationalen und internationalen rechtlichen Grund-
lagen, die organisatorische Gestaltung der „Zentra-
len Stelle“ sowie Tätigkeit des Geldwäschebeauf-
tragten und die Erstellung der Gefährdungsanalyse 
für die einzelnen Präventionsbereiche einschließ-
lich Indikatoren und Methoden zur Erfassung der Ri-
siken. Das Werk beinhaltet einen Prüfungsleitfaden 
mit Hinweisen und Kommentaren zu den Prüfungs-
themen der einzelnen Präventionsbereiche gem. 
§ 21 Anlage 6 PrüfbV zur Vorbereitung auf Jahresab-
schlussprüfungen, Sonderprüfungen und Prüfungen 
der Internen Revision.

AIFMRichtlinie
Richtlinie 2011/61/EU über die Verwalter alternativer Invest-
mentfonds – mit Bezügen zum KAGB-E 

Hrsg. von RA Frank Dornseifer, 
RA Dr. Thomas A. Jesch,  
LL.M., RA Dr. Ulf Klebeck und  
RD Dr. Claus Tollmann
Reihe: Gelbe Erläuterungsbücher, 
1.470 S., 199 ¤, Verlag C.H.Beck, 
München 2013

Verwalter von alternativen Investmentfonds – soge-
nannte AIF-Manager – benötigen zukünftig eine eu-
ropaweit geltende Erlaubnis für das Fondsmanage-
ment. Darüber hinaus gelten neue Informations- und 
Berichtspflichten u.a. gegenüber Investoren und Auf-
sichtsbehörden. Der Kommentar erläutert die neue 
AIFM-Richtlinie mit den Durchführungsbestimmun-
gen als verbindlicher Basis des deutschen Kapitalan-
lagegesetzbuches und widmet sich aufkommenden 
Fragen, unter anderem zu Änderungen am bestehen-
den Investmentrecht, zu Auswirkungen bei den ein-
zelnen gesellschafts-, steuer- und arbeitsrechtlichen 
Vorschriften oder auch zu sich abzeichnenden neu-
en Optionen in bestimmten EU-Ländern im Rahmen 
der Umsetzung der AIFM-Richtlinie. Der Kommen-
tar enthält außerdem eine Synopse und Bezüge zum 
KAGB-E.

läutern die Autoren unter anderem an den Themen 
Nachfolgeregelung, Beirat, Risikomanagement, Fami-
lienfortbildung, Konfliktmanagement und Familien-
verfassung. Interviews mit Unternehmern vermitteln 
Einblicke in die Praxis erfolgreicher Familienunter-
nehmen. Jedes Kapitel enthält außerdem Leitfäden 
und Best-Practice-Empfehlungen.
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Stellenmarkt
Anzeigen auch auf k www.wpk.de/anzeigen/

WP/StB, mit kleiner Kanzlei (200.000 ¤) in 
Nürnberg und langjähriger Erfahrung u. a. bei 
„Big Four“, sucht eine neue Herausforderung 
entweder in einer größeren Gesellschaft oder 
als CFO/kfm. Leiter einer mittelständischen 
Unternehmensgruppe. WPK 3101

WP/CPA, 40 J., 12-jährige Erfahrung in der 
Prüfung von Einzel- und Konzernabschlüssen 
börsennotierter Gesellschaften (HGB/IFRS/
US-GAAP) bei „Big Four“ – davon 4 Jahre im 
Ausland (Englisch verhandlungssicher), sucht 
neue Herausforderung in WPG/StBG mit Aus-
sicht auf Partnerschaft im Rhein/Main Gebiet.
 WPK 3102

WP/StB, Dipl.-Kfm., Mitte 40, in eigener Pra-
xis, sucht freie Mitarbeit in WPG/StBG im 

Münster und Leipzig 
Unternehmerisch denkender Partner 

von mittelgroßer Wirtschaftsprüfer- und 
Steuerberatergesellschaft, wachstums- 

und ertragsstark, sowohl für den Standort 
Münster und auch Leipzig gesucht.

WPK 3002

Innenrevisor (m/w)
Weitere Informationen finden Sie auf unserer Homepage unter 

www.blsv.de

Der Bayerische Landes-Sportverband e.V.  

sucht unter der Referenznummer 37/2013  

zum nächstmöglichen Zeitpunkt –  

in Vollzeit eine/n

Wollen Sie,

Wirtschaftsprüfer(in)/
Prüfungsleiter(in)

ab der neuen Prüfungssaison mit uns 
weiterdenken?

Unsere dynamische Geschäftsent-
wicklung braucht Ihre Unterstützung 

in Aachen!
Mehr unter:  

www.fidaix.de/kanzlei/karriere

Raum Stuttgart. Langjährige Erfahrungen bei 
„Big Four“-Gesellschaft sowie im Mittelstand: 
Durchführung von Abschlussprüfungen, Son-
derprüfungen sowie betriebswirtschaftliche 
Beratungen (Unternehmensbewertungen, Due 
Diligence-Untersuchungen). WPK 3103

Berlin: WPin/StBin, Dipl.-Betriebsw. (BA), 45 J., 
langjährige Berufserfahrung als Prüfungsleite-
rin bei einer „Big Four“-Gesellschaft (JAP bei 
Unternehmen verschiedener Rechtsformen & 
Branchen der Privat- u. Kommunalwirtschaft) 
bzw. als Abteilungsleiterin in mittelständischer 
WP-Kanzlei (steuerl. u. betriebswirtschaftl. Be-
ratung, JAP, internes Qualitätsmanagement), 
sucht neue berufliche Herausforderung in Ber-

lin, gerne auch in Teilzeit (50 - 80 %).
 WPK 3104

WP/StB, 38 J., mit langjähriger Berufserfah-
rung als Managerin und Prokuristin bei einer 
„Big Four“-Gesellschaft in der verantwortli-
chen Durchführung von Jahres- und Konzern-
abschlussprüfungen nach HGB sowie IFRS 
von Unternehmen verschiedenster Größen, 
Rechtsformen und Branchen, daneben u. a. in 
den Bereichen Sonderprüfungen, Facharbeit, 
Unternehmensberatung, interne Revision und 
Qualitätssicherung, sucht neue berufliche Her-
ausforderung nach Elternzeit im Rahmen ei-
nes sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
tigungsverhältnisses mit bis zu 15 h/Woche 

Mittelständische und etablierte  
WPG/StBG mit vier Standorten sucht 

zur Erweiterung des Standortes  
Bielefeld eine/n 

WP/StBKollegen/in  
bzw. Sozietät 

zur gesellschaftlichen Einbindung.

WPK 3001

Wir sind eine mittelständische Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  
(16 Mitarbeiter, 6 Berufsträger) mit Sitz im Zentrum von München  

und suchen zum nächstmöglichen Zeitpunkt eine(n)

WP(in) / StB(in)
Ihr Aufgabengebiet umfasst die Prüfung von Konzern- und Jahresabschlüssen 

sowie die Beratung unserer teilweise auch international tätigen mittelständischen 
Mandanten, die Sie selbstständig betreuen. Weitere Karriereschritte bis hin zur 

Partnerstellung sind möglich.

Bitte senden Sie Ihre aussagefähigen elektronischen Bewerbungsunterlagen an: 
Frau Susanne Wiegräfe: s.wiegraefe@akanthus-wpg.de

Akanthus GmbH WPG · Herzog-Heinrich-Straße 8 · 80336 München
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Wir sind eine mittelgroße Sozietät im Raum Aschaffenburg.  
Für den weiteren Ausbau unserer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft suchen wir 

eine(n) engagierte(n) und kontaktfreudige(n)

Wirtschaftsprüfer(in)
mit Berufserfahrung.

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung.

MERGET Treuhandgesellschaft mbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Frau Petra Harth (Tel. 06021 795-0) · petra.harth@merget-und-partner.de 
Johann-Dahlem-Straße 21 · 63814 Mainaschaff 

www.merget-und-partner.de

Wir sind eine überregional tätige Wirtschaftskanzlei mit derzeit 65 Mitarbeitern. 
Zur Verstärkung unseres Teams an den Standorten Chemnitz sowie Zwickau  

suchen wir

Steuerberater (m/w)/Wirtschaftsprüfer (m/w)
Wir freuen uns auf Persönlichkeiten, die sich durch Freude und Engagement in der 
beruflichen Tätigkeit einhergehend mit hoher Fachkompetenz, durch schnelle Auf-
fassungs- und Kombinationsgabe, logisches Denkvermögen, situationsgerechtes 

Auftreten und Verhandlungsgeschick auszeichnen.

Das zu übernehmende Aufgabengebiet umfasst insbesondere die Prüfung sowie 
prüfungsbegleitende Beratung von mittelständischen Unternehmen unterschied-
licher Branchen und Rechtsformen einerseits sowie die Erstellung von Einzel- und 
Konzernabschlüssen einschließlich der steuerlichen und gutachterlichen Beratung 

andererseits.

Wir begleiten unser mittelständisches Klientel zu allen Fragen und in allen Phasen 
der Entwicklung und der Organisation ihres Unternehmens.

Dabei bieten wir Ihnen die Vorzüge einer mittelständischen Beratungsgesellschaft 
in einem angenehmen Arbeitsumfeld mit sehr guten beruflichen Entwicklungs-

möglichkeiten, selbstverständlich einer leistungsorientierten Vergütung und einer 
mittelfristigen Perspektive, den Partnerstatus zu erreichen.

Ihre Bewerbung richten Sie bitte an

KMS Krauß · Mäckler · Schöffel 
z. Hd. Frau Rechtsanwältin/Steuerberaterin Simone Gerisch 

Scheringerstraße 2 · 08056 Zwickau 
Telefon: 0375 2748215 · E-Mail: stb.gerisch@kms-kanzlei.de

Niederrhein/Raum Krefeld
Steuerberatungskanzlei (vier Berufsträger/zehn Mitarbeiter) sucht

Rechtsanwalt (m/w)
möglichst mit Zusatzqualifikation StB und/oder WP zur mittelfristigen 

Nachfolge des Seniorpartners. Schwerpunkt der bisherigen Tätigkeit sollte 
gesellschafts- und steuerrechtliche Beratung sein. 

WPK 3003

möglichst in Heimarbeit oder wohnortnah im 
Landkreis STA/LL/FFB. WPK 3105

WP/StB, Dipl.-Kfm., Mitte 30, mit langjähriger 
Erfahrung in der Prüfung und Beratung mittel-
ständischer Unternehmen, sucht neue Heraus-
forderung bei mittelständischer WPG im Raum 
Stuttgart mit der Perspektive auf Beteiligung.
  WPK 3106

Friedrichshafen: Unternehmerisch denkende 
Persönlichkeit für Finanz- oder Personalwesen 
mit Berufserfahrung auf den Gebieten Finanz-, 
Debitoren-, Kreditoren-, Anlagen- und Lohn-
buchhaltungen sowie Steuererklärungen, Jah-
resabschlüsse Einnahme-/Überschussrechner, 
MS-Office, SAP ERP 6.0 FI/ CO, Datev Rech-
nungswesen pro und Lodas, sucht neuen Wir-
kungskreis. WPK 3107

WP/StB, Dipl.-Kfm., 43 J., mit mehreren Jahren 
Berufserfahrung in einer mittelständischen 
WPG/StBG in der Prüfung und in der Erstel-
lung von Jahres- und Konzernabschlüssen so-
wie in der steuerlichen Beratung von mittel-
ständischen Unternehmen, sucht eine neue 
Herausforderung in Süddeutschland, bevor-
zugt im Kreis Bodensee, Konstanz oder Ra-
vensburg, bei einer kleinen oder mittelständi-
schen WPG/StBG. WPK 3108

München: RAin/StBin, 38 J., interessiert an Tä-
tigkeit in mittelständischer StB-/WP-Kanzlei, 
eigener Schwerpunkt in steuerrechtlicher Ge-
staltungs- und Transaktionsberatung, Lösung 
vielfältiger steuerrechtlicher Fragestellungen, 
Begleitung grenzüberschreitender Sachverhal-
te. Bisherige Tätigkeit in mittelständischen Be-
ratungsgesellschaften im In- und Ausland und 
„Big Four“-Gesellschaft. WPK 3109

Ergebnisorientierter, analytisch denkender WP/
StB, Mitte 40, mit langjähriger Erfahrung in 
der Prüfung von Unternehmen aller Größen 
und Rechtsformen in internationaler WPG, bie-
tet erfolgreiche Projektleitung bei Abschluss-
prüfungen von Einzel-/Konzernabschlüssen, 
bei der Prüfung von Unternehmen mit Aus-
landsbezug (Audit Instructions, Reporting Pa-
ckages u. ä.), IKS und Sarbox. Fundierte Fach-
kenntnisse (HGB/BilMoG, IFRS, US-GAAP), 
engagierte Führung und Motivation wech-
selnder Prüfungsteams, langjährige Erfahrung 
als Schulungsreferent, überzeugendes Auftre-
ten und ausgeprägte Kommunikationsfähig-
keit, Englisch verhandlungssicher, Französisch 

fließend. Gesucht wird eine verantwortungs-
volle Herausforderung in mittelständischer 
WPG bundesweit. Zuschriften per E-Mail an:  
WP-STB-LB@gmx.de oder  WPK 3110

WP/StB, Prüfer gem. § 57a Abs. 3 WPO, Dipl.-
Kfm., langjährige Berufs- und Führungser-
fahrung in der Abschlussprüfung und in der 
Erstellung (Jahres- und Konzernabschlüsse ver-
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schiedenster Unternehmensgrößen, Branchen, 
Rechtsformen, insbesondere im IFRS- und im 
319 a-Segment), weitere Tätigkeitsschwer-
punkte: Mergers & Acquisitions , Due Diligence 
und Transaktionsberatung, Bewertungen, Au-
tor div. aktueller Publikationen, eigenes Netz-
werk, unternehmerisch denkend, sucht neue 
verantwortungsvolle Tätigkeit in München 
bzw. im Raum München. WPK 3111

WP, Dipl.-Kfm., 42 J., seit 5 Jahren bei gro-
ßer mittelständischer WPG, zuvor 10-jährige 
Berufserfahrung bei „Big Four“-Gesellschaft, 
umfangreiche Erfahrung bei der Erstellung und 
Prüfung von Jahres- und Konzernabschlüs-
sen von Unternehmen und Konzernen unter-
schiedlicher Größenklassen, Branchen und 
Rechtsformen nach nationalen und interna-
tionalen Rechnungslegungsvorschriften, Prü-
fung von Kontroll- und Risikomanagementsys-
temen sowie sonstige betriebswirtschaftliche 
Prüfungen, belastbar, engagiert, unterneh-
merisch denkend und selbständig arbeitend, 
sucht aus ungekündigter Stellung neue Her-
ausforderung in WPG im Rhein-Main-Gebiet 
oder Raum Gießen. WPK 3112

WPin/StBin, prom., langjährige Berufserfah-
rung in der Prüfung von Jahres- und Kon-
zernabschlüssen unterschiedlicher Branchen, 
Größen und Rechtsformen (bislang Tätigkeits-
schwerpunkt), Steuerberatung von Unterneh-
men, Erstellung gutachterlicher Stellungnah-
men zu handelsrechtlichen und steuerlichen 
Problemstellungen sowie in der Mitarbeiter-
aus- und weiterbildung, sucht neue Heraus-
forderung in mittelständischer StB-/WP-Kanz-
lei im Raum Stuttgart in Voll- oder Teilzeit.
 WPK 3113

Dipl.-Kfm., WP-Examen bestanden, 30 J., mit 
6 Jahren Berufserfahrung, davon 4 Jahre in 
mittelständischer WPG und 2 Jahre im mit-
telständischen Produktionsunternehmen als 

Revisor, Controller und Tax Consultant, sucht 
eine neue Herausforderung in einer mittel-
ständischen WPG im Raum Osnabrück, Müns-
ter oder Emsland. Persönliche Präferenzen 
sind die Prüfung von JA und KA nach HGB, die 
betriebswirtschaftliche Beratung sowie die Er-
bringung von Controlling-Lösungen mittels 
der BI Software Corporate Planning.
 WPK 3114

WP (z. Zt. beurlaubt), 42 J., langjährige Berufs-
erfahrung bei „Big Four“-Gesellschaft, in mit-
telständischer WP/StB-Kanzlei und derzeit in 
der Industrie tätig, sucht bei einer WPG/StBG 
im Umland von München/Regensburg/Nürn-
berg oder im Rhein/Main-Gebiet eine neue 
berufliche Herausforderung. Schwerpunkte 
der beruflichen Tätigkeit sind die eigenverant-
wortliche Erstellung, Prüfung und Beratung 
(IFRS, Einführung von IKS, Corporate Gover-
nance, internes und externes Risikomanage-
ment u. a.) von nationalen und internationalen 
Konzernen und Unternehmen unterschiedli-
cher Größen und Rechtsformen (inkl. börsen-
notierter Gesellschaften) aus Handel, kommu-
naler Trägerschaft und Industrie, auf der Basis 
von HGB, IFRS und US-GAAP. Akquisitionser-
fahrung, Englisch sehr gut in Wort und Schrift, 
sicheres Auftreten, team- und mandantenori-
entiert. 
Kontakt unter E-Mail: WPCand@gmx.de oder
 WPK 3115

vBP/StB, Dipl.-Betriebsw., 61 J., langjährige 
Berufserfahrung in der steuerlichen und be-
triebswirtschaftlichen Beratung sowie Erstel-
lung von Jahresabschlüssen und Steuererklä-
rungen mittelständischer Mandanten, guten 
DATEV und MS-Office Kenntnissen, sucht An-
stellung bei Berufskollegen für 20 h/Woche im 
Raum Bottrop. WPK 3116

Unternehmerisch denkende, ergebnisorien-
tierte WPin/StBin, Dr. rer. pol., Ende 40, stark 

beratungsorientiert, beste Referenzen, mit 
langjähriger Berufserfahrung als Partnerin bei 
einer großen international tätigen WPG, sucht 
zum 1.11. oder 1.12.2013 neue berufliche 
Her ausforderung gerne auch mit Aussicht auf 
Nachfolge und/oder beratungsintensivem Ein-
zelmandat, z. B. Mittelstand oder Family Of-
fice, im Raum Köln-Düsseldorf. Hervorragende 
Kenntnisse in: Jahres- und Konzernabschluss-
prüfung (BilMoG/HGB/IFRS), betriebswirt-
schaftlichen Gutachten, Due Diligence-Prü-
fungen, Prüfung von IKS von internationalen 
und nationalen Unternehmen verschiedenster 
Branchen und Rechtsformen. WPK 3117

Engagierter WP/StB (WP-Examen 2007), 38 J., 
mit Erfahrung in der Prüfung und Beratung an-
spruchsvoller mittelständischer Unternehmen/
Konzerne, sucht verantwortungsvolle Heraus-
forderung mit konkreter Aussicht auf Beteili-
gung in mittelgroßer WPG/StBG, vorzugsweise 
Großraum Düsseldorf.  WPK 3119

Raum OWL (BI, GT, LIP, PB): Junger StB/WP-
Cand., 28 J., mit 6-jähriger Berufserfahrung 
in mittelständischer WPG/StBG, sucht neue 
Herausforderung mit Perspektive. Umfang-
reiche Kenntnisse in der Prüfung von Jahres-
abschlüssen mittelständischer Unternehmen 
verschiedenster Branchen, Erstellung von Jah-
resabschlüssen und Steuererklärungen, Unter-
nehmensbewertungen etc.
Kontakt: E-Mail: stb-owl@gmx.de

Dipl.-Betriebsw. (FH), 50 J., erfahrener Prüfer 
im kommunalen Bereich (Energie- und Was-
serversorgung, ÖPNV, Entsorgung, Bäder, Kin-
dertagesstätten, ...) sucht ab sofort neuen Wir-
kungskreis in WPG (Jahresabschlussprüfungen 
nach HGB, Berichtskritik ...) im PLZ-Gebiet 97, 
74, 63 möglichst in Festanstellung (freiberuf-
lich evtl. möglich). 
Kontakt: E-Mail: pruefer62@gmx.de

WPG/StBG im Rhein-Main-Gebiet (mehre-
re Berufsträger; nationale und internationa-
le Mandantschaft) sucht weiteren WP/StB als 
künftigen Partner. WPK 3201

Kooperationswünsche
Anzeigen auch auf k www.wpk.de/anzeigen/

WP/StB/CPA, Dipl.-Kfm., Mitte 40, 18 Jah-
re Berufserfahrung in der Prüfung und Bera-
tung mittelständischer Unternehmen in un-
terschiedlichen Rechtsformen bei „Big Four“, 

davon mehrere Jahre im Ausland (Englisch/
Französisch verhandlungssicher, Spanisch 
Grundkenntnisse), bietet bundesweit Zusam-
menarbeit an. Umfangreiche Kenntnisse in der 
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UK Chartered Accountant bietet bundesweit Übersetzung (deutsch/englisch) 
von Jahresabschlüssen, Prüfberichten, Geschäftsberichten, Steuerkorrespondenz 
und weiteren Unterlagen an. Fachgerecht und zuverlässig. Langfristige Koopera-
tionen möglich. Mandantenschutz und berufsübliche Verschwiegenheit werden 

selbstverständlich zugesichert.

Kontakt: FRE Language · Richard Mold · Weinligstraße 11 · 04155 Leipzig 
E-Mail: Richard.Mold@fre-consulting.com · Internet: www.fre-language.com

Erstellung und Prüfung von Jahres- und Kon-
zernabschlüssen nach HGB und IFRS sowie 
EEG-Prüfungen vorhanden. Gerne auch Be-
richtskritik. Kollegiale Zusammenarbeit und 
Mandantenschutz sind selbstverständlich. 
Kontakt unter 
E-Mail: ak_wp_plz7@yahoo.com oder
 WPK 3202

WP/StB/CPA, Dipl.-Kffr., 38 J., mit nationaler 
und internationaler Ausbildung, umfassen-
de Kenntnisse in der Prüfung (u. a. Abschlüs-
se nach HGB, IFRS und US-GAAP; IT-System-
prüfungen) und Beratung (z. B. Governance & 
Compliance bei Risikomanagementsystemen 
und internen Kontrollsystemen, SOX, IT Sys-
tem umstellungen, z. B. R3, Projekte der Inter-
nen Revision) national und international tätiger 
Unternehmen, zum Teil im Ausland gesammelt, 
bietet zuverlässige Mitarbeit in der Prüfung/
Berichtskritik/Beratung auf freiberuflicher Ba-
sis standortunabhängig an. WPK 3203

WP/StB, Dipl.-Kffr., Anfang 40, Großraum Stutt-
gart, langjährige Berufserfahrung bei „Big 
Four“ sowie mittelständischer WPG/StBG, un-
terstützt Berufskollegen auf freiberuflicher Ba-
sis bei der Durchführung von Abschluss- und 
Sonderprüfungen. Gerne auch Berichtskritik 
und Nachschau.  WPK 3204

WP/StB, Prüfer für Qualitätskontrolle nach 
§ 57a Abs. 3 WPO, langjährige Berufserfah-
rung, übernimmt Vertretungen in der Wirt-
schaftsprüfung oder Beratung, Durchführung 
von Berichtskritik, auftragsbegleitender Qua-
litätssicherung, Nachschau, Mandatsschutz 
selbstverständlich, regional ungebunden.
 WPK 3205

WP, Dipl.-Ing., 15 Jahre Berufserfahrung, bietet 
für Berufskollegen folgende Spezialisierung: 
IKS-Prüfungen (auch IT), Techn. Due Diligence, 
Ermittlung des Verkehrswertes von Immobili-
en nach §§ 194 BauGB ff. sowie des Zeitwer-
tes von Maschinen und Anlagen. Bundesweit. 
Kontakt unter Tel.: 030 2016406 0 oder 
 WPK 3206

WP/StB, 61 J., langjährige Prüfungserfahrung 
bei einer „Big Four“-Gesellschaft, hiervon 
fünf Jahre in Lateinamerika (gute Spanisch-
kenntnisse), sucht freie Mitarbeit bei WPG/
StBG im Großraum Düsseldorf. Neben Auf-
gaben in der Abschlussprüfung gerne auch 
Mitarbeit bei Fragestellungen des Einkom-

men- und Erbschaftsteuerrechts. Denkbar 
wäre auch ein erneuter Auslandseinsatz in 
den Bereichen Reporting, Rechnungswesen, 
Due Diligence oder die Mitarbeit im Beteili-
gungscontrolling eines Unternehmens/Family 
Offices.  WPK 3207

WP, 63 J., langjährige Praxiserfahrung als 
Vorstand einer Bad Bank und GF eines Mit-
telstandsunternehmens, bietet freiberufliche/
fallweise Mitarbeit/Unterstützung in Mandan-
ten-Krisensituationen an. Schwerpunkte: Kre-
ditmediation, Moderation mit den Beteiligten, 
Vorbereitung von Poolsitzungen etc., Schwer-
punkt Raum NRW, im Einzelfall aber auch fle-
xibel. WPK 3208

Kleine WPG aus dem Rhein/Main-Gebiet 
mit langjähriger Erfahrung in der Prüfung/
Beratung von Instituten sowie fachlichem 
Schwerpunkt auf aufsichtsrechtlichen Fra-
gestellungen bietet Kapazitäten im Bereich 
der Prüfungen nach WpHG, KWG, der Anfor-
derungen an die Depotbankfunktion, der ex-
ternen Berichtskritik und der prüfungsnahen 
Beratung zu aufsichtsrechtlichen Themen an. 
Bundesweit einsetzbar. Mandatsschutz und 
Vertraulichkeit werden zugesichert. 
 WPK 3209

Raum Stuttgart: WP/WPG zur Erstellung einer 
Unternehmensbewertung (GmbH) nach IDW 
Standard S1 gesucht. Verbindlicher Fertigstel-
lungstermin 31.10.2013. WPK 3210

WPG in Hamburg, mit fachlich kompetentem 
Team (ca. 40 Personen), sucht etwa gleich 
große oder größere mittelständische WPG/
StBG zur Zusammenarbeit bei der Betreuung 
insbesondere mittelständischer Mandate mit 
Schwerpunkt Steuerberatung. Strikte Vertrau-
lichkeit wird zugesichert.  WPK 3211

WP/StB-Kanzlei in Nürnberg sucht WPG/StBG 
zur Begründung einer Niederlassung.
 WPK 3212

WP, Dipl.-Kfm., Prüfer für Qualitätskontrolle 
nach § 57a Abs. 3 WPO, in eigener Praxis, mit 
langjähriger Erfahrung in Prüfung und Bera-
tung vorwiegend mittelständischer Unterneh-
men, sucht freie Mitarbeit bei Abschlussprü-
fungen bzw. Qualitätssicherung (Berichtskritik 
und weitergehende Qualitätssicherungsmaß-
nahmen), vorzugsweise im Rhein-Main-Ge-
biet. WPK 3213

WPG aus Hamburg (Prüfer für Qualitätskontrol-
le nach § 57a Abs. 3 WPO) bietet Unterstützung 
im Bereich der Nachschau sowie die Durchfüh-
rung externer Berichtskritik.  WPK 3214

Netzwerkfreier WP im PLZ-Raum 7 übernimmt 
(bundesweit) Prüfungsaufträge sowie andere 
Aufträge von Kollegen, bei denen diese auf-
grund von Ausschlussgründen nicht selbst tä-
tig werden können.  WPK 3215

WP im badischen Raum bietet bundesweite 
Kooperation im Bereich Wirtschaftsprüfung 
an. Mandatsschutz wird garantiert.
 WPK 3216

Netzwerkfreier, erfahrener WP/CPA/StB aus 
München übernimmt bzw. unterstützt bun-
desweit bei Prüfungen und weiteren Vorbe-
haltsaufgaben, Sonderprojekten sowie be-
triebswirtschaftlicher Beratung und internem 
Qualitätsmanagement.  WPK 3217

Berlin: WP/StB, w., 35 J., selbstständig tätig, 
sucht freie Mitarbeit, gern auch mit Option auf 
spätere Übernahme oder Partnerschaft.
Kontakt: E-Mail: mail@boetka.de 

WP/RA/StB-Sozietät im Saarland, mit langjäh-
riger Berufserfahrung, hat noch Kapazitäten 
frei und übernimmt bundesweit Prüfungsauf-
träge und sonstige Aufträge von Berufskol-
legen, die diese aus berufsrechtlichen Aus-
schlussgründen nicht annehmen können. 
Kollegiale Zusammenarbeit und Mandats-
schutz werden garantiert.
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Kontakt: WPin/StBin B. Grazdanow
Tel.: 06831 768800
Fax: 06831 7688088
E-Mail: b.grazdanow@berater-centrum.de

Selbstständiger Transaktionsberater, Chartered 
Certified Accountant, Dipl.-Betriebsw., bie-
tet freie Mitarbeit bei Beratungsaufträgen: 
Due Diligence, M&A-Prozesse, SPA-Unterstüt-
zung, Post-Merger und sonstige betriebswirt-
schaftliche Beratung. 13 Jahre internationa-
le Berufserfahrung, davon 7 Jahre im Bereich 
Transaction Services bei „Big Four“; verhand-
lungssicheres Englisch. Flexibel deutschland-
weit und im europäischen Ausland, insbes. 
Kooperation bei Aufträgen in UK und Irland 
(derzeitiger Standort: Dublin).
Kontakt: Sebastian Wiegmann
E-Mail: info@wiegmann.ie
Internet: www.wiegmann.ie

WP/StB, Berater Sanierung/Insolvenzverwal-
tung und Unternehmensbewertung, bietet sei-
ne äußerst umfassende Expertise für projekt-
weise Mitarbeit im Raum München, Augsburg, 
Oberbayern und Schwaben an. Selbstständi-
ges und wirtschaftliches Arbeiten sind Basis 
einer bei Interesse auch langfristigen perspek-
tivischen Zusammenarbeit.
Kontakt: E-Mail: pr.treuhand@mail.de

WP/StB, überregional tätig, langjährige Berufser-
fahrung, hat fallweise Kapazitäten für Sonderprü-
fungen, Gutachtenaufträge bzw. die Mitwirkung 
in anderen betriebswirtschaftlichen Aufgaben-
stellungen wie bspw. Due Diligence frei.
Kontakt: E-Mail: wp_stb@t-online.de

Kleine WPG (nicht im steuerberatenden Be-
reich tätig) übernimmt freiwillige und Pflicht-
prüfungen von Berufskollegen, die diese 
wegen Ausschlussgründen nicht selber durch-
führen können. Mandatsschutz und kollegiale 
Zusammenarbeit sind selbstverständlich. 
Kontakt: Neubert & Persson GmbH WPG
WP/StB Beatrix Neubert
Tel. 0 40/881 875 77
E-Mail: xneubert@wp-neubert-persson.de

Spezialisierte mittelständische WPG aus NRW 
übernimmt IT-Systemprüfung sowie sämtliche 

Beratungen im IT-Bereich. Uneingeschränkter 
Mandatsschutz ist selbstverständlich. Bundes-
weit mit Schwerpunkten in NRW und Bayern 
tätig.
Kontakt: Hahne Revisions- und 
Treuhandgesellschaft mbh
48249 Dülmen
Wierlings Busch 73
Tel.: 02594 95996 0
E-Mail: ghahne@wp-hahne.de

WP (kein ehemaliger Mitarbeiter der „Big 
Four“) übernimmt freiwillige und Pflichtprü-
fungen. Kollegiale Zusammenarbeit und Man-
datsschutz ist selbstverständlich.
Kontakt: Frese Treuhand GmbH & Co. KG WPG
WP/StB/RB Hermann Frese
Große Straße 24
28870 Ottersberg
Tel.: 04205 3955 0
Fax: 04205 3955 55

Hamburger interdisziplinäre WP/RA/StB-
Kanzlei mit langjähriger – auch internationa-
ler – Berufserfahrung bietet auf Basis freier 
Mitarbeit, ggf. auch mandantenseitig, Unter-
stützung bei Prüfungen und Erstellung von 
Jahres- und Konzernabschlüssen (sowohl nach 
nationalen als auch internationalen Vorschrif-
ten) sowie Sonderprüfungen (Due Diligence, 
Umwandlungen u. ä.), betriebswirtschaftliche 
Beratung (integrierte Unternehmensplanung, 
Kostenrechnung, Controlling, Gutachtener-
stellung u. ä.) sowie Steuerberatung. Mandan-
tenschutz wird zugesichert. 
Kontakt: E-Mail: m.stuermer@wp-bds.de

WPin aus einer mittelständischen WPG in 
Hamburg bietet überregional externe Berichts-
kritik (§ 24 d Abs. 1 Satz 4 BS WP/vBP) sowie 
auftragsbegleitende Qualitätssicherung an.
Kontakt: Viola Beecken
Tel.: 040 3770761 30 oder 
E-Mail: viola.beecken@kleeberg.de

Erfahrener WP aus Berlin bietet Kollegen bun-
desweit externe Berichtskritik, auftragsbeglei-
tende Qualitätssicherung und externe Nach-
schau sowie die Verbesserung/Aktualisierung 
des Qualitätssicherungssystems an.
Kontakt: 

FARR Wirtschaftsprüfung GmbH WPG
WP/StB Dr. Wolf-Michael Farr
Tel.: 030 263498 30
E-Mail: farr@farr-wp.de
Internet: www.farr-wp.de

Erfahrener WP bietet zuverlässige Zusammen-
arbeit bei Abschlussprüfung, bei Gründungs-
prüfung und Sonderprüfung – auch in Bezug 
auf Berichtskritik/Nachschau – an. Mandan-
tenschutz und kollegiale Zusammenarbeit 
werden selbstverständlich uneingeschränkt 
und dauerhaft zugesichert.
Kontakt: UNION AG WPG
WP/StB Dipl.-Kfm. Hubert E. Grünbaum
Friedrich-Ebert-Straße 21
95448 Bayreuth
Tel.: 0921 889 0
E-Mail: info@unionag.de

Auf geschlossene Fondsprodukte spezialisier-
te mittelständische WPG aus NRW, bundes-
weit tätig, übernimmt die Prospektbeurteilung 
nach IDW S 4 und jegliche Zusammenarbeit 
sowie Gestaltungsberatung auf diesem Ge-
biet. Uneingeschränkter Mandatsschutz ist 
selbstverständlich.
Kontakt: Hahne Revisions- und 
Treuhandgesellschaft mbh
48249 Dülmen
Wierlings Busch 73
Tel.: 02594 95996 0
E-Mail: ghahne@wp-hahne.de

Erfahrene und engagierte Berufsgruppe aus 
unabhängigen WP, RA und StB unterstützt 
bei Abschlussprüfungen, Erstellungsarbeiten, 
Transaktionen, Gutachten, gesellschaftsrecht-
lichen und steuerrechtlichen Fragestellungen. 
Kontaktaufnahme an 
E-Mail: WP-RA-StB@web.de

Kleine WPG, langjähriger Prüfer für Qualitäts-
kontrolle nach § 57a Abs. 3 WPO, bietet ex-
terne Berichtskritik und die Durchführung der 
Nachschau an.
Kontakt: WP/StB/RB Dr. Helmut Bury
Tel.: 0341 4511346
Fax: 0341 4957147
E-Mail: dr.bury@t-online.de
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Praxisbörse
Anzeigen auch auf k www.wpk.de/anzeigen/

Frankfurt/Rhein-Main Region: WP/CPA, Dipl.-
Kfm., 40 J., sucht Beteiligung an WP/StB-
Kanzlei oder Übernahme. Überleitende Tätig-
keit ist erwünscht. WPK 3301

Großraum Düsseldorf: Suche für eine gemein-
same Partnerschaftsgründung einer mittel-
ständischen vBP/StB-Kanzlei einen jungen 
unternehmerisch denkenden WP/StB (evtl. 
Einbringung eines eigenen Mandantenstam-
mes). Es besteht eine langjährige stabile und 
ausgewogene Mandantenstruktur, die eine 
persönliche Betreuung durch die Partner er-
fordert und einen hervorragenden Einstieg in 
die Selbstständigkeit bietet. Es ist an eine spä-
tere Übernahme aus Altersgründen gedacht. 
 WPK 3302

WP/StB, Mitte 40, mit langjähriger Berufser-
fahrung bei „Big Four“-Gesellschaft sowie mit-
telständischer WPG/StBG, sucht Beteiligung/
Partnerschaft an mittelständischer Kanzlei im 
Großraum Stuttgart.  WPK 3303

Enzkreis/Pforzheim, WP/StB-Kanzlei (Umsatz 
500.000 ¤) mit breitem mittelständischem 
Mandantenstamm, sucht teamfähigen jün-
geren Kooperationspartner bzw. mittelfris-
tig Nachfolger, eigener Mandantenstamm er-
wünscht. WPK 3304

WPin/StBin, Dr. oec., sucht im Großraum 
Stuttgart, Esslingen, Rems-Murr-Kreis und 
Ludwigsburg nach Beteiligung oder Übernah-
me einer mittelständischen StB-/WP-Kanzlei.
Überleitende Mitarbeit (gerne auch im Rah-
men einer mittelfristigen Kanzleinachfolge-
planung) erwünscht. WPK 3305

Drei ambitionierte WP bzw. StB – zwischen 
Anfang und Ende 30 – mit sich ergänzen-
den Interessenschwerpunkten, suchen nach 
mehrjähriger Erfahrung in Wirtschaftsprü-
fung und Steuerberatung eine Kanzlei mit 
Aussicht auf Übernahme oder Beteiligung ab 
einem Jahresumsatz von 1 Mio. ¤ im Groß-
raum/Regierungsbezirk Düsseldorf.
 WPK 3306

Berlin: Kleinere Kanzlei, Jahresumsatz ca. 
350.000 ¤, geringerer Umsatz in der Pflicht-
prüfung, ansonsten wesentlich Aufstellung 
von Jahresabschlüssen und Steuererklärun-
gen. Mandatsbearbeitung teilweise in engli-
scher und/oder französischer Sprache. Ziel ist 
es im Zeitraum 2013 - 2015 eine Nachfolgere-
gelung umzusetzen. Begleitung/überleitende 
Mitarbeit ist möglich. Derzeitiger Standort in 
Stadtmitte/West. WPK 3307

Berlin: Nachfolger/in für WP/StB-Kanzlei mit 
dem Schwerpunkt Jahresabschlusserstellung, 
Prüfung und Beratung gemeinnütziger Orga-
nisationen gesucht. Jahresumsatz: 800.000 ¤. 
Mehrjährige überleitende Mitarbeit wird an-
geboten. WPK 3308

Steuerlich ausgerichtete Kanzlei mit einem 
Umsatz von bis zu 200.000 ¤ im Raum Nürn-
berg, Erlangen, Fürth von WP/StB zu kaufen 
gesucht. WPK 3309

Rhein-Main-Gebiet: WP/StB, Anfang 40, 
15 Jahre Erfahrung bei „Big Four“ und mit-
telständischer Gesellschaft, sucht eine Kanzlei 
zum Kauf. Eine Übernahme der Mitarbeiter ist 
sehr erwünscht. WPK 3310

Großraum Freiburg: WP/StB sucht Kanzlei 
zur Übernahme oder Beteiligung an WP/StB - 
Kanzlei. Bisheriges Tätigkeitsgebiet: Prüfung 

und Erstellung von Jahresabschlüssen und 
steuerliche und betriebswirtschaftliche Bera-
tung von überwiegend mittelständischen Ge-
sellschaften.  WPK 3311

Ruhrgebiet (EN-Kreis): WPG mit angeschlos-
sener StB-Kanzlei sucht für anstehenden Ge-
nerationswechsel eine(n) WP und/oder StB 
(w/m), auch Anwärter(innen) in konkreter Ex-
amensphase. Profil: Neben Prüfungserfahrung 
bei mittelständischen Mandanten auch steu-
erliche Fachkompetenz. Strikte Vertraulichkeit 
wird zugesichert. 
Kontakt: HAREVIS GmbH WPG
WP/StB Thorsten Hans
Schützenplatz 1
45525 Hattingen
Tel.: 02324 936953
E-Mail: thorsten.hans@harevis.de

München-Zentrum: Biete WP Büro in Büroge-
meinschaft mit StB + RA an. Büro 36,13 m², 
Gesamtfläche 71 m², Kosten 1.190,00 ¤ (inkl. 
USt), ab 1.9.13 oder später.
Bei Interesse bitte melden unter 
E-Mail: info@steuerberatung-garreis.de 

Telefon 09123/179-0 
Telefax 09123/179-199

Wir suchen bundesweit

WIRTSCHAFTSPRÜFERKANZLEIEN
für vorgemerkte Kunden zur Übernahme / Fusion

www.jost-ag.com
Nürnberger Straße 18 
91207 Lauf
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System der Qualitätskontrolle
Anzeigen auch auf k www.wpk.de/anzeigen/

WP, Prüfer für Qualitätskontrolle nach § 57a 
Abs. 3 WPO, im badischen Raum besitzt um-
fangreiche Erfahrungen in der Vorbereitung 
Durchführung von externen Qualitätskontrol-
len, speziell für kleine und mittelständische 
Praxen. WPK 3401

Langjährig selbstständiger WP, Prüfer für Qua-
litätskontrolle nach § 57a Abs. 3 WPO führt 
(bundesweit) externe Qualitätskontrollen 
durch. Auch Vorbereitungen auf die externe 
Qualitätskontrolle, interne Nachschauen, Be-
richtskritiken, auftragsbegleitende Qualitätssi-
cherungen, etc. sind möglich. WPK 3402

Erfahrene WPin (früher „Big Four“, seit 8 Jah-
ren selbständig) bietet Kollegen externe Be-
richtskritik (auch FDL). Mandatsschutz selbst-
verständlich.
Kontakt: Petra Uhl-Mecklinger
E-Mial: uhlmecklinger.wp@web.de

WPin/StBin, seit 2006 Prüferin für Qualitäts-
kontrolle nach § 57a Abs. 3 WPO in eigener 
Praxis im Saarland tätig, bietet überregional 
Qualitätskontrollen und Unterstützung beim 
Qualitätsmanagement (Berichtskritik, interne 
Nachschau, auftragsbegleitende Qualitätssi-
cherung u. ä.) an.
Kontakt: WPin/StBin B. Grazdanow
Tel.: 06831 768800
Fax: 06831 7688088
E-Mail: b.grazdanow@berater-centrum.de

Erfahrener WP/StB (mehr als 25 Qualitäts-
kontrollen), Prüfer für Qualitätskontrolle nach 
§ 57a Abs. 3 WPO seit 2001, bietet bundeswei-
te Durchführung von Qualitätskontrollen und 
die Vorbereitung bzw. Durchführung der Nach-
schau an; spezialisiert auf kleinere und mittel-
große Praxen.
Kontakt: E-Mail: mail@wp-stb-simon.de
Tel. 02403 870443

Mittelgroße WPG mit bundesweit seit 2004 
auf dem Gebiet der externen Qualitätskont-
rolle erfolgreich tätigen Prüfern für Qualitäts-
kontrolle nach § 57a Abs. 3 sowie einem in 
2012 neu bestellten Qualitätskontrollprüfer 
nach § 57a Abs. 3 bietet externe Qualitäts-

kontrollen, Unterstützung bei der Einrichtung 
von Qualitätssicherungssystemen, externe 
Berichtskritik und Nachschau für kleine und 
mittelgroße Berufskollegen an. Ein eigenent-
wickeltes und langjährig erprobtes Qualitäts-
kontrollsystem ist vorhanden. Geboten wird 
eine effiziente und kollegiale Prüfungsdurch-
führung. Umfassender Mandantenschutz ist 
selbstverständlich.
Kontakt: E-Mail: vieting@wp-hlv.de oder 
Tel.: 0208 992080

Mittelständische WPG in Hamburg, Prüfer für 
Qualitätskontrolle nach § 57a Abs. 3 WPO, bie-
tet die Durchführung von Qualitätsprüfungen 
nach § 57a WPO sowie Berichtskritik und auf-
tragsbegleitende Qualitätssicherung bei Be-
rufskollegen an. 
Nähere Informationen: 
AGW Revision GmbH WPG
WP/StB Dipl.-Kfm. Sven Hase
Bernhard-Nocht-Str. 99
20359 Hamburg
E-Mail: info@agw-revision.de
Internet: www.agw-revision.de

Mittelständische WPG, Prüfer für Qualitätskon-
trolle nach § 57a Abs. 3 WPO, mit bundesweit 
mehr als 50 durchgeführten Qualitätskontrol-
len bei Größe von 1- 5 WP/vBP (1- 50 Mitarbei-
ter). Leitender Fachauditor für Zertifizierung 
von WP- und StB-Praxen nach DIN EN ISO 
9001:2008 und DSTV-Qualitätssiegel.
Kontakt: 
WP/StB Dipl.-Vw. Michael Weidenfeller
Prüfer für Qualitätskontrolle nach § 57a 
Abs. 3 WPO
Tel.: 02689 9850 0
Internet: www.marx-jansen.de
www.michael-weidenfeller.de

WPG führt bundesweit professionelle und effi-
ziente Qualitätskontrollen durch. Umfangreiche 
Erfahrungen aus durchgeführten Qualitätskont-
rollen (auch § 319 a HGB-Mandate) bei kleinen 
und mittleren Praxen liegen vor. Darüber hinaus 
wird kleineren Einheiten Unterstützung bei der 
Berichtskritik, Nachschau und auftragsbeglei-
tenden Qualitätssicherung angeboten.
Kontakt: WP/StB Klaus Bertram

Tel.: 0621 1226650
E-Mail: info@delta-revision.de
www.delta-revision.de

Erfahrener Prüfer für Qualitätskontrolle nach 
§ 57a Abs. 3 WPO bietet deutschlandweit die 
Durchführung der Qualitätskontrolle an. Mit 
rd. 240 durchgeführten Prüfungen vor allem 
kleiner und mittelgroßer WP/vBP-Praxen wird 
über umfangreiches Know-how verfügt, Qua-
litätskontrollen zügig und zu attraktiven Kon-
ditionen abzuwickeln. Umfassende praktische 
Erfahrungen und aktuelle fachliche Kenntnisse 
vorhanden, die auch in speziellen Fortbildun-
gen für PfQK vermittelt werden. 
Nähere Informationen: 
WP/StB Dipl.-Kfm. Andreas Köhl
Tel.: 0871 92424 0
E-Mail: ak@koniarski-stb.de
Internet: www.koniarski-stb.de

WP mit Berufspraxis in Hagen/Westfalen führt 
Qualitätskontrollen nach § 57a WPO für klei-
ne und mittlere Berufspraxen durch. Praktische 
Erfahrung vorhanden. Bescheinigung nach 
§ 57a WPO liegt vor. 
Kontakt: Dr. Reiner Deussen
Körnerstr. 84
58095 Hagen
Tel.: 02331 92215 0
E-Mail: dr.deussen@deussen.de

Erfahrener Prüfer für Qualitätskontrolle nach 
§ 57a Abs. 3 WPO aus Berlin bietet bundesweit 
die Durchführung von Qualitätskontrollen an. 
Mit bereits ca. 170 durchgeführten Qualitäts-
kontrollen erfolgte die Spezialisierung auf kurz-
fristige und effiziente Durchführung von Qua-
litätskontrollen bei kleinen und mittelgroßen 
WP-/vBP-Praxen. Aufgrund der großen Erfah-
rung werden Berufskollegen auch gerne bei der 
Verbesserung/Aktualisierung ihres Qualitätssi-
cherungssystems oder bei der Vorbereitung auf 
die Qualitätskontrolle unterstützt, ferner wird 
für Kleinpraxen Unterstützung bei der externen 
Berichtskritik oder Nachschau angeboten.
Kontakt: WP/StB Dr. Wolf-Michael Farr
Tel.: 030 263498 30
E-Mail: farr@farr-wp.de
Internet: www.farr-wp.de
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Mittelständische WPG in Hamburg führt seit 
2004 bundesweit externe Qualitätskontrol-
len gemäß § 57a WPO durch. Erfahrungen aus 
einer Vielzahl bei mittelständischen Praxen 
durchgeführten externen Qualitätskontrollen 
(sowohl Erst- als auch Folgeprüfungen) sind 
vorhanden. Praxen mit börsennotierten Man-
daten gem. § 319 a HGB sowie IFRS-Abschlüs-
sen werden ebenfalls betreut. 
Ansprechpartner für ein erstes einführendes 
Gespräch mit der Prüferin für Qualitätskontrol-
le (nach § 57a Abs. 3 WPO): Viola Beecken. Sie 
ist auch als Auditor für Zertifizierungen nach 
DIN EN ISO 9001:2008 und das DStV-Quali-
tätssiegel tätig. 
Tel.: 040 3770761 30
E-Mail: viola.beecken@kleeberg.de
Internet: www.kleeberg.de

WP, Prüfer für Qualitätskontrolle nach § 57a Abs. 3 
WPO, Sitz im Rhein-Main-Gebiet, führt Qualitäts-
kontrollen für kleinere und mittlere Berufspraxen 
durch. Alternativ zur externen Qualitätskontrolle 
werden Berichtskritik und weitergehende Quali-
tätssicherungsmaßnahmen angeboten.
Kontakt: WP Dipl.-Kfm. Rainer Dammel
Tel.: 06105 26371
E-Mail: info@wp-dammel.de

WP und Prüfer für Qualitätskontrolle nach 
§ 57a Abs. 3 WPO, mit erteilter Teilnahmebe-
scheinigung für eigene Praxis, führt effizient 
und zügig Qualitätskontrollen bei kleinen und 
mittleren WP/vBP-Praxen zu fairen Konditi-
onen durch. Vertraut mit den Qualitätsanfor-
derungen für solche Praxen und umfassenden 
Erfahrungen aus mehreren bereits durchge-
führten Qualitätskontrollen. Ferner wird bei 
Einzel- und Kleinpraxen die auftragsbezoge-
ne Qualitätssicherung gem. § 24 d BS WP/vBP 
(Berichtskritik und ggf. auftragsbegleitende 
Qualitätssicherung) sowie Unterstützung bei 
der Nachschau angeboten.
Kontakt: WP/StB/FBfIStR Dipl.-Kfm. Frank Ehlig
Kückshauser Straße 52
44265 Dortmund
Tel.: 02304 775961
E-Mail: frank-ehlig@t-online.de
Internet: www.frank-ehlig.de

WP/StB mit erteilter Teilnahmebescheinigung 
bietet die Durchführung von Qualitätskon-
trollprüfungen nach § 57a WPO, Berichtskritik so-
wie Nachschau an. Umfangreiche Erfahrungen in 
der Durchführung von Qualitätskontrollen insbe-

sondere bei kleinen und mittelgroßen Berufskol-
legen. Mandantenschutz wird zugesichert.
Kontakt: UNION AG WPG
WP/StB Dipl.-Kfm. Hubert E. Grünbaum
Friedrich-Ebert-Straße 21
95448 Bayreuth
Tel.: 0921 889 0
E-Mail: info@unionag.de

Prüfer für Qualitätskontrolle nach § 57a Abs. 3 
WPO, spezialisiert auf kleine/mittlere Praxen, 
mit Prüfungserfahrung und Referenzen (ca. 35 
durchgeführte Prüfungen, auch Praxen mit 
§ 319 a-Mandaten), bietet Durchführung von 
Qualitätskontrollprüfungen im norddeutschen 
Raum und in Berlin (keine Reisekosten). 
Kontakt für ein erstes Gespräch: 
WP/StB Christian Maracke
c/o Take Maracke Steuerberater Rechtsanwälte 
Wirtschaftsprüfer
24105 Kiel
Tel.: 0431 99081300
E-Mail: c.maracke@take-maracke.de

WP/StB, Prüfer für Qualitätskontrolle nach 
§ 57a Abs. 3 WPO, in eigener WPG tätig, führt 
seit mehr als 10 Jahren bundesweit externe 
Qualitätskontrollen als Erst- bzw. Folgeprüfung 
durch. Erfahrungen aus einer Vielzahl von Qua-
litätskontrollen sind vorhanden. Die geprüften 
Kanzleien hatten 1-15 Berufsträger und jeweils 
bis zu 100 Mitarbeiter sowie § 319 a Mandate 
(IFRS-Spezialkenntnisse sind vorhanden). Fer-
ner wird Berichtskritik, auftragsbegleitende 
Qualitätssicherung sowie Nachschau bei klei-
nen und mittelgroßen Praxen durchgeführt.
Kontakt: WP/StB Martin Mensing
Tel.: 02861 804500
E-Mail: martin.mensing@mensing-kollegen.de

Erfahrener WP/StB, Prüfer für Qualitätskontrol-
le nach § 57a Abs. 3 WPO, seit seiner Mitwir-
kung an der ersten Qualitätsverlautbarung des 
Berufsstandes VO 1/1995 in Qualitätsfragen 
zuhause, bietet mit seiner mittelständisch ori-
entierten WPG die Übernahme von Nachschau, 
Berichtskritik und auftragsbegleitender QS so-
wie die Beratung in Fragen der Qualitätssiche-
rung an. 
Kontakt: WP/StB Patrick Schaefer
Tel.: 0201 87856 40
E-Mail: patrick.schaefer@bswest.de
Internet: www.bswest.de

WP/StB/CPA, Prüfer für Qualitätskontrolle nach 
§ 57a Abs. 3 WPO, mit langjähriger Erfahrung 
im Bereich Qualitätskontrolle und -manage-
ment, in eigener Praxis in München tätig, 
bietet überregional Qualitätskontrollen und 
Unterstützung beim Qualitätsmanagement 
(Nachschau, auftragsbezogene Qualitätssiche-
rung etc.) an.
Kontakt: Thomas Schöllhorn
Tel.: 089 25540913
E-Mail: thomas.schoellhorn@gmx.net

Ostwestfälische mittelständische WPG mit 
langjähriger Erfahrung im Bereich Mittelstand 
führt Qualitätskontrollen nach § 57a WPO für 
kleine und mittlere Berufspraxen durch. Beson-
dere Kenntnisse im Bereich der Ausgestaltung 
interner Qualitätssicherungssysteme mittel-
ständischer WP-Kanzleien und der Erfordernis-
se der Dokumentation, um einen hohen Stan-
dard der erteilten Testate zu gewährleisten.
Kontakt: WP/StB Peter Sturm
Tel.: 05223 160002
E-Mail: peter.sturm@wp-wirtschaftspruefung.de

Kleine WPG, erfahrener Prüfer für Qualitäts-
kontrolle nach § 57a Abs. 3 WPO, bietet ex-
terne Berichtskritik und die Durchführung der 
Nachschau an. 
Kontakt: Tel.: 05205 7515 0
Fax: 05205 7515 29
E-Mail: winkelmann@kanzlei-winkelmann.de

WP-Starter, Erst- und Folgeprüfungen sind un-
ser Qualitätskontroll-Geschäftsfeld. Als Prüfer 
für Qualitätskontrolle nach § 57a Abs. 3 WPO 
registrierte und bundesweit tätige WPG, Stand-
ort Großraum Nürnberg, bietet die Durch-
führung von Qualitätskontrollen nach § 57a 
bzw. 57g WPO bei kleinen und mittelgroßen 
WP-, vBP-Praxen und WPG/BPG an. Es wurden 
bereits mehrfach, und für die Kollegen erfolg-
reich, Qualitätskontrollprüfungen bundesweit 
durchgeführt, laufende Aktualisierung von 
PfQK-Spezialfortbildungen einschl. Schwer-
punkte PS 261, IKS- und IT-Bereich. Alterna-
tiv wird Unterstützung bei der Einrichtung des 
QSS sowie als Externe für Berichtskritik und 
Nachschau angeboten.
Nähere Informationen: 
WP Dipl.-Volksw. Heinz-Jürgen Wagner
alpha-audit GmbH WPG
Tel.: 0171 4953880
E-Mail: 
alpha.wagner@wirtschaftspruefer-neumarkt.de
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Praktikumsbörse
Anzeigen auch auf k www.wpk.de/anzeigen/

WP-Kanzlei mit Schwerpunkt auf Prüfung/Be-
ratung bei Banken bzw. Finanzdienstleistern im 
regulierten Bereich bietet Mitarbeit für Prakti-

kanten (m/w) und Vermittlung von Branchen-
wissen. Bei hoher Eigenverantwortung wird ein 
interessanter und praxisorientierter Einblick in 

Prüfungsmethodik und Berichtserstellung zu 
verschiedenen Praxisthemen gewährt. 
Kontakt: E-Mail: info@app-audit.de
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Neu dabei 

Warum wollten Sie Wirtschaftsprüfer werden?
Bereits während meines Studiums bekam ich erste 
Einblicke in die Wirtschaftsprüfung. Hierbei gefiel 
mir sehr gut, dass Wirtschaftsprüfer im Rahmen ih-
rer Tätigkeit Einblicke in viele verschiedene Unter-
nehmen erhalten – einschließlich der Arbeitsabläufe 
in den Unternehmen. Im Rahmen meiner Tätigkeit 
bei einer großen WP-Gesellschaft im Anschluss an 
mein Studium erkannte ich dann schnell, dass die 
Arbeit mit den Mandanten und Kollegen in der Wirt-
schaftsprüfung mir sehr viel Spaß machte.

Was fasziniert Sie an diesem Beruf?
Das Tätigkeitsgebiet eines Wirtschaftsprüfers ist sehr 
vielfältig und bietet durch die ständigen Verände-
rungen immer neue Herausforderungen. Zudem lernt 
man die unterschiedlichsten Unternehmen kennen 
und hat viel Kontakt sowohl mit Mandanten und als 
auch anderen Berufsangehörigen.

Was bedeutet für Sie Qualität?
Qualität bedeutet für mich, gegenüber dem jeweili-
gen Mandanten und meinen Kollegen ein einwand-
freies fachliches Arbeitsergebnis zu erzielen, ins-
besondere auch in Hinblick auf eine ganzheitliche 
Beratung des Auftraggebers.

Was freut Sie besonders?
Zuverlässigkeit und offene Kommunikation mit den 
Mandanten und unter den Kollegen stimmen mich 
positiv. Besonders freut es mich, wenn unsere Bera-
tung einen Mehrwert für die Mandanten bietet und 
diese weiterbringt. Auch tut es gut, von den Man-
danten ein positives Feed-back zu unserer Arbeit zu 
erhalten.

Was ärgert Sie besonders?
Mich ärgert es, wenn Versprechen nicht eingehal-
ten werden und keine offene Kommunikation statt-
findet.

Was ist Ihr größter Erfolg?
Mein größter Erfolg ist Glück und Zufriedenheit mei-
ner Familie sowie das Erreichen unserer persönli-
chen Ziele. Hier haben wir in den letzten Jahren ge-
meinsam einige schwierige Ziele erreicht.

Wo würden sie gerne leben?
Mir gefällt es, im Großraum Stuttgart zu leben. Ein 
Traum von mir wäre es jedoch, im Süden von Eng-

land an der Küste zu leben. England ist ein faszinie-
rendes Land und die Landschaft an der Küste ist dort 
einmalig schön.

Was bedeutet für Sie Lebensqualität?
Lebensqualität bedeutet für mich, Zeit mit meiner 
Familie zu verbringen. Insbesondere die Zeit mit un-
seren Kindern gibt mir immer wieder neue Kraft.

Wo und was möchten Sie in fünf Jahren sein?
Beruflich möchte ich als Wirtschaftsprüfer in verant-
wortlicher und leitender Position tätig sein. Zudem 
würde ich gerne meinen Fokus noch stärker als bis-
lang auf die Wirtschaftsprüfung legen.

Welche ist Ihre Lieblingsgestalt in der Geschichte:
Als Wirtschaftsprüfer ist dies Luca Pacioli, da er mit 
seinen Schriften die Grundlage für unser Tätigkeit 
gelegt hat.

Welches Buch lesen Sie derzeit?
Die Zeit, ein Buch zu lesen, bleibt mir leider momen-
tan nicht.

Was machen Sie gerne in Ihrer Freizeit?
Meine Freizeit verbringe ich am liebsten mit meiner 
Frau und unseren drei Kindern. Im Winter gehe ich 
gerne Skifahren.

Was ist Ihr Traum vom Glück?/Ihr Motto?
Mein Motto lautet: Zielstrebigkeit ist eine der we-
sentlichen Voraussetzungen für Erfolg im Leben, 
egal welches Ziel man verfolgt.

WP/StB Dipl.Betriebswirt (BA) 
Patrick Oehler (35) studierte an 
der Berufsakademie Stuttgart BWL 
in der Fachrichtung Steuern und 
Prüfungswesen. Nach dem Studium 
war er ein Jahr bei einer großen 
WP-Gesellschaft im Bereich Audit 
tätig. Anschließend wechselte er zu 
einer mittelständischen WP-/StB-
Gesellschaft, bei der er Mandanten 
ganzheitlich im Wirtschaftsprü-
fung und Steuerberatung betreut. 
Seinen Schwerpunkt hat er in der Prüfung von Dienstleistern 
und Industrieunternehmen sowie in der steuerlichen Beratung. 
Am 18.01.2013 wurde er von der Wirtschaftspüferkammer als 
Wirtschaftsprüfer bestellt.
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Ihre Zeit ist zu kostbar, um sie
mit der Suche nach Informationen 
zu verbringen.

NWB Wirtschaftsprüfung
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www.nwb.de/go/wp
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EINMALIG ...

… ist unsere Kompetenz in der Versicherung von 
Wirtschaftsprüfern und Steuerberatern.
Berufshaftpfl ichtversicherung für Wirtschaftsprüfer und Steuerberater ist unser Geschäft. Ihre Ansprechpartner sind sehr erfahren und 

hoch kompetent. In der Beratung passen wir den Versicherungsschutz an Ihre Bedürfnisse und das individuelle Risiko aus Ihrer Praxis 

an. Bei allen Fragen zum Risiko und zum bestehenden Versicherungsumfang stehen wir Ihnen fl exibel und pragmatisch mit unserem 

Wissen zur Verfügung. In der Schadensbearbeitung treffen Sie auf unsere hoch motivierten und spezialisierten Juristen, die Sie bei der 

Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche unterstützen und bei berechtigten Schadensersatzansprüchen mit Ihnen zusammen 

Lösungen mit Ihrem Mandanten suchen und fi nden. Damit kennen wir uns aus. Seit mehr als 70 Jahren tun wir nichts anderes.

Versicherergemeinschaft für das 
wirtschaftliche Prüfungs- und Treuhandwesen
Allianz · AXA · ERGO · R + V Allgemeine

Dotzheimer Str. 23 · 65185 Wiesbaden 

Tel.: +49 (0)6 11 / 3 96 06 - 0 

Fax: +49 (0)6 11 / 3 96 06 - 26 

E-Mail: vwi@versicherungsstelle-wiesbaden.de 

www.versicherungsstelle-wiesbaden.de
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